
epd Dokumentation online 

Herausgeber und Verlag: Gemeinschaftswerk der Evangelischen Publizistik (GEP) gGmbH, 
Emil-von-Behring-Str. 3, 60439 Frankfurt am Main. 
Geschäftsführer: Direktor Jörg Bollmann 
Amtsgericht Frankfurt am Main HRB 49081 
USt-ID-Nr. DE 114 235 916  
Verlagsleiter: Bert Wegener. 
Chefredakteur der epd-Zentralredaktion: Karsten Frerichs. 
Verantwortliche Redakteure epd-Dokumentation: Uwe Gepp (V.i.S.d.P.) / Reinhold Schardt

Erscheinungsweise: einmal wöchentlich, online freitags. 

Bezugspreis: 

• Online-Abonnement „epd Dokumentation“ per E-Mail: monatl. 28,85 Euro,
jährlich 346,20 Euro, 4 Wochen zum Ende des Bezugsjahres kündbar. Der Preis für das
Online-Abonnement schließt den Zugang zum digitalen Archiv von epd-Dokumentation
(ab Jahrgang 2001) ein.

Verlag/Bestellservice (Adresse siehe oben unter GEP): Tel: 069/58098-225, 
Fax: 069/58098-226, E-Mail: kundenservice@gep.de 
Redaktion (Adresse siehe oben unter GEP): Tel: 069/58098-209 
Fax: 069/58098-294, E-Mail: doku@epd.de 

© GEP, Frankfurt am Main 

Alle Rechte vorbehalten. Die mit dem Abo-Vertrag erworbene Nutzungsgenehmigung für 
„epd Dokumentation“ gilt nur für einen PC-Arbeitsplatz. „epd Dokumentation“, bzw. Teile 
daraus, darf nur mit Zustimmung des Verlags weiterverwertet, gedruckt, gesendet oder elek-
tronisch kopiert und weiterverbreitet werden. 
Anfragen richten Sie bitte an die epd-Verkaufsleitung (Adresse siehe oben unter GEP), 
Tel: 069/58098-259, Fax: 069/ 58098-300, E-Mail: verkauf@epd.de. 

Haftungsausschluss: 
Jede Haftung für technische Mängel oder Mängelfolgeschäden ist ausgeschlossen. 



Frankfurt am Main  11. Februar 2020 www.epd.de Nr. 7 

 
 
 
 
 
 
 
 

 70 Jahre Grundgesetz – »Was ist unsere 
Verfassung wert?« 
Beiträge der Sommertagung des Politischen Clubs der Evangelischen Akademie 
Tutzing, 21. bis 23. Juni 2019 
 

Impressum 

Herausgeber und Verlag: 
Gemeinschaftswerk der 
Evangelischen Publizistik (GEP) 
gGmbH 
Anschrift: Emil-von-Behring-Str. 3, 
60439 Frankfurt am Main. 
Briefe bitte an Postfach 50 05 50, 
60394 Frankfurt 

Geschäftsführer: 
Direktor Jörg Bollmann 
Verlagsleiter: 
Bert Wegener 
epd-Zentralredaktion: 
Chefredakteur: Karsten Frerichs 

epd-Dokumentation: 
Verantwortliche Redakteure: 
Uwe Gepp (V.i.S.d.P.) /  
Reinhold Schardt 
Tel.: (069) 58 098 –135 
Fax: (069) 58 098 –294 
E-Mail: doku@epd.de 

Der Informationsdienst 
epd-Dokumentation dient der 
persönlichen Unterrichtung. 
Nachdruck nur mit Erlaubnis und 
unter Quellenangabe. 
Druck:  
Strube Druck & Medien GmbH 
Stimmerswiesen 3 
34587 Felsberg 



2yy7/2020yepd-Dokumentation 

 Einleitung in die 
vorliegende Ausgabe 

Wie die Bundesrepublik wurde 
2019 auch deren konstitutionelles 
Fundament, das Grundgesetz, 70 
Jahre alt. Seit fast 30 Jahren ist 
es auch die gemeinsame Verfas-
sung des wiedervereinigten 
Deutschlands. Sosehr das Grund-
gesetz als vorläufig gedacht war, 
so sehr ist es inzwischen längst 
zum Rückgrat eines ziemlich 
lebendigen und stabilen Staats-
körpers geworden. Der Respekt 
vor ihm ist groß, es gilt als die 
beste Verfassung unserer Ge-
schichte, ja sogar als eine Art 
Exportartikel. 

Obwohl unsere Verfassung die 
Demokratie gestärkt und ermög-
licht hat, ist sie allein keine aus-
reichende Garantie für Demokra-
tie. Die beste Verfassung nutzt 
nichts, wenn die Menschen das 
Vertrauen in die Demokratie 
verlieren und sich von ihr ab-
wenden. Auch dass Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit in un-
trennbarem Zusammenhang 
stehen, ist nicht mehr selbstver-
ständlich, wie der Blick in die 
Welt und zu unseren europäi-
schen Nachbarn zeigt. Und auch 
in Deutschland erscheint ange-
sichts der gegenwärtigen Umbrü-
che im Parteiensystem, ange-
sichts der verbreiteten Zukunfts-

ängste und des Erfolgs populisti-
scher Kräfte, das demokratische 
Fundament nicht mehr so gesi-
chert wie zur Zeit der Wieder-
vereinigungseuphorie. Umso 
mehr gilt es, unsere Verfassung 
als Anker unserer demokrati-
schen Gesinnung zu verteidigen 
und zu verhindern, dass die De-
mokratie ausgenutzt wird, um 
Liberalität und Rechtstaatlichkeit 
zu zerstören und ihre Grundwer-
te zu verletzen. 

Taugt und reicht der vielbe-
schworene »Verfassungspatrio-
tismus« noch als das einigende 
Band, als die »Leitkultur« unserer 
pluralen, widersprüchlichen, 
konfliktreicher gewordenen und 
werdenden Gesellschaft? Welche 
Lehren sind aus den Erfahrungen 
mit der Weimarer Verfassung zu 
ziehen? Wie hat sich das Verhält-
nis der Bundesbürger zum 
Grundgesetz entwickelt, gibt es 
Veränderungen gerade in den 
letzten Jahren? Welche Rolle 
spielt dabei das Bundesverfas-
sungsgericht und seine Autorität? 
Wie sind die wahrlich nicht we-
nigen Grundgesetzänderungen in 
den vergangenen Jahrzehnten zu 
bewerten? Welche neuerlichen 
Änderungen sind möglicherweise 
notwendig (oder eben nicht) im 
Blick auf die verstärkten Wün-
sche nach mehr direkter Demo-
kratie und nach der Stärkung von 

Gleichberechtigung, im Hinblick 
auf die ökologische Herausforde-
rung und die digitale Transfor-
mation von Arbeitswelt und Ge-
sellschaft und hinsichtlich des 
weiteren europäischen Prozes-
ses? 

Das waren viele Fragen und viel 
Stoff für intensive Diskussionen, 
unser Grundgesetz zu würdigen 
– im Rahmen der Sommertagung 
des Politischen Clubs der Evan-
gelischen Akademie Tutzing. Der 
epd-Redaktion ist für die Auf-
nahme dieser Dokumentation in 
ihren Informationsdienst zu dan-
ken und Reinhold Schardt für die 
aufmerksame Begleitung dieses 
Vorhabens. Ein besonderer Dank 
gilt dem Leiter des Politischen 
Clubs, Bundestagspräsident a.D. 
Dr. Wolfgang Thierse, der dieses 
Thema aufgriff – unterstützt von 
Dr. Anna Wolf und Dorothea 
Grass, Referentin für Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit. Schließlich 
gilt der Dank den Autorinnen 
und Autoren, die ihre Beiträge 
für die epd-Dokumentation zur 
Verfügung stellten. 

Udo Hahn,  
Direktor der Evangelischen  

Akademie Tutzing 

 

Quelle: 
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Einführung 
Von Dr. h.c. Wolfgang Thierse, Bundestagspräsident a.D., Vorsitzender des Politischen 
Clubs der Evangelischen Akademie Tutzing 

Evangelische Akademie Tutzing, 21. Juni 2019 

Haben wir es inzwischen nicht genug gefeiert? Zu 
seinem 70. Geburtstag – unser Grundgesetz. Ja, 
das Grundgesetz ist höchstoffiziell gewürdigt 
worden – interessanterweise vor allem in Karls-
ruhe und überraschenderweise weniger in Berlin, 
obwohl es eine Bundestagsdebatte gegeben hat zu 
dem Thema. Die Zeitungen und Medien insge-
samt waren voller Geburtstagswünsche im wirkli-
chen Sinne. Prominente haben sich was vom 
Grundgesetz gewünscht oder Änderungen ge-
wünscht. Ich habe das mit einigem Vergnügen 
gelesen. Die deutsche Bevölkerung – das zeigen 
alle Umfragen – bejaht unsere Verfassung in 
ganz, ganz großer Mehrheit. Und sie ist sogar 
eine Art von Exportschlager, ein Exportartikel 
geworden. 

Ich erinnere mich an manche meiner offiziellen 
Reisen als Bundestagspräsident, namentlich in 
afrikanischen Ländern, aber auch in asiatischen 
Ländern. Da habe ich immer gehört, dass die 
nicht nur wegen unserer damals noch etwas bes-
seren Fußballmannschaft oder wegen unserer 
Autos voller Neid nach Deutschland schauen, 
sondern sie kamen fast immer in den Gesprächen 
auch auf unsere Verfassung zu sprechen. Und auf 
die Beobachtung, dass man Demokratie auf über-
zeugende und höchst erfolgreiche Weise lernen 
kann – dass es auch eine Erfolgsgeschichte ist, 
Demokratie zu erlernen, was die Deutschen ja 
1945 mit Hilfe – mit fremder Hilfe, aber auch mit 
Hilfe des Grundgesetzes – geschafft haben. 

Denn das Grundgesetz – da sage ich nun das 
Selbstverständliche – ist das Rückgrat eines stabi-
len und lebendigen Staatskörpers geworden. Es 
ist die selbstverständliche Grundlage unseres 
demokratischen Zusammenlebens: seit 70 Jahren 
im Westen Deutschlands und seit knapp 30 Jah-
ren nun in ganz Deutschland. Und ich füge aus 
meiner persönlichen Erinnerung hinzu: Es war 
schon so, dass die große Mehrheit der DDR-
Bürger unter das rettende Dach der Bundesrepu-
blik wollte – gewiss auch wegen des Wohlstands, 
der erfolgreichen Wirtschaft, aber auch wegen 
dieses Grundgesetzes, wegen dieser Verfassung. 
Selbstverständlich ist es geworden. So selbstver-
ständlich, dass, wie ich meine, das Erstaunliche 
seiner Entstehung und seiner 70-jährigen Ge-

schichte nicht mehr recht wahrgenommen wird 
und aktuelle oder künftige Gefährdungen womög-
lich übersehen werden. Jedenfalls war mein Ein-
druck bei den vielen Feierlichkeiten und den Tex-
ten, dass immer auch eine leise Beunruhigung 
mitschwang – vielleicht kommen wir darauf zu-
rück. 

Jedenfalls: Damit wollen wir uns in der Tagung 
befassen. Ich nenne ein paar Fragerichtungen – 
Themenkomplexe. Erstens: Wir wollen uns mit 
der Entstehungs- und Erfolgsgeschichte des 
Grundgesetzes befassen. Es ist ja eine Antwort 
auf die Erfahrung des Nazi-Unrechtsystems und 
auf die Erfahrungen mit der Weimarer Demokra-
tie. Es schließt an die Weimarer Verfassung an, 
aber in bestimmter Weise nimmt es auch Erfah-
rungen der Weimarer Demokratie auf. Es ist – das 
finde ich ein großes, aber, glaube ich, zutreffen-
des Wort – ein großer post-totalitärer oder anti-
totalitärer Entwurf gewesen. Es war aber zugleich 
ausdrücklich ein Provisorium – es war gedacht 
als vorläufige Verfassung. Und es erwies sich 
gleichwohl als stabiles Fundament der sich ent-
wickelnden bundesdeutschen Demokratie.  

Zweitens: Das Grundgesetz hat in den vergange-
nen Jahren 63 Änderungen erfahren – ich hoffe, 
die Zahl stimmt, Herr Prof. Dreier, ich glaube, ich 
habe sie von Ihnen – oder sollte man sagen: erlit-
ten, es waren ja vermutlich auch Verschlimmbes-
serungen dabei. Jedenfalls ist eine glatte Verdopp-
lung des Umfangs des Grundgesetzes dabei zu-
stande gekommen. Und manche Artikel sind von 
einer Umfänglichkeit und Detailgenauigkeit, dass 
es einen, wenn man noch mal reinguckt, erstaunt 
– auch als einer, der gelegentlich bei solchen 
Verfassungsänderungen als Abgeordneter dabei 
war. Wie diese zu bewerten sind, soll Gegenstand 
unserer Diskussion sein. Und auch welche weite-
ren Veränderungen wir heute und für morgen 
eventuell brauchen. Ich zähle nur auf, welche 
Wünsche in der Diskussion sind – welche Verfas-
sungsänderungswünsche: 

  Wahlrecht, Stichwort Parität. Der branden-
burgische Landtag hat ein entsprechendes Ge-
setz in Vorbereitung – nein, sogar verabschie-
det –, und das ist schon verfassungsrechtlich 
ein bisschen umstritten.  

  Kinderrechte ins Grundgesetz.  
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  Das Thema Internet, Internetfreiheit. Das 
Grundgesetz kennt naheliegenderweise das In-
ternet noch nicht. Was folgert daraus? Da muss 
zwingend etwas geändert werden. 

  Das Recht auf eine intakte Natur – so eine 
Forderung von »Fridays for Future«. Oder die 
Aufnahme des Klimaschutzes als ein Staatsziel, 
als ein Grundrecht.  

  Das Prinzip der Nachhaltigkeit im Sinne der 
Generationengerechtigkeit. Präsident Papier hat 
davon gesprochen. 

  Immer wieder wird über Plebiszite auch auf 
Bundesebene diskutiert. Ja und nein. 

  Und nicht zuletzt und nicht zu vergessen: 
Ich bin Germanist und mir fällt dann immer 
mal ein: Es ist doch eigentlich erstaunlich, dass 
im Unterschied zu den meisten europäischen 
Nachbarstaaten unsere Landessprache im 
Grundgesetz keine Erwähnung findet. Und es 
gab ja immer mal Ansätze, deutsch als die 
Landessprache im Grundgesetz festzuhalten. 

Also viel Stoff: Bewertung der Veränderungen, 
Bewertung von Veränderungswünschen. 

Drittens: Wir werden auch über das Bundesver-
fassungsgericht zu diskutieren haben, dessen 
außerordentliches Renommee ja bekannt ist. Es 
ist die höchstangesehene Institution unserer De-
mokratie. Wenn man deren Renommee etwa mit 
dem Ansehen des Bundestages oder der Parteien 
vergleicht, dann kann man nur Anfälle von Neid 
bekommen. Ob das dieser Demokratie in jedem 
Fall guttut, bin ich nicht sicher. Dass eine Institu-
tion so hoch bewertet wird und gewissermaßen 
als Kontrast alle anderen oder andere dann ent-
sprechend negativer bewertet werden. Wir wer-
den also zu reden haben über das durchaus 
spannungsreiche Verhältnis zwischen Bundesver-
fassungsgericht und Bundestag, von Gericht und 
Gesetzgeber. Um mich etwas – wie soll ich das 
nennen – proletenhaft auszudrücken: Wieso ei-
gentlich haben 16 Ernannte mehr zu sagen als 
600 gewählte Parlamentarier? Das ist immerhin 
erklärungsbedürftig, dieser Zusammenhang. Die 
besondere Legitimation des Bundesverfassungs-
gerichts gehört ja zu den staunenswerten Ent-
wicklungen und auch offensichtlich zu den Stabi-
litätspfeilern unserer Demokratie. Die Anrufung 
des Bundesverfassungsgerichts – wenn ich mich 
richtig erinnere, aber vielleicht täusche ich mich 
da – war ja nicht selten auch ein Ersatz für Politik 
und für politische Entscheidungen. Dass Politiker 

Entscheidungskonflikte nach Karlsruhe getragen 
haben. Es war die Beschwörung des Verfassungs-
rechts als Vermeidung von Politik? Fragezeichen. 

Viertens: Wir müssen auch reden über das Ver-
hältnis von Grundgesetz, unserer Verfassung, und 
der Europäischen Union – unserem nationalen 
Verfassungsrecht und dem Unionsrecht. Ein 
durchaus konfliktreiches Feld, was bedeutet: 
nationale Souveränitätseinschränkung zugunsten 
Europas – wie weit darf sie gehen? Das Bundes-
verfassungsgericht hat sich zu dieser sensiblen 
Thematik gelegentlich entschieden geäußert. Die 
Abgabe von nationalen Kompetenzen an die EU, 
an das Europäische Parlament, mindert – das ist 
die Frage – den Anwendungsbereich des Grund-
gesetzes. Ist das so? Ist das unvermeidlich? Sollen 
wir diesen Weg weitergehen? Aus welchen Grün-
den? Und was sagt unsere Verfassung dazu? Wer 
sorgt für Klärung bei Überlagerungen und rechtli-
chen Unschärfen zwischen europäischem Recht, 
also Unionsrecht, und nationalem Recht? Wer soll 
da entscheiden? 
Ich nenne nur ein paar Konfliktfelder:  

  Migration 

  Reichweite der Arbeitnehmerfreizügigkeit, 
also auch Sozialstaatlichkeitsfragen 

  Sozialleistungen 

  Stabilitätskriterien 

Nur ein paar Stichworte, wo dieser Streit immer 
mal wieder ausgetragen wird.  

Fünftens: Thema politische Kultur, also die Frage 
nach der Rolle der Parteien, der Volksparteien, in 
der Demokratie des Grundgesetzes, die eine re-
präsentative Demokratie ist. Ist der Verfassungs-
patriotismus das, was immer mal wieder ge-
wünscht wird – nämlich die Leitkultur unserer 
Gesellschaft (wenn man diesen Begriff überhaupt 
verwenden will – er ist ja durchaus umstritten 
und ambivalent)?  

Aber immerhin, eine Republik muss ja, wenn sie 
gelingen will und stabil sein soll, ihr normatives 
Fundament kennen und ausdrücklich bejahen. In 
Weimar war das nicht so, dass das normative 
Fundament vom Volk wirklich bejaht wurde. 
Aber reichen die Normen und Werte des Grund-
gesetzes für ein gelingendes Zusammenleben in 
einer immer pluralistischer werdenden Gesell-
schaft? Ist der Verfassungspatriotismus nicht ver-
gleichsweise abstrakt und nüchtern? Wie können 
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wir ihn mit Leidenschaft verbinden? Müsste man 
also auch über die Einbettung von Verfassungs-
patriotismus in Kultur, in Emotionen, in Erinne-
rungen reden? Auch, wie Professor Vorländer mal 
gesagt hat: Brauchen wir nicht auch Riten und 
Orte für einen gelebten, eben nicht nur nüchter-
nen Verfassungspatriotismus. Mit dem Verfas-
sungstag, dem 23. Mai, ist das bisher nicht recht 
gelungen. Ich ärgere mich noch heute – wenn ich 
das gestehen darf –, dass in Berlin nur der 8. 
März ein staatlicher Feiertag ist. Nichts gegen den 
Frauentag, aber ich hätte den 23. Mai viel schö-
ner gefunden als einen staatlichen Feiertag. Aber 
es gelingt irgendwie nicht – bisher. 

Sechster Themenkomplex: das Verhältnis von 
Verfassungstext und Verfassungswirklichkeit – 
wie ernst nehmen die Deutschen wirklich ihre 
Verfassung? Sind wir da noch so sicher angesichts 
der Vergröberung der kommunikativen Sitten, der 
Verhärtung von politischen Auseinandersetzun-
gen, der zunehmenden Aggressivität und Ver-
feindung? Wir sind noch lange nicht so weit in 
der Polarisierung, wie man das in den USA be-
obachten kann, oder auch in manchen anderen 
europäischen Ländern. Aber es gibt doch Ten-
denzen in diese Richtung. Welche Rolle kann 
dabei unser Grundgesetz spielen, unsere demo-
kratische Kultur? Welche Veränderungen gibt es 
hinsichtlich des Verstehens, der Wertschätzung, 
der Interpretation wesentlicher Artikel und Nor-
men des Grundgesetzes? Bei Prof. Dreier habe ich 
gelesen: Es gibt ja Sinnänderungen ohne Textän-
derungen, durch Interpretationen des Verfas-
sungsgerichtes. Eines der schönsten und übrigens 
erfolgreichsten Beispiele ist das Recht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung. Da wurde sozusa-
gen ein Recht abgeleitet für einen Zusammen-
hang, den die Väter und Mütter des Grundgeset-
zes noch nicht kannten. Aber es gibt andere De-
batten, die geführt werden: 

  Eine eigentümliche Debatte über Eigentums-
recht, also über Verstaatlichung, Vergesell-
schaftung. 

  Über Individualrechte, also das allerhöchste 
Gut unserer Republik: das Selbstbestimmungs-
recht. Mir fiel das jetzt ein, als ich die Debatte 

über die Organspende verfolgte: Ist es da noch 
das allerhöchste Recht oder greift der Staat ein 
und sagt, wir regeln das und nur wenn ihr wi-
dersprecht? Ist da von Selbstbestimmung die 
Rede? 

  Das Religionsverfassungsrecht. Müssen wir 
da Änderungen vornehmen oder nur neu in-
terpretieren angesichts der weltanschaulich-
religiösen Pluralisierung unserer Gesellschaft?  

  Das Parteienrecht. Angesichts autoritärer 
Parteien, die auch die demokratische Verfas-
sung zu nutzen versuchen. Das ist doch ein 
neues Thema. Muss man das Bundesverfas-
sungsgerichtsgesetz etwa ändern, um sicherzu-
stellen, dass es bei uns solche Entwicklungen 
wie etwa in Polen nicht gibt? Dass eine Mehr-
heit im Parlament plötzlich das Verfassungsge-
richt ändern kann, seine Regularien oder seine 
personelle Besetzung – also Eingriffe in die 
Unabhängigkeit des Verfassungsgerichts vor-
nehmen kann.  

  Am letzten Wochenende war hier eine Ta-
gung über Zivilgesellschaft. Auch sie hat sich 
verändert, hat andere Formen angenommen, ja 
sogar auch ein größeres Gewicht bekommen. 
Was bedeutet das für das Verständnis der Re-
geln und Normen unserer Verfassung, das De-
mokratieverständnis? 

  Und schließlich auch das Stichwort Mei-
nungsfreiheit. Angesichts dessen, was sich im 
Internet abspielt an Hass und Aggressivität, 
muss man neu fragen: Berührt das unser hohes 
Gut der Meinungsfreiheit? Oder können wir sa-
gen, »ja, das ist halt so« und zucken mit den 
Achseln? 

Alles Themen, die im Umgang mit unserer Ver-
fassung, der Interpretation der Verfassung, zu 
diskutieren wären. Und ich finde, dass wir in der 
Tagung so miteinander diskutieren werden, ist 
doch die beste Weise, unser Grundgesetz zu 
würdigen.  
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Das Bundesverfassungsgericht als Garant der demokratischen 
Stabilität der Bundesrepublik 
Von Prof. em. Dr. Hans-Jürgen Papier, Präsident a.D. des Bundesverfassungsgerichts 

Evangelische Akademie Tutzing, 21. Juni 2019 

1. Einleitung 

Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland 
ist am 8. Mai 1949 vom Parlamentarischen Rat 
beschlossen und nahezu exakt vor 70 Jahren in 
Kraft getreten. Es ist sehr bemerkenswert, dass 
wir heute wie damals unter ein und derselben 
Verfassung, nämlich dem Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland, leben. Wann zuvor 
hat es eine so lange Zeit staatlicher Stabilität in 
Deutschland gegeben? Gleichwohl: Die Zeitum-
stände haben sich erheblich verändert. Damals 
ging es – nach Diktatur, Krieg und vollständigem 
Zusammenbruch – um die Errichtung eines de-
mokratischen Rechtsstaats und um den wirt-
schaftlichen Wiederaufbau. Heute sind es, nach-
dem die Teilung Deutschlands und die Teilung 
der Welt in Ost und West überwunden sind, vor 
allem die Herausforderungen der Globalisierung 
und Digitalisierung, die ein gefestigtes, aber auch 
saturiertes und dabei bisweilen unbeweglich ge-
wordenes Gemeinwesen unter einen gewaltigen 
und ungewohnten Anpassungsdruck setzen. 
Kaum ein Lebens- und Regelungsbereich unserer 
sozialen Ordnung kann sich derzeit der Frage 
nach seiner Reformbedürftigkeit entziehen. 

Anstehende Reformaufgaben zu bewältigen, ist 
Sache der politischen Staatsorgane, also vor allem 
von Parlament und Regierung. Die Verfassung 
gibt hierfür lediglich einen verbindlichen Hand-
lungsrahmen. Veränderungen in ihrer Umwelt 
lassen allerdings auch eine Verfassung nicht un-
berührt. Das Grundgesetz selbst steht in diesem 
Sinne vor einer Bewährungsprobe. Sind die vor 
70 Jahren getroffenen Grundentscheidungen un-
serer Verfassung heute noch aktuell und rich-
tungsweisend? Gibt es strukturelle Schwachstel-
len, an denen das Grundgesetz fortzuentwickeln 
ist, um die Handlungs- und Reformfähigkeit unse-
res Staates zu erhalten und zu verbessern? Zu 
fragen ist aber auch, ob es in der Verfassung be-
währte Grundsätze gibt, die es wieder verstärkt 
zu aktualisieren und zur Geltung zu bringen gilt. 
Denn eines gilt: Auch bewährte Verfassungen, zu 
denen zweifelsohne das Grundgesetz gehört, 
müssen sich immer wieder fragen lassen, ob sie 
den Herausforderungen der Zeit noch in jedem 
Fall gerecht werden. Sie stehen in der Zeit, sind 

Entwicklungen ausgesetzt, die sie auffangen und 
verfestigen müssen, sie sollen jedoch weder bei 
aller Offenheit für den Wandel auf der einen Seite 
dem Zeitgeist huldigen noch sich auf der anderen 
Seite von der gelebten Verfassungswirklichkeit 
allzu weit entfernen. 

2. »Grundgesetz« und nicht »Verfassung« 

Anders als die erste demokratisch-rechtsstaatliche 
Verfassung Deutschlands, nämlich die sogenannte 
Weimarer Reichsverfassung, trägt das Grundge-
setz nicht die Bezeichnung »Verfassung«. Daraus 
ist jahrzehntelang, vereinzelt auch noch heute, 
die These abgeleitet worden, dass Deutschland 
keine Verfassung habe, die von dem deutschen 
Volk in freier Entscheidung beschlossen worden 
ist. Die Bezeichnung Grundgesetz war damals 
vom Parlamentarischen Rat in der Tat gewählt 
worden, um den provisorischen Charakter dieses 
Verfassungsgesetzes zu betonen. Die Bezeich-
nung Grundgesetz war mit anderen Worten in 
dem Bewusstsein gewählt worden, dass Deutsch-
land damals geteilt war. Aber inzwischen ist das 
Grundgesetz aus diesem Stadium des Provisori-
ums und eines Verfassungsgesetzes, das nur für 
einen Teil Deutschlands gilt, eindeutig herausge-
wachsen, nicht zuletzt nach der Einigung 
Deutschlands. So geht es heute letztlich nur noch 
um eine semantische Frage, es besteht also kein 
Anlass, an dem Verfassungscharakter des Grund-
gesetzes zu zweifeln. 

Die Einheit Deutschlands ist dadurch zustande 
gekommen, dass die Neuen Bundesländer den 
Weg des Beitritts zum Grundgesetz gewählt ha-
ben und man es allgemein weder für nötig noch 
für sinnvoll gehalten hat, dem wiedervereinten 
Deutschland eine neue Verfassung zu geben. 
Dass das Grundgesetz zu keiner Zeit dem deut-
schen Volk zur Abstimmung vorgelegt worden 
ist, ist in meinen Augen kein Mangel. Historisch 
ist es so, dass die beiden demokratisch-rechts-
staatlichen Verfassungen Deutschlands jeweils 
nicht durch Volksentscheide verabschiedet wor-
den sind, weder die Weimarer Verfassung noch 
das Grundgesetz, wohl aber im Wege der reprä-
sentativen Demokratie durch Beschluss gewählter 
Volksvertreter. Die demokratische Legitimation 
dürfte deshalb unzweifelhaft sein. 
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3. Besondere Bedeutung der Grundrechte 

Anders als die Weimarer Reichsverfassung stellt 
das Grundgesetz die Grundrechte als einklagbare 
Freiheitsrechte des Einzelnen gegen den Staat in 
den Mittelpunkt der rechtsstaatlichen Ordnung. 
Der erste Artikel des Grundgesetzes bestimmt: 
»Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu 
achten und zu schützen ist Verpflichtung aller 
staatlichen Gewalt.« Die Grundrechte binden als 
Abwehr- oder Freiheitsrechte nach Art. 1 Abs. 3 
GG Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und 
Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht. 
Die Grundrechte sind mithin einklagbare, subjek-
tive Individualrechte, keine bloßen Programmsät-
ze, staatliche Verheißungen oder Versprechungen 
beziehungsweise bloße Staatszielbestimmungen, 
die allein nach Maßgabe einfachgesetzlicher Aus-
gestaltung rechtliche Wirkung entfalten. 

Ergänzend zu den Gewährleistungen der materiel-
len Grund- und Menschenrechte sieht das Grund-
gesetz das verfahrensrechtliche Instrument der 
Verfassungsbeschwerde vor. Nach Art. 93 Abs. 1 
Nr. 4a GG entscheidet das Bundesverfassungsge-
richt über Verfassungsbeschwerden, die von je-
dermann mit der Behauptung erhoben werden 
können, durch die öffentliche Gewalt in einem 
seiner Grundrechte verletzt zu sein. Von dieser 
Möglichkeit machen jährlich nahezu 6.000 Bürge-
rinnen und Bürger Gebrauch.  

Seit den 1950er Jahren hat sich demgemäß in 
Deutschland eine Grundrechtsordnung nicht zu-
letzt durch die Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts in einer Weise entwickelt und ent-
faltet, dass diese nicht nur zu einem ganz ent-
scheidenden Integrationsfaktor dieses Gemeinwe-
sens, sondern in gewissem Grade auch zu einer 
»weltweit beachteten Referenzordnung« (Georg 
Nolte) geworden ist. Die Grundrechtsgewährleis-
tungen des Grundgesetzes in Verbindung mit der 
verfahrensmäßigen Durchsetzung im Wege der 
Verfassungsbeschwerde erlangten blühende Vita-
lität und zählen zur unübersehbaren Realität in 
Staat und Gesellschaft. Normativität, also rechtli-
che Verbindlichkeit, und Justiziabilität der 
Grundrechte ersetzten die mit Grundrechten in 
Deutschland vormals verbundene bloße Pro-
grammhaftigkeit der Grundrechte als bloße ver-
fassungslyrische Verheißungen. 

4. Besondere Rolle des Bundesverfassungs-
gerichts 

Dabei hat das Bundesverfassungsgericht vor al-
lem durch Konkretisierung und Fortbildung all-

gemeiner Grundrechtsverbürgungen den verän-
derten technologischen und gesellschaftlichen 
Gegebenheiten Rechnung getragen. Beispielhaft 
erwähne ich hier nur das Grundrecht auf die freie 
Entfaltung der Persönlichkeit nach Art. 2 Abs. 1 
GG. Aus diesem Grundrecht hat das Bundesver-
fassungsgericht in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 
GG, wonach die Würde des Menschen unantast-
bar ist, ein Grundrecht auf informationelle Selbst-
bestimmung und auf Gewährleistung der Vertrau-
lichkeit und Integrität informationstechnischer 
Systeme abgeleitet. Auch wenn Grundrechte nach 
dem Verfassungstext durch Gesetz einschränkbar 
sind, hat das Bundesverfassungsgericht strenge 
Anforderungen an solche Grundrechtsbeschrän-
kungen aufgestellt. Es hat das Verhältnismäßig-
keitsprinzip zu einer wirksamen Eingriffsschranke 
entwickelt und außerdem für alle Freiheitsrechte, 
soweit diese die Persönlichkeit beziehungsweise 
Privatsphäre schützen, einen Kernbereich privater 
Lebensgestaltung als schlechthin unantastbar 
angesehen. 

Es hat durch zahlreiche Grundsatzentscheidungen 
sichergestellt, dass im Rechtsstaat des Grundge-
setzes die Balance zwischen Freiheit und Sicher-
heit nicht verloren geht, und zwar zu Lasten der 
Freiheit. Das Bundesverfassungsgericht hat im-
mer darauf geachtet, dass der Rechtsstaat seine 
Gegner allein mit den Mitteln des Rechtsstaats 
bekämpft und dass auch die Aufgabe des Staates, 
die Sicherheit seiner Bürgerinnen und Bürger zu 
gewährleisten, nicht jedes Mittel an Grundrechts-
eingriffen rechtfertigt. Es hat des Weiteren den 
Grundrechten der Meinungs- und Pressefreiheit 
sowie der Versammlungsfreiheit eine besondere 
Bedeutung für die Demokratie und den Rechts-
staat beigemessen und Meinungsfreiheit ebenso 
wie Versammlungsfreiheit auch dann geschützt, 
wenn es in den Augen weiter Kreise der Öffent-
lichkeit um kritikwürdige politische Meinungen 
jenseits des Mainstreams ging. 

Das Bundesverfassungsgericht hat vor allem den 
Grundrechten eine weitere, besondere Schutz-
funktion zugemessen. In erster Linie sind die 
Grundrechte des Grundgesetzes dazu bestimmt, 
die Freiheitssphäre des Einzelnen vor Eingriffen 
des Staates zu sichern. Sie sind mit anderen Wor-
ten Abwehr- oder Freiheitsrechte der Bürgerinnen 
und Bürger gegen den Staat. Die zweite, histo-
risch betrachtet neue und vom Bundesverfas-
sungsgericht entwickelte Schutzfunktion der 
Grundrechte besteht darin, dass sie als objektive 
Prinzipien staatliche Schutzpflichten begründen 
und dadurch ihre prinzipielle Geltungskraft für 
Staat und Gesellschaft verstärken. Werden 
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Grundrechte von »dritter Seite«, also nicht unmit-
telbar durch den Staat selbst, sondern etwa durch 
private Unternehmen oder Organisationen, gege-
benenfalls auch durch fremde staatliche Gewalten 
(etwa ausländische Geheimdienste) bedroht und 
beeinträchtigt, dann trifft den deutschen Staat, sei 
es den Gesetzgeber, sei es die Behörden oder die 
Gerichte, die verfassungsrechtliche, aus den 
Grundrechten folgende Verpflichtung, sich schüt-
zend vor die bedrohten Grundrechtsträger und 
ihre Freiheitsgüter zu stellen. 

5. Grundrechte in Zeiten der Digitalisierung 
und Globalisierung 

In Zeiten der Digitalisierung und Globalisierung 
wird diese zweite Schutzfunktion der Grundrech-
te immer bedeutsamer. In der digitalen, globali-
sierten Gesellschaft drohen nämlich den grund-
rechtlich verbürgten Freiheiten des Einzelnen 
nicht allein und teilweise sogar nicht einmal in 
erster Linie Beeinträchtigungen von Seiten der 
staatlichen Gewalt, sondern teils von Organen 
und Einrichtungen fremder Staaten, vor allem 
aber durch private, nicht selten im Ausland an-
sässigen, global operierenden Unternehmen, etwa 
als Anbieter digitaler Dienste. Sie sind es vor 
allem, die von ihren Nutzern private Daten in 
bisher ungeahnter Größenordnung erheben, spei-
chern, auswerten und in einer für den Einzelnen 
kaum noch erkennbaren Weise verwenden und 
vermarkten. 

Angesichts dieser realen Entwicklungen der digi-
talen Gesellschaft muss es darum gehen, die Gel-
tungskraft vor allem des Grundrechts auf Schutz 
der Persönlichkeit, insbesondere in seiner speziel-
len Ausprägung des Schutzes der informationel-
len Selbstbestimmung und der Vertraulichkeit 
und Integrität informationstechnischer Systeme, 
hinreichend zu sichern. Besonders bedroht ist 
aber auch das Grundrecht auf Schutz des Tele-
kommunikationsgeheimnisses. In diesem Zu-
sammenhang sei an die schon im Volkszählungs-
urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 15. 
Dezember 1983 formulierten Worte erinnert: 

»Wer nicht mit hinreichender Sicherheit über-
schauen kann, welche ihn betreffenden Informa-
tionen in bestimmten Bereichen seiner sozialen 
Umwelt bekannt sind und wer das Wissen mögli-
cher Kommunikationspartner nicht einigermaßen 
abzuschätzen vermag, kann in seiner Freiheit 
wesentlich gehemmt werden, aus eigener Selbst-
bestimmung zu planen und zu entscheiden.« 

Die Wahrnehmung der Freiheitsrechte der Bürge-
rinnen und Bürger darf nicht total erfasst und 
registriert werden. Dieses Verbot gehört nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
zur »verfassungsrechtlichen Identität der Bundes-
republik Deutschland«, das die staatlichen Organe 
der Bundesrepublik nicht nur unmittelbar bindet, 
sondern für dessen Wahrung sich Deutschland 
auch in »europäischen und internationalen Zu-
sammenhängen einsetzen muss«. 

Eine vom Staat vorgenommene oder durch staat-
liche Regulierung veranlasste Sammlung von 
personenbezogenen Daten auf Vorrat zu unbe-
stimmten oder (noch) nicht hinreichend be-
stimmbaren Zwecken ist verfassungsrechtlich 
strikt verboten. Damit verstieße eine flächen-
deckende, weitgehend voraussetzungslose, vor-
sorglich anlasslose Speicherung aller Telekom-
munikationsverkehrsdaten, die für die Strafver-
folgung und für die Gefahrenabwehr nützlich sein 
könnten, gegen deutsches Verfassungsrecht. 

Auf jeden Fall wird dafür Sorge zu tragen sein, 
dass der Menschenwürdeschutz und die Frei-
heitsverbürgungen auch im digitalen Zeitalter 
nicht ihre verfassungsrechtliche Dignität, Gel-
tungs- und Durchsetzungskraft verlieren und sich 
letztlich nur noch nach Maßgabe des unterverfas-
sungsrechtlichen Gesetzeswerks der nationalen 
und europäischen Gesetzgebung, das heißt allein 
nach den Maßstäben des politisch-ökonomisch 
und technologisch Zweckmäßigen und Durch-
setzbaren behaupten können. Die Grundrechts-
gewährleistungen erlangten – wie gesagt – nicht 
zuletzt durch die Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts in diesem Land eine bedeutende 
Entfaltung, sie wurden zur unübersehbaren und 
verfassungsrechtlich unüberwindbaren Realität in 
Staat und Gesellschaft.  

Die unaufhaltsamen Entwicklungen in der digita-
len und globalisierten Lebenswirklichkeit, ver-
bunden mit einer bedrohlichen Zunahme des 
internationalen Terrorismus, stellen Herausforde-
rungen der Rechtsstaatlichkeit und des Grund-
rechtsschutzes besonderer Art dar. Trotz all die-
ser Herausforderungen muss es vorrangig um die 
Wahrung und Stärkung des freiheitlichen Rechts-
staates, nicht aber um seine Schwächung und 
seinen Rückbau gehen. Ich bin mir ziemlich si-
cher, dass das Bundesverfassungsgericht, in zu-
nehmendem Maße aber auch der Gerichtshof der 
Europäischen Union, diesen Aufgaben und Zielen 
gerecht werden können. 
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6. Grundrechte und Grundpflichten 

Anders als die hier wiederholt angesprochene 
Weimarer Reichsverfassung von 1919, die im 
zweiten Hauptteil von »Grundrechten und Grund-
pflichten der Deutschen« spricht, enthält das 
Grundgesetz keine allgemeinen Aussagen zu 
»Grundpflichten« der Bürgerinnen und Bürger. 
Nur bei der Gewährleistung des Privateigentums 
im Art. 14 GG ist davon die Rede, dass »Eigentum 
verpflichtet« und »sein Gebrauch … zugleich dem 
Wohle der Allgemeinheit dienen« soll. 

Das Grundgesetz geht mithin von Freiheit und 
Selbstbestimmung, aber eben auch von der Eigen-
verantwortung der Menschen aus, sowohl als 
Grundlage ihrer persönlichen Entfaltung als auch 
als Grundlage ihrer sozialen Beziehungen. Diese 
freiheitliche Ausrichtung der Verfassung schließt 
es aus, dass der Staat für den Einzelnen und für 
die Gesellschaft insgesamt eine »Vollversiche-
rung« und einen »Lebensplan« bietet. Der Staat – 
auch als Sozialstaat – soll den Menschen diejeni-
gen elementaren Risiken abnehmen, die er nicht 
allein schultern kann. Er hat aber die Verantwor-
tung bei den Privaten zu stärken, anstatt sie zu 
verstaatlichen. Der freiheitliche Rechtsstaat darf 
nicht in die Rolle eines »Vollversicherers« privater 
Lebensrisiken und eines Vormunds seiner Bürge-
rinnen und Bürger gedrängt werden.  

In seiner berühmten Rede »Von Deutscher Repub-
lik« formulierte einst Thomas Mann im Jahre 
1922, die Freiheit sei kein bloßer Spaß und kein 
Vergnügen, der andere Name für Freiheit laute 
vielmehr Verantwortlichkeit. Damit sollte der 
auch heute noch richtige Gedanke in den Vorder-
grund gestellt werden, dass der demokratische 
Staat nicht die Sache einiger Weniger ist, sondern 
alle etwas angeht, und dass jeder Bürger eine 
Verantwortung für Staat und Verfassung trägt. Es 
soll damit aber auch zum Ausdruck gebracht 
werden, dass Freiheit niemals schrankenlos ist 
und kein Freibrief für grenzenlose individuelle 
Bedürfnisbefriedigung und egoistische Selbstver-
wirklichung gewährt. Freiheit und Verantwortung 
stehen in einem untrennbaren Komplementärver-
hältnis. 

Auch wenn das Grundgesetz nur von Grundrech-
ten und nicht zugleich von Grundpflichten 
spricht, so hat es sich doch indirekt für einen 
Ausgleich des Spannungsverhältnisses von Frei-
heit und Gemeinwohl, von Individuum und Ge-
meinschaft im Sinne der Gemeinschaftsbezogen-
heit und der Gemeinschaftsgebundenheit des 
Einzelnen entschieden. Bei der Eigentumsgarantie 

des Art. 14 GG ist diese Sozialpflichtigkeit aus-
drücklich benannt worden: Nach Art. 14 Abs. 2 
GG soll Eigentum verpflichten. Gleichwohl lassen 
sich aber daraus keine unmittelbaren rechtlichen 
Pflichten des Eigentümers herleiten. Diese Sozial-
bindungsklausel wendet sich vielmehr primär an 
den Gesetzgeber, der bei der Bestimmung von 
Inhalt und Schranken des Eigentums diese Sozi-
alpflichtigkeit des Eigentums in rechtlich verbind-
liche Normen umzusetzen hat. Ohne diesen Akt 
der gesetzgeberischen Konkretisierung der Sozi-
albindung durch den gewählten parlamentari-
schen Gesetzgeber stellten unmittelbare rechtliche 
Beschränkungen der Grundrechte eine Beein-
trächtigung von Demokratie und Rechtsstaat dar. 
Denn Demokratie und Rechtsstaatlichkeit verlan-
gen für jede rechtlich verbindliche Beschränkung 
von Freiheitsrechten eine vom Parlament be-
schlossene Grundlage oder Ermächtigung. 

7. Freiheit und Gemeinwohl 

Die Herstellung einer Balance von Freiheit und 
Gemeinwohl oder von Freiheit und Sicherheit 
erfolgt in einer parlamentarischen Demokratie 
wie der unsrigen zunächst einmal im Verfahren 
der parlamentarischen Gesetzgebung. Das Span-
nungsverhältnis zwischen Individuen auf der 
einen und Staat und Gesellschaft auf der anderen 
Seite ist seit jeher eine Herausforderung für den 
Gesetzgeber. Gerade im Spannungsverhältnis 
zwischen Freiheit und Sicherheit kann es wegen 
der sich ständig wandelnden Lebensverhältnisse 
und aufgrund des technologischen Fortschritts 
keine gleichbleibenden Lösungsstrategien geben. 
Auch sind die in der globalisierten Welt sich stel-
lenden Anforderungen ständigen Veränderungen 
unterworfen und verlangen daher auch in der 
Gesetzgebung Beachtung. Dabei ist der Gesetzge-
ber insoweit zunächst der »Erstinterpret der Ver-
fassung« (Paul Kirchhof). 

Aber zu unserer verfassungsrechtlichen Ordnung 
gehört eben auch, dass die dem Gesetzgeber von 
Verfassung wegen gezogenen Grenzen letztver-
bindlich von den Gerichten, hier insbesondere 
vom Bundesverfassungsgericht, interpretiert und 
gegebenenfalls auch durchgesetzt werden. Das 
Wissen um dieses Phänomen einer verfassungs-
gerichtlichen Letztkontrolle, seiner Akzeptanz in 
Politik und Gesellschaft stellen dabei einen ganz 
wesentlichen Faktor der staatlichen Integration 
und Einheitsbildung in diesem Lande dar. 

Andererseits lebt der heutige Rechts- und Verfas-
sungsstaat, um es schlagwortartig auszudrücken, 
von dem immer wieder hervorzubringenden und 
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zu artikulierenden Willen seiner Bürgerinnen und 
Bürger zur Freiheit, zu einer Freiheit in Verant-
wortung für die Gemeinschaft, die Mitmenschen 
und letztlich für sich selbst. Für den Rechts- und 
Verfassungsstaat besteht, in den Worten meines 
früheren Richterkollegen und Staatsrechtslehrers 
Ernst-Wolfgang Böckenförde, das Dilemma, dass 
dieser Staat einerseits nur bestehen kann, »wenn 
sich diese Freiheit, die er seinen Bürgern gewährt, 
von innen her, aus der moralischen Substanz des 
Einzelnen und der Homogenität seiner Gesell-
schaft reguliert. Andererseits aber kann er diese 
inneren Regulierungskräfte nicht von sich aus, 
das heißt mit den Mitteln des Rechtszwangs und 
des normativen Gebots, garantieren, ohne die 
Freiheitlichkeit des Staates aufzuheben und in 
jenen Totalitätsanspruch zurückzufallen, aus dem 
er in den konfessionellen Bürgerkriegen herausge-
führt hat«. 

8. Nachhaltigkeit 

Wie bereits eingangs gesagt: Die zentrale Heraus-
forderung für die heutige Politik in Deutschland 
ist die Sicherung und Anpassung unserer gesell-
schaftlichen und sozialstaatlichen Ordnung in 
einer grundlegend veränderten Welt. Der Demo-
kratie entspricht in erster Linie der Gedanke der 
Herrschaft auf Zeit und der Achtung der Ent-
scheidungsfreiheit auch künftiger Generationen. 
In der parlamentarischen Demokratie führt dies 
aber zu einer einseitigen Ausrichtung auf die 
Interessen und Bedürfnisse der Gesellschaft und 
der Wählerschaft der Gegenwart. Die Gesetzge-
bung ist danach weitestgehend ausgerichtet auf 
die Gegenwart und auf die nähere Zukunft. Die 
Vorsorge für die dauerhafte und nachhaltige Be-
friedigung von Gemeinschaftsinteressen kommt 
systembedingt zu kurz. 

Auch dem Sozialstaatsprinzip fehlt die ausdrück-
liche Verankerung der zeitlichen, intergenerativen 
Dimension. So wird dann die soziale Gerechtig-
keit, eine Grundforderung aus dem Sozialstaats-
prinzip, vor allem als Frage des sozialen Aus-
gleichs innerhalb der Gesellschaft der Gegenwart 
gesehen. Bemühungen um intergenerationelle 
soziale Nachhaltigkeit hat es in der Politik zwar 
immer wieder gegeben, ihnen fehlte aber die 
ausdrückliche verfassungsrechtliche Grundlage 
und daher die notwendige Durchsetzungskraft. 
Damit einher ging ein gewaltiger Ausbau des 
Sozialstaats. Die damit verbundenen Lasten wer-
den zunehmend den jüngeren Menschen aufge-
bürdet oder auf nachkommende Generationen 
verschoben. 

Die Vorsorge für die nachhaltige und dauerhafte 
Befriedigung von Gemeinwohlbelangen sollte da-
her explizit zur Aufgabe aller demokratisch legi-
timierten staatlichen Gewalten, insbesondere 
auch des Gesetzgebers, erklärt werden. Die demo-
kratiestaatliche Aufgabe der nachhaltigen, dauer-
haften Befriedigung des Gemeinwohls ist mit 
anderen Worten nicht auf einzelne Sektoren der 
Politik zu begrenzen. Sie hat insbesondere nicht 
nur eine ökologische, im Art. 20a GG bereits jetzt 
angesprochene und eine finanzpolitische, in der 
sogenannten Schuldenbremse verankerte, son-
dern vor allem auch eine sozialpolitische Dimen-
sion. Das spricht dafür, das demokratische Prin-
zip des Grundgesetzes nicht nur für die Teilberei-
che von Ökologie und Finanzpolitik, sondern um-
fassend, insbesondere beispielsweise auch für die 
Sozialpolitik, ausdrücklich in Richtung auf die 
nachhaltige und dauerhafte Befriedigung von 
Gemeinschaftsinteressen durch eine entsprechen-
de Änderung und Ergänzung des Grundgesetzes 
niederzuschreiben. Konkrete Vorschläge für eine 
Aufnahme des Verfassungsprinzips der Nachhal-
tigkeit in das Grundgesetz liegen auf dem Tisch 
und sollten realisiert werden. 

9. Schlussbemerkung 

In keinem Fall brauchen wir in Deutschland einen 
grundlegend neuen verfassungsrechtlichen Hand-
lungsrahmen, also keine grundlegend neue Ver-
fassung. Die repräsentative Demokratie und das 
parlamentarische Regierungssystem des Grundge-
setzes zeichnen sich, abgesehen von einzelnen, 
hier zum Teil nur angedeuteten Problemen und 
Lücken, durch eine außerordentlich hohe Stabili-
tät aus. Kenner ausländischer Verfassungssyste-
me blicken nicht selten mit einem gewissen Neid 
auf unsere Verfassung und unsere Verfassungs-
wirklichkeit. Dieses Kapital muss aber auch ge-
nutzt werden. Es wird derzeit nicht selten ver-
spielt durch einen kurzatmigen Machtpoker in 
den föderativen Verhandlungsrunden und durch 
einen faktischen Dauerwahlkampf, der die politi-
sche Perspektive nicht selten von einer Land-
tagswahl gerade bis zur nächsten reichen lässt. 

Beklagenswert sind ferner die mangelnde Distanz 
gegenüber dem Karussell der Mediengesellschaft, 
das beständig mit neuen Themen und neuen 
Meldungen gefüttert werden will, und eine Stim-
mungsdemokratie, die gelegentlich meint, jeden 
momentanen Ausschlag eines Politbarometers in 
die eine oder andere Richtung mit einem ebenso 
spontanen politischen Aktionismus beantworten 
zu müssen. 
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So gewinnen politischer Opportunismus und Po-
pulismus zunehmend Oberhand, die immer öfter 
auch die uneingeschränkte Herrschaft des Rechts 
in Frage stellen. Es geht deshalb in erster Linie 
gar nicht um einzelne Änderungen oder Ergän-
zungen unserer Verfassung. Es geht um die 
Rückbesinnung der Politik auf die bestehenden 
Strukturen und Funktionsbedingungen unseres 
Gemeinwesens. Gefordert sind aber auch die 
Fähigkeit und Bereitschaft zu visionärer Führung 
und vor allem zukunftsorientierter Gestaltung – 
selbstverständlich in strikter Wahrung des rechts-
staatlichen Grundsatzes der Herrschaft von Ge-

setz und Recht. Diese Aufgabe kann den Politi-
kern und Amtsträgern niemand, auch keine Ver-
fassung und kein Verfassungsgericht, abnehmen. 
Politik und Gesetzgebung sind kein bloßer Ver-
fassungsvollzug. Das Bundesverfassungsgericht 
ist der Hüter der Verfassung und speziell der 
Grundrechte, es ist aber kein Organ der operati-
ven Politik und damit auch nicht verantwortlich 
für gute oder schlechte Politik und Gesetzgebung. 
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Die Entwicklungsgeschichte des Grundgesetzes im Spiegel seiner 
Veränderungen 
Von Prof. Dr. Horst Dreier, Professor für Rechtsphilosophie, Staats- und Verwaltungsrecht 
an der Universität Würzburg 

Evangelische Akademie Tutzing, 22. Juni 2019 

I. Verfassungsänderung als »bewundertes 
Novum« 

Bei der Verfassungsänderung handelt es sich um 
keine Selbstverständlichkeit, sondern im Grunde 
um einen außerordentlichen Vorgang1. Das wird 
bereits daran ersichtlich, dass im strikten Unter-
schied zur ansonsten geltenden Grundregel nicht 
der ursprüngliche Normgeber selbst, sondern ein 
anderer zur Revision befugt ist. Schon das ist un-
gewöhnlich. Anspruchsvoller wird dadurch auch 
die Architektonik der Normebenen. Es gibt nicht 
nur die Verfassung als Ausdruck der verfassung-
gebenden Gewalt des Volkes auf der einen und 
die von ihr eingerichteten, legitimierten und limi-
tierten Staatsgewalten wie Judikative, Exekutive 
und Legislative auf der anderen Seite: pouvoir 
constituant und pouvoirs constitués, um es mit 
dem Abbé Sieyes, dem großen Verfassungskon-
strukteur der Französischen Revolution, zu sa-
gen. 

Mit dem Konzept der verfassungsändernden Ge-
walt schiebt sich zwischen diese beiden Ebenen 
eine dritte. Sie nennt sich pouvoir constituant 
constitué oder amending power, zu Deutsch: ver-
fassungsändernde Gewalt. Die Verfassungsände-
rung kann nicht einfach dem Gesetzgeber über-
antwortet werden, weil dieser sonst über seine 
eigenen Daseinsgrundlagen bestimmen könnte, 
die ihm die Verfassung gerade zuweist. Anderer-
seits ist die verfassungsändernde Gewalt »der 
Verfassunggebung nachgeordnet und nicht mit 
ihr identisch«2. 

Ersonnen wurde die Figur einer Verfassungsände-
rung im Zuge der amerikanischen und französi-
schen Revolutionen Ende des 18. Jahrhunderts. 
Der österreichische Verfassungshistoriker Gerald 
Stourzh hat sie als ein seinerzeit »bewundertes 
Novum« bezeichnet, das früheren Epochen fremd 
war3. Die verfassungsändernde Gewalt erlaubt es, 
die Verfassung als normative Grundlage zumin-
dest partiell neu zu gestalten, ohne sie zu zerstö-
ren oder auswechseln zu müssen. Das ist das 
Ingeniöse am neuen Konzept: das Rechtsdoku-
ment wird zwar inhaltlich geändert, aber nicht 

durch ein neues ersetzt, gilt also weiterhin als das 
gleiche. Die Verfassung der USA ist trotz der ins-
gesamt 27 Amendments und ungeachtet tiefgrei-
fender interpretatorischer Wandlungen noch im-
mer die Verfassung von 1787/1789, das Grundge-
setz ist ungeachtet von mittlerweile weit über 60 
verfassungsändernden Gesetzen immer noch das 
Grundgesetz vom 23. Mai 1949. Verfassungsände-
rung ermöglicht Revision des Normenbestandes 
ohne Auswechslung der Identität des Gesamtwer-
kes. 

Das hat einen unübersehbaren Vorteil. Denn die 
Revisionsmöglichkeit erlaubt es, die Geltung der 
ursprünglichen Verfassung auf Dauer zu stellen 
und sie nicht bei jedem zeitlich folgenden Ände-
rungsbedarf gänzlich zerschellen lassen zu müs-
sen. Notwendige Anpassungsprozesse müssen 
nicht als revolutionärer Neubeginn inszeniert 
werden. Sie lassen sich vielmehr als interner Kon-
fliktverarbeitungsmechanismus auffassen und 
ausgestalten. Die Verfassung wird sozusagen 
lernfähig, begreift sich selbst als ein lernfähiges 
System: Sie ist nicht nur ein living document, 
sondern auch ein learning document. 

Auch das Grundgesetz kennt Vorkehrungen für 
seine Änderung, wie schon der Normtext von Art. 
79 Abs. 2 GG zeigt. Von dieser Möglichkeit wurde 
und wird reger Gebrauch gemacht. Die Geschich-
te des Grundgesetzes lässt sich daher (bei weitem 
nicht vollständig, aber doch in weiten Teilen) 
auch als Geschichte ihrer Änderung erzählen. 
Dabei beschränke ich mich im Folgenden (unter 
II.) auf diejenigen formellen Verfassungsänderun-
gen, die sich auch im Normtext niedergeschlagen 
haben, und nenne auch hier nur die wichtigsten 
und stärksten Einschnitte4. Hingegen bleiben – 
mit Ausnahme der europarechtlich induzierten 
materiellen Änderungen5 – die Prozesse des »stil-
len« oder »stummen« Verfassungswandels ausge-
klammert6. Mit Blick auf seit Jahrzehnten anhal-
tende Tendenzen einer viel zu kleinteiligen und 
zu häufigen Änderung des Grundgesetzes schließt 
sich eine kritische Analyse dieser Prozesse an 
(III.). 
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II. Kleine Chronologie wichtiger Änderungen 
des Grundgesetzes 

1. Verfassungsnachholung 

Bei der Verabschiedung des Grundgesetzes im 
Jahre 1949 war die Souveränität der Bundesre-
publik noch vielfach eingeschränkt7. Das hatte 
den Verzicht auf Regelungen über die Aufstellung 
von Streitkräften sowie die Bewältigung staatli-
cher Notstandslagen zur Folge. Diese zählen nun 
aber zum gängigen Repertoire moderner Verfas-
sungsurkunden. Ihre Einfügung sozusagen Zug 
um Zug gegen die Aufgabe alliierter Vorbehalts-
rechte kann man insofern als nachholend be-
zeichnen: Was 1949 thematisch nicht möglich 
war, wurde nun nachgeholt – und führte zu hef-
tigen innenpolitischen Kontroversen8. 

a) Wehrverfassung (1956) 

Die Aufstellung eigener Streitkräfte mit der Wie-
dereinführung der Wehrpflicht für Männer war 
ein wesentlicher Akt der Westintegration der 
frühen Bundesrepublik. Auf verfassungsrechtli-
cher Ebene erfolgte sie in zwei Schritten: einem 
gewissermaßen ersten Versuch, bei dem man 
noch die später gescheiterte Gründung einer Eu-
ropäischen Verteidigungsgemeinschaft im Auge 
hatte, mit der Wehrnovelle von 1954; sodann 
dem entscheidenden zweiten Schritt einer umfas-
sender ausgearbeiteten Wehrverfassung 1956. Bei 
dem sich über Jahre hinziehenden Gesamtprozess 
ging der Abbau von Besatzungsrechten Hand in 
Hand mit dem völkerrechtlichen Beitritt zu militä-
rischen Allianzen (NATO, WEU) und der Verän-
derung des Verfassungsrechts. Eine zentrale Rolle 
spielten die Pariser Verträge von 1954, darunter 
als wichtigster der Deutschland-Vertrag (eine 
Neufassung des nicht in Kraft getretenen Gene-
ralvertrages von 1952). Er hob, von einigen alli-
ierten Vorbehalten abgesehen, das Besatzungssta-
tut auf und gab Deutschland insofern die Souve-
ränität zurück. Funktional erfüllte er zumindest 
partiell die Rolle eines Friedensvertrages. Am 5. 
Mai 1955 traten die Verträge in Kraft, vier Tage 
danach war die Bundesrepublik Mitglied der 
NATO. Am 12. November 1955 erhielten die ers-
ten 101 Freiwilligen der Bundeswehr ihre Ernen-
nungsurkunden. Ein gutes halbes Jahr später 
waren Wehrverfassung und Soldatengesetz ver-
abschiedet – das Land hatte wieder eine Wehr-
pflichtarmee. Am 1. April 1957 rückten die ersten 
10.000 wehrpflichtigen Rekruten in die Kasernen 
ein. 

Die neuen grundgesetzlichen Regelungen betrafen 
zum einen den Grundrechtsabschnitt (Ersetzung 
von »Verwaltung« durch »vollziehende Gewalt« in 
Art. 1 Abs. 3 GG, Ersatzdienst für Kriegsdienst-
verweigerer gem. Art. 12 Abs. 2 bis 4 GG, Grund-
rechtseinschränkungen gem. Art. 17a GG), vor 
allem aber die Staatsorganisation, wobei als her-
vorstechendes Kennzeichen die »Reduzierung 
und Teilung des traditionell umfassenden militä-
rischen Oberbefehls [...] und die Stärkung der 
parlamentarischen Kontrolle«9 zutage tritt. Vor 
allem die Verankerung des Amtes eines Wehrbe-
auftragten (Art. 45b GG) und des Verteidigungs-
ausschusses, der zugleich die Rechte eines Unter-
suchungsausschusses hat (Art. 45a Abs. 2 Satz 1 
GG), weisen in diese Richtung. 

b) Notstandsverfassung (1968) 

Auch die im Jahre 1968 nach langwierigen Vorar-
beiten verabschiedete Notstandsverfassung war 
letztlich noch besatzungsrechtlich induziert, weil 
an ihre Verabschiedung der Verzicht auf vorbe-
haltene Rechte der Alliierten aus dem Deutsch-
landvertrag von 1955 geknüpft wurde. Die den 
inneren wie den äußeren Notstand betreffenden 
Regelungen gerieten außerordentlich detailliert 
und erstreckten sich ungeachtet der Einfügung 
eines eigenen neuen Abschnittes Xa (Art. 115a–
115l GG) über das gesamte Grundgesetz. Betrof-
fen waren zunächst die Grundrechte durch Er-
gänzung des Art. 9 Abs. 3 um einen Satz 3 sowie 
Einschränkungen bei Art. 10, 11 GG und die Ein-
fügung von Art. 12a GG; betroffen waren sodann 
das Verhältnis von Bund und Ländern (Art. 35 
GG), die Kompetenzkataloge sowie Struktur und 
Aufgaben der Bundesorgane (u.a. Einfügung ei-
nes Abschnittes IVa). Letztlich stand hinter dieser 
Detaillierung und der mehrfachen Stufung des 
äußeren Notstandsfalles das Bestreben, »die Män-
gel der Regelung des Art. 48 Abs. 2 der Weimarer 
Verfassung zu vermeiden und den Gefahren einer 
allgemeinen Notstandsklausel zu wehren«10. 

Stattdessen wird ganz im Sinne konsequenter 
rechtlicher Durchformung des Notstands die un-
abhängige Gerichtsbarkeit weitgehend unge-
schmälert erhalten und die Kontrollfunktion des 
Parlaments nach Möglichkeit bewahrt. Die Stunde 
des Notstands sollte nicht mehr die Stunde der 
Exekutive sein. Auch gab es Kompensationsge-
schäfte wie die Einfügung des Widerstandsrechts 
in Art. 20 Abs. 4 GG oder der (bis dato nur ein-
fachgesetzlich geregelten) Verfassungsbeschwer-
de in Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG. Einer wirklichen 
Probe auf ihre Operationalisierbarkeit musste die 
Notstandsverfassung bislang glücklicherweise 
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nicht unterzogen werden. Ob sie sie bestehen 
würde, lässt sich wegen ihrer hohen, aber viel-
leicht wenig praktikablen Regulierungsdichte 
durchaus bezweifeln. 

c) Protest 

Es ist erinnerungswürdig, auf wie heftigen Protest 
beide nachholenden Verfassungsänderungen stie-
ßen11. Die besonders von Bundeskanzler Adenau-
er vorangetriebene Aufstellung eigener Streitkräf-
te war einer der wesentlichen Pfeiler der Westin-
tegration und somit eine der politisch umstrittens-
ten Verfassungsänderungen überhaupt. Über pro 
und contra wurde in der frühen Bundesrepublik 
mit einer »Leidenschaft und Erbitterung«12 disku-
tiert, die in späteren Jahrzehnten ihresgleichen 
suchte. Nach den Schrecken des Zweiten Welt-
krieges lag für viele die Remilitarisierung 
Deutschlands vollkommen außerhalb des Vor-
stellbaren. Zudem sah insbesondere die SPD da-
rin das größte Hindernis für eine baldige Wieder-
vereinigung. Der damalige Innenminister und 
spätere Bundespräsident Heinemann verließ erst 
das Kabinett und dann die CDU, um die einen 
strikten Neutralitätskurs fahrende Gesamtdeut-
sche Volkspartei (GVP) zu gründen. Auch der Rat 
der Evangelischen Kirchen Deutschlands sprach 
sich eindeutig gegen die Wiederbewaffnung aus, 
während aus der katholischen Kirche deutlich 
verhaltenere Kritik zu vernehmen war. Der Wi-
derstand fand seinen symbolischen Höhepunkt im 
»Deutschen Manifest«. Es wurde von einer im 
Wesentlichen aus der SPD, den Gewerkschaften 
und dem protestantischen Bürgertum rekrutierten 
außerparlamentarischen Protestbewegung mit 
Persönlichkeiten wie Erich Ollenhauer, Helmut 
Gollwitzer, Alfred Weber oder Martin Niemöller 
an der Spitze in der Frankfurter Paulskirche am 
29. Januar 1955 verabschiedet, ohne damit am 
eingeschlagenen Kurs noch irgendetwas ändern 
zu können. 

Ähnlich lief es bei der Notstandsverfassung. Sie 
veränderte nicht nur einschneidend die Verfas-
sungslage, sondern polarisierte die innenpoliti-
sche Debatte und politisierte die Öffentlichkeit, 
die Universitäten eingeschlossen. Hauptgegner 
waren bis zuletzt die Gewerkschaften, die ange-
sichts der Großen Koalition gleichsam die Haupt-
last der Opposition trugen. Aber auch viele »frei-
schwebende« Intellektuelle engagierten sich in 
bislang kaum dagewesener Weise. Befürchtungen 
einer vollständigen autoritären oder gar totalitä-
ren Umbildung des Staates gingen um und ver-
breiteten höchste Alarmstimmung. Die einschlä-
gigen Titel repräsentativer Sammelbände und 

Streitschriften wie »Notstand der Demokratie«, 
»Der totale Notstandsstaat«, »Gefahr im Verzuge« 
verliehen den tatsächlich empfundenen oder auch 
politisch dramatisierten Sorgen ebenso beredten 
Ausdruck wie die denunziatorische Abkürzung 
der Notstandsgesetze als »NS-Gesetze«. Der Pro-
test gipfelte in einem Sternmarsch nach Bonn im 
Mai 1968. Die Notstandsgesetzgebung bildete 
»einen Kristallisationspunkt der Studentenrevolte 
und der erstmals politisch hervortretenden au-
ßerparlamentarischen Opposition«13. Nach der 
Verabschiedung der Notstandsverfassung formte 
sich der Widerstand teilweise zur Fundamen-
talopposition um, die nicht lediglich einer Verfas-
sungsnovelle innerhalb des Systems, sondern 
dem System als solchem galt und in ihrer ext-
remsten Form zum Terror der RAF führte. 

2. Verfassungskorrektur: Finanzreform (1969) 

Von solchen Proteststürmen konnte von der ein 
Jahr nach der Notstandsverfassung verabschiede-
ten Haushalts- und Finanzreform keine Rede sein, 
obwohl auch sie das Gesicht des Grundgesetzes 
gravierend veränderte14. Das Zentrum des kom-
plizierten technischen Regelwerkes bildete das 
Finanzreformgesetz (21. Gesetz zur Änderung des 
Grundgesetzes), flankiert vom 20. und 22. Gesetz 
zur Änderung des Grundgesetzes. Alle drei tragen 
das Datum vom 12. Mai 1969. 

Mit diesem Veränderungsschub wurden nicht 
bislang ausgesparte Komplexe nachträglich einge-
fügt, sondern bestehende Regelungen strukturell 
umgestaltet. Letztlich handelte es sich dabei um 
die Korrektur der 1949 vor allem auf Druck der 
Alliierten hin vorgenommenen und weitgehend 
missglückten Normierungen der Finanzverfas-
sung; zugleich ging es um den Versuch der Mo-
dernisierung der finanz- und haushaltspolitischen 
Elemente. Die Finanzreform »bildete die verfas-
sungspolitische Reaktion auf die Rezession von 
1966/67, veränderte die Finanzverfassung und 
vollzog den Übergang vom dualistischen Födera-
lismus, der ein effektives Krisenmanagement ver-
hindert hatte, zum kooperativen Föderalismus«15. 
Die damals frisch und modern daherkommenden 
Leitbegriffe lauteten Planung (insb., aber nicht 
nur Finanzplanung), Konjunktursteuerung, 
Wachstumsvorsorge, aktive Wirtschaftspolitik 
und eben kooperativer Föderalismus – Begriffe, 
die heute merkwürdig angegraut klingen, weil 
man ihre Kehrseite (Fehleranfälligkeit von Pla-
nungen, Dominanz der Fachbürokratien, Verwi-
schung von Verantwortlichkeiten, Politikblocka-
den) mittlerweile etwas besser kennt. 
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3. Verfassungsbewährung: Deutsche Wieder-
vereinigung (1990) 

Das Grundgesetz war ursprünglich als Provisori-
um gedacht, hatte sich dann aber über Jahrzehnte 
hinweg als stabiles Transitorium erwiesen und 
galt spätestens in den 1980er Jahren als definiti-
ves Staatsgrundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland – aber immer noch: Westdeutsch-
lands16. Dann kam der Fall der Mauer und die 
deutsche Wiedervereinigung. Sie kam ziemlich 
unverhofft – und von manchen, darunter promi-
nenten Zeitgenossen, auch unerhofft. Es war zu-
gleich eine große Bewährungsstunde des Grund-
gesetzes, das aus diesem epochalen Vorgang wie-
derum nicht unberührt und unverändert hervor-
ging. 

Zwar war den meisten rasch klar, dass wegen der 
sich überschlagenden politischen Ereignisse nicht 
die Stunde für eine neue Verfassung mit Wahl 
einer Nationalversammlung und monatelangen 
Beratungen geschlagen hatte. 

Deutlich zu kurz greift aber auch die in der politi-
schen Publizistik wie in der Staatsrechtslehre 
verbreitete Wendung vom Beitritt der DDR gemäß 
Art. 23 GG17. Zwar hatte es in der Tat eine »Bei-
trittserklärung« der DDR gegeben, nämlich durch 
die Volkskammer am 23. August 1990. Aber diese 
Erklärung bewirkte den Beitritt eben gerade nicht 
aus sich heraus, sondern beschleunigte nur die 
politischen Aktivitäten auf beiden Seiten, die 
Wiedervereinigung herbeizuführen. Nur auf wel-
chem Wege? Durch Annahme des Beitritts, was 
eine automatische Erstreckung des Geltungsbe-
reichs des Grundgesetzes sowie der gesamten 
sonstigen Rechtsordnung auf die (ehemalige) 
DDR zur Folge gehabt hätte? Das galt als dem 
Osten nicht zumutbar. Die drängenden ökonomi-
schen Probleme und die diffizile innerdeutsche 
wie außenpolitische Lage machten andererseits 
rasches Handeln unabweislich und einen zeitrau-
benden gesamtdeutschen Verfassunggebungspro-
zess unmöglich. Es ging um die Realisierung ei-
ner einmaligen »historischen Chance«18. Nach 
Durchspielen verschiedener Varianten fand man 
schließlich die praktikable Lösung im Abschluss 
eines förmlichen völkerrechtlichen Vertrages zwi-
schen der BRD und der DDR, für dessen Inkraft-
treten es bei den zuständigen Verfassungsorganen 
(Bundestag und Bundesrat hier, Volkskammer 
dort) der nach den jeweiligen staatsrechtlichen 
Bestimmungen notwendigen Zustimmung bedurf-
te19. Das bedeutet also: die DDR ist nicht dem 
Grundgesetz beigetreten, sondern hat mit der 
Bundesrepublik Deutschland einen regulären 

völkerrechtlichen Vertrag über die Wiedervereini-
gung geschlossen – den Einigungsvertrag, genau-
er: den »in Berlin am 31. August 1990 unter-
zeichneten Vertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen 
Republik über die Herstellung der Einheit 
Deutschlands einschließlich des Protokolls und 
der Anlagen I bis III sowie der in Bonn und Berlin 
am 18. September unterzeichneten Vereinba-
rung«20. Zwar ist in diesem Vertrag selbst irritie-
renderweise vom »Wirksamwerden des Beitritts 
der Deutschen Demokratischen Republik zur 
Bundesrepublik Deutschland gemäß Artikel 23 
des Grundgesetzes am 3. Oktober 1990« die Rede 
– doch war Art. 23 in seiner alten Fassung an 
jenem 3. Oktober gar nicht mehr existent, son-
dern bereits aus dem Grundgesetz entfernt wor-
den. Frage: Wodurch? Antwort: Durch eben jenen 
völkerrechtlichen Einigungsvertrag, der neben der 
Streichung des Beitrittsartikels noch die Präam-
bel, Art. 51 sowie Art. 146 GG veränderte21; und 
diese Grundgesetz-Änderungen traten am 29. 
September 1990 in Kraft22. Lassen wir die beson-
dere verfassungsrechtliche Problematik dieses 
absoluten Ausnahmefalles einer Verfassungsän-
derung durch völkerrechtlichen Vertrag hier ein-
mal beiseite, so bleibt als letzte wichtige Präzisie-
rung der gängigen, aber irreführenden Rede vom 
»Beitritt der DDR« gemäß Art. 23 GG zu erwäh-
nen, dass nicht die DDR, sondern die uno actu 
gebildeten »neuen Bundesländer« Teil der territo-
rial erweiterten Bundesrepublik wurden. Das 
Grundgesetz ist also weder, wie es Art. 23 a.F. 
GG vorsah, in unveränderter Gestalt im Beitritts-
gebiet in Kraft gesetzt worden, sondern galt für 
das wiedervereinigte Deutschland in seiner durch 
den Einigungsvertrag veränderten Gestalt; noch 
entfaltete es Gültigkeit in der DDR, sondern in 
den fünf neuen Bundesländern, die durch ihre 
Wiederbegründung, die an eben jenem 3. Oktober 
1990 gemäß Art. 1 Abs. 1 des Einigungsvertrages 
juristisch wirksam wurde, in der gleichen juristi-
schen Sekunde die alte DDR ablösten, von deren 
Beitritt man gemeinhin spricht. Insgesamt kann 
man also nur konstatieren: »In Wahrheit war es 
eben der völkerrechtliche Einigungsvertrag, der 
den Beitritt und seine Folgen in einer umfassen-
den Weise selbst regelte.«23 

4. Verfassungstranszendierung: Europäische 
Integration (1992 u.ö.) 

Eine der im Zuge der Wiedervereinigung vorge-
nommenen Änderungen des Grundgesetzes be-
stand in der Streichung von Art. 23 a.F. GG. Es ist 
ein Vorgang von hoher Sinnfälligkeit, wenn nur 
zwei Jahre später der frühere Wiedervereini-
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gungsartikel zum Europaartikel wurde, der für die 
Europäische Union an die Stelle des vormaligen 
»Integrationshebels« (H.-P. Ipsen), Art. 24 GG, 
trat. Ergänzt und den unionsrechtlichen Gegeben-
heiten angepasst wurden auch Art. 28 Abs. 1 Satz 
3 GG (Kommunalwahlrecht für EU-Ausländer) 
und Art. 88 (Europäische Zentralbank). Des Wei-
teren ist auf den EU-Ausschuss des Bundestages 
(Art. 45 GG) und die Europakammer des Bundes-
rates (Art. 52 Abs. 3a GG) zu verweisen. 

Die hier deutlich werdende Europäisierung des 
Grundgesetzes markiert den gewichtigen Vorgang 
sukzessiver Transzendierung des nationalen Ver-
fassungsrechts durch das vorrangige Recht der 
Europäischen Union. Lange Zeit war dieser Pro-
zess eher inkremental verlaufen und in seinem 
grundstürzenden Charakter wenig beachtet wor-
den. Spätestens seit dem Vertrag von Maastricht 
und der einschlägigen Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts aus dem Jahre 199324 aber 
sind alle aus dem Dornröschenschlaf erwacht. 
Man sieht jetzt deutlicher, dass das Grundgesetz 
– in den Worten Konrad Hesses – in gewisser 
Weise über sich selbst hinausweist25. 

Das kommt nicht allein in den sichtbaren Verfas-
sungstextänderungen zum Ausdruck. Der europä-
ische Integrationsprozess bringt auch ohne Text-
änderung vielfältige Phänomene der Überlagerung 
und stillschweigenden Deutungsveränderung 
grundgesetzlicher Normen hervor. Wegen des 
(freilich nicht grenzenlosen) Vorranges des euro-
päischen Unionsrechts kann nun geschehen und 
geschieht, was Art. 79 Abs.1 GG26 mit seinem 
Gebot der ausdrücklichen Textänderung eigent-
lich verhindern will: Es kommt zu stummen Ver-
fassungsänderungen. Ein Beispiel: Art. 19 Abs. 3 
GG gewährt ausdrücklich nur inländischen juris-
tischen Personen Grundrechtsschutz. Doch gebie-
ten es die Grundfreiheiten der EU-Verträge, dass 
Inland hier in wortlautübersteigender Weise gele-
sen werden muss als – das Territorium der Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union27. Die Bei-
spiele ließen sich vermehren. Fatal hieran ist, 
dass der Text des Grundgesetzes die Verfassungs-
lage nicht mehr verlässlich wiedergibt. Allerdings 
ist dies keineswegs zwingend und immer der Fall. 
Zuweilen werden die europarechtlich induzierten 
Veränderungen des Grundgesetzes explizit aus-
gewiesen, so wie etwa bei den oben genannten 
Art. 28, 88 GG oder bei Art. 16 Abs. 2 Satz 2 GG, 
der das früher strikte Auslieferungsverbot Deut-
scher an das Ausland für Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union einschränkt. Damit berühren 
wir bereits das Thema der Grundrechtsrestriktio-
nen. 

5. Grundrechtsrestriktionen: Art. 16 (1993), 
Art. 13 (1998) 

Abgesehen von der Änderung des Art. 10 GG im 
Zuge der Notstandsgesetzgebung hat es im 
Grundrechtsabschnitt lange Zeit zwar Klarstellun-
gen und Erweiterungen, aber kaum deutlich sicht-
bare Restriktionen gegeben. Diese Zurückhaltung 
dürfte nicht zuletzt der besonders sensiblen Mate-
rie geschuldet sein. Von daher wurde es von vie-
len als Alarmsignal gewertet, dass in den 1990er 
Jahren mit dem sog. Asylkompromiss 1993 und 
der Absicherung des Großen Lauschangriffs 1998 
zwei markante Grundrechte in restriktiver Weise 
verändert wurden28. Beide Maßnahmen waren 
denn auch politisch wie verfassungsrechtlich 
äußerst umstritten, gegen beide wurde der Vor-
wurf eines Verstoßes gegen die Ewigkeitsklausel 
des Art. 79 Abs. 3 GG erhoben, und zwar in Ge-
stalt der angeblichen Verletzung der unantastba-
ren Menschenwürde. Das Vorbringen blieb frei-
lich erfolglos, weil das Bundesverfassungsgericht 
eine derartige Verletzung zu Recht nicht erken-
nen konnte29. Als überzogen erwiesen sich auch 
nicht wenige Stellungnahmen, die hier schon eine 
Art von Grundrechtsdämmerung witterten. 

Schon die äußere Gestalt beider Novellen ließ 
allerdings eine Tendenz deutlich werden, die uns 
im Folgenden näher beschäftigen soll. Denn die 
Einfügungen sind hier – und eben nicht nur hier 
– sehr umfangreich und außerordentlich detail-
liert geraten. Art. 13 GG hat sich im Umfang ver-
fünffacht. Der neue Asylrechts-Artikel 16a GG 
zählt 280 Wörter, während sein Vorgänger 
schlicht lautete: »Politisch Verfolgte genießen 
Asylrecht.«30 Er ist also 70-mal so lang wie die 
ursprüngliche Fassung! Ein stets vorsichtig for-
mulierender und abgewogen urteilender Staats-
rechtslehrer wie Hartmut Maurer hat seinerzeit 
mit Blick hierauf deutliche Kritik formuliert: Sol-
che Änderungen »mit ihren langwierigen und 
komplizierten Regelungen stören den Gesamtein-
druck des auf knappe und einprägsame Bestim-
mungen angelegten Grundgesetzes.« Und mehr 
noch: »Sie beeinträchtigen nicht nur die sprachli-
che Dignität und die stilistische Ästhetik, sondern 
auch die Verständlichkeit und damit die Akzep-
tanz der Verfassung.«31 

6. Föderalismusreformen I und II (2006, 2009) 

Seit damals hat sich die hier zutage tretende be-
klagenswerte Tendenz zur Aufblähung, Überreg-
lementierung und Detailverliebtheit noch einmal 
dramatisch verschärft. Schauen wir uns beispiel-
haft das am 1. September 2006 in Kraft getretene 
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»Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 
22, 23, 33, 52, 72, 73, 74, 74a, 75, 84, 85, 87c, 
91a, 91b, 93, 98, 104a, 104b, 105, 107, 109, 125a, 
125b, 125c, 143c)« an, besser bekannt als »Föde-
ralismusreform I«32. Schon der Name dieses Ge-
setzes macht noch einmal deutlich, dass die mehr 
als 60 GG-Änderungen nicht etwa 60 punktuelle 
Eingriffe in die Verfassung meinen (so wie bei 
den US-amerikanischen amendments), sondern 
dass es sich um über 60 verfassungsändernde 
Gesetze handelt, von denen die allermeisten stets 
mehrere, zuweilen ein halbes Dutzend oder gar 
mehr GG-Normen aufgehoben, eingefügt oder 
modifiziert haben. Der Gesamttext des Grundge-
setzes hat sich dadurch in etwa verdoppelt. 

Die Föderalismusreform I kann den zweifelhaften 
Ehrentitel des bislang umfangreichsten Ände-
rungsgesetzes für sich in Anspruch nehmen. De-
ren Ziel war es, das Verhältnis von Bund und 
Ländern klarer, transparenter und letztlich kon-
fliktfreier zu gestalten. Das ist zweifelsohne abso-
lut begrüßenswert, wenngleich auch nicht wirk-
lich überzeugend gelungen. Doch ganz unabhän-
gig von inhaltlichen Fragen fallen hier schon 
beim ersten Blick Länge und Detailliertheit der 
neuen Artikel störend ins Auge; zudem wirkt eine 
verfassungsrechtlich periphere Norm wie § 6 des 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes im Text-
korpus des Grundgesetzes (Art. 125c Abs. 2 Satz 
2) schlicht deplatziert. Auch Art. 93 Abs. 2 (Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts über 
die Erforderlichkeit eines Bundesgesetzes) sowie 
Art. 104a Abs. 6 und Art. 109 Abs. 5 (Haftungs-
quoten von Bund und Ländern für die Verletzung 
supranationaler Pflichten) hätte eine Beschrän-
kung auf das Wesentliche gutgetan. Nur schwer 
verständlich ist schließlich Art. 125b Abs. 1 Satz 
3 mit seinen nach Ziffern gestaffelten Fristen für 
abweichende Landesgesetze geraten. Die Mängel-
liste ließe sich verlängern. 

Drei Jahre später wurde mit der »Föderalismusre-
form II« das nächste umfangreiche Grundgesetz-
änderungsvorhaben verabschiedet33. Ihm wurde 
von prominenter Seite (nämlich vom seinerzeiti-
gen Bundestagspräsidenten Norbert Lammert) zu 
Recht attestiert, es sei eine Zumutung, im Grunde 
indiskutabel und versündige sich an der Ästhetik 
der Verfassung. Man mag auf die schiere Länge 
der Vorschriften (siehe statt aller Art. 143d), die 
in ihnen enthaltenen Redundanzen (vergleiche 
Art. 104b Abs. 1 Satz 2, Art. 109 Abs. 3 Satz 2 
und Art. 115 Abs. 2 Satz 6) sowie die Fragwür-
digkeit der Nennung von festen Eurobeträgen 
(Art. 143d Abs. 2) verweisen; befremdlich ist 
auch die detaillierte Regelung von bisher Selbst-

verständlichem wie der Zusammenarbeit von 
Bund und Ländern in der Informationstechnik 
(Art. 91c). 

Es zeigt sich hier vor allem als fatale Folge der 
detailfreudigen Regelungen, dass jede Änderung 
der tatsächlichen oder politischen Verhältnisse 
wiederum deren Revision notwendig erscheinen 
lässt. So überrascht es nicht, dass auf die Födera-
lismusreform I die Föderalismusreform II folgte 
und manche von einer Föderalismusreform III 
träumen, wobei es sich hier womöglich eher um 
einen Alptraum handelt. Die Reform der Reform 
zieht offenbar deren Reform zwingend nach sich. 
Mit alledem sind wir längst bei der kritischen 
Analyse angelangt. 

III. Kritische Analyse der Veränderungs-
geschichte 

1. Befund: Tendenz zur Überfrachtung und 
Kleinteiligkeit 

Der Befund ist eindeutig. Die Verfassungsände-
rungen der letzten Jahrzehnte zeichnen sich ganz 
überwiegend durch eine beklagenswerte Tendenz 
zur Redseligkeit, Kurzatmigkeit, Überfrachtung 
und Kleinteiligkeit aus. Dabei sei nicht verkannt, 
dass gerade im Bund-Länder-Verhältnis die Ver-
teilung der Kompetenzen zwangsläufig eine oft 
technisch-formale Angelegenheit ist. Das aber 
kann die Ausuferungstendenzen weder erklären 
noch rechtfertigen. Die bislang letzte Verfassungs-
änderung (vom 28. März 2019, von der Öffent-
lichkeit so unbemerkt wie zahllose andere auch) 
betrifft erneut die Finanzbeziehungen von Bund 
und Ländern, führt einen neuen Art. 104d GG ein 
und unterwirft die Art. 104b bis 104c sowie Art. 
125c Veränderungen34. Mit Blick auf die in jünge-
rer Zeit um sich greifende alberne Praxis in Ber-
lin, Gesetze nach Kindergartenmanier mit hüb-
schen Namen wie »Gute-Kita-Gesetz« zu schmü-
cken (man wartet eigentlich nur noch auf das 
»Gute-Laune-Gesetz«), hat Hans-Günter Henneke 
diese letzte GG-Änderung in einem Zeitschriften-
aufsatz behandelt und seinem Beitrag den sarkas-
tischen Titel gegeben: »Das schlechte, schwache 
und respektlose Finanzverfassungsverhunzungs-
gesetz (Art. 104b–d, 125c GG)«35. Man merkt 
schon, hier rauft sich ein anerkannter Verfas-
sungsrechtler und kundiger Verwaltungspraktiker 
(Henneke ist langjähriger Geschäftsführer des 
Deutschen Landkreistages) die Haare, weil er 
diesen Umgang mit dem Grundgesetz nicht mehr 
ansehen mag. Er steht nicht allein. 
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Ein Irrtum wäre es auch zu glauben, es handele 
sich bei alledem »nur« um eine Stilfrage, also ein 
ästhetisches Problem. Erstens wäre das schon 
schlimm genug, denn es gibt eben auch einen Stil 
des Rechts, nicht zuletzt des Verfassungsrechts36. 
Bei der Lektüre der Beratungen in der Weimarer 
Nationalversammlung 1919 wie auch im Parla-
mentarischen Rat 1948/49 wird einem ganz deut-
lich, wie man nicht allein um die Sache, sondern 
immer auch um die bessere, angemessenere, ja 
nicht selten: schönere Formulierung gerungen 
hat. Aber der Schaden ist dennoch nicht nur ein 
ästhetischer. 

Denn der Stilbruch zieht gravierende Sachprob-
leme nach sich. Die Überfrachtung der Verfas-
sungsurkunde mit absolut peripheren Regelungen 
(lies Art. 91c Abs. 2 zu Vereinbarungen über das 
Zusammenwirken in der Informationstechnik; 
apart auch Art. 115 Abs. 2 Satz 4 und 5 zu Kon-
trollkonten und Konjunkturbereinigungsverfah-
ren) kann alternativ zwei gleichermaßen nachtei-
lige Konsequenzen nach sich ziehen: Entweder 
sorgt sie dafür, dass in Ermangelung der erforder-
lichen Zweidrittelmehrheiten selbst dringend 
gebotene Änderungen solcher Bestimmungen 
unterbleiben, die man nach ihrer Relevanz besser 
auf der Gesetzes- oder gar Verordnungsebene an-
gesiedelt hätte. Verfügt man hingegen über die 
nötigen Mehrheiten, so wird die Verfassung unter 
steten Änderungsdruck gesetzt, weil derart klein-
teilige Normen periodische Anpassungen erfor-
dern, die ihrerseits die nächste Novellierung not-
wendig machen. Es ist in diesem Zusammenhang 
mehr als bezeichnend, dass durch die Föderalis-
musreform II mit Art. 109 Abs. 5 GG eine Norm 
angepasst wurde, die sich gerade einmal der »Fö-
deralismusreform I« verdankt hatte. Aktuell den-
ken manche schon über eine Föderalismusreform 
III nach, mit der wiederum manche Ergebnisse 
der Föderalismusreform II korrigiert werden sol-
len. Eine solche rasche Abfolge von Verfassungs-
änderungen desavouiert aber den Respekt vor der 
Verfassung und damit letztlich ihre Stabilität. 
Geboten ist hingegen eine Besinnung auf die 
Grundlagenfunktion einer Verfassung und ihrer 
Natur als einer Rahmenordnung. Die Verfassung 
soll den politischen Prozess organisieren und 
reglementieren, soll Spielregeln für den Wettbe-
werb aufstellen. Sie sollte gerade nicht dazu miss-
braucht werden, in ihr mühsam errungene Kom-
promisse zwischen den politischen Parteien (und 
oft auch zwischen Bund und Ländern), die der 
wahre Grund für die ausufernde Detailliertheit 
vieler Bestimmungen sind, zu verankern. Eine 
solche Überfrachtung verfehlt den Sinn der Ver-
fassung als einer Grund- und Rahmenordnung, 

die dadurch zur beliebigen Manövriermasse für 
die Durchsetzung politischer Kompromisse dege-
neriert. 

2. Ursache: Verfassungsänderung als 
Erscheinungsweise der Gesetzgebung 

Die Ursache für den erhobenen Befund lässt sich 
unschwer ausmachen. Das Grundgesetz ist näm-
lich nicht zuletzt deshalb so oft geändert worden, 
weil es so leicht zu ändern ist. 

Und es ist so leicht zu ändern, weil Verfassungs-
änderung sich ganz als »Erscheinungsweise der 
Gesetzgebung« (Peter Badura) darstellt. Soll hei-
ßen: Für die Änderung des Grundgesetzes gibt es 
kein besonderes Verfahren; hier handeln keine 
anderen als die regulären legislativen Akteure 
Bundestag und Bundesrat; es sind keine abwei-
chenden Fristen oder sonstige Besonderheiten 
gegenüber dem normalen Prozess der Gesetzge-
bung vorgesehen – mit Ausnahme des Erforder-
nisses der Zweidrittelmehrheit. Das ist die einzige 
Besonderheit gegenüber dem einfachen Legisla-
tivverfahren. Der gesamte Prozess bleibt somit 
völlig und allein in der Hand der regulären ge-
setzgebenden Faktoren von Bundestag und Bun-
desrat. Und damit bleiben sie de facto ganz in der 
Hand der politischen Parteien. 

Brun-Otto Bryde, ehemaliger Verfassungsrichter 
und Staatsrechtslehrer, hat in seiner Habilitati-
onsschrift in verfassungshistorischer Perspektive 
angemerkt, dass eine derartige Monopolisierung 
der Verfassungsänderung bei den Trägern der 
gesetzgebenden Gewalt in demokratischen Ver-
fassungsstaaten relativ selten vorkommt und eher 
in der konstitutionellen Verfassungstradition 
steht37.  

Eine solche Annäherung von Gesetzgebung und 
Verfassungsänderung ist aber auch und vor allem 
im Verfassungsvergleich höchst ungewöhnlich38. 
Fast alle demokratischen Staaten kennen beson-
dere Erfordernisse und Voraussetzungen, proze-
durale oder sachliche Erschwernisse für eine Ver-
fassungsrevision: sei es, dass das Initiativrecht 
besonders geregelt ist; sei es, dass der Prozess mit 
der Auflösung des Parlaments gekoppelt ist; sei 
es, dass mehrere Abstimmungen mit zeitlichen 
Intervallen erforderlich sind. Am stärksten ver-
breitet ist das obligatorische oder fakultative Re-
ferendum, also ein positives Votum des Volkes, 
so etwa in Dänemark, Frankreich, Italien, in Ös-
terreich, Polen und der Schweiz, in Spanien und 
der Türkei. Auch die meisten Verfassungen der 
Bundesländer sehen eine Volksbeteiligung vor. 
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Der Rückbezug auf das Volk, so hat es Johannes 
Masing (amtierender Verfassungsrichter und 
Staatsrechtslehrer) vor gut zehn Jahren in einem 
instruktiven Aufsatz ausgedrückt, bildet in ver-
fassungsvergleichender wie verfassungsgeschicht-
licher Sicht einen geradezu »klassischen Baustein 
demokratischer Verfassungsänderung«39. 

Liegt diese hingegen allein in der Hand der übli-
chen gesetzgebenden Faktoren, so lässt das wo-
möglich bei den Politikern selbst das Gefühl für 
die qualitative Differenz von Gesetzgebung und 
Verfassungsänderung auf die Dauer absterben. 
Die Geschwindigkeit und Leichtigkeit, mit der in 
den letzten Jahren, ja letzten Monaten ein wieder 
einmal nach zähem Ringen erzielter Kompromiss 
mit einer Änderung des Grundgesetzes ermöglicht 
und besiegelt wird, ist geradezu schwindelerre-
gend40. Und sie zeigt wieder einmal, dass es für 
die Durchsetzung einer Grundgesetzänderung 
faktisch ausreicht, wenn die Spitzen der politi-
schen Parteien sich einig sind. Alles andere läuft 
dann in den gewohnten Bahnen der Gesetzge-
bung, unbehindert von anderen Mit- oder gar 
Vetospielern. 

3. Therapie: Einschaltung anderer Akteure 

Gibt es eine Therapie für diese Krankheit? Bei 
unveränderter Verfassungslage bleibt wohl nur 
der Weg des Appells und der dringenden Mah-
nung an den verfassungsändernden Gesetzgeber, 
achtsamer, sorgsamer, respektvoller und ange-
messener mit der Verfassung umzugehen, sich 
ihrer Grundlagenfunktion wieder stärker bewusst 
zu werden und ihrer Natur als einer Rahmenord-
nung Rechnung zu tragen. Nochmals: Die Verfas-
sung soll den politischen Prozess organisieren 
und reglementieren, soll Spielregeln für den Wett-
bewerb aufstellen, aber sie soll nicht selbst klein-
teilige und hochgradig differenzierte Detailrege-
lungen vornehmen und so punktuelle Politik-
kompromisse zementieren. Das verfehlt den Sinn 
der Verfassung als einer Grund- und Rahmenord-
nung.  

Auch mehr Gespür und Sorgfalt für die ästheti-
sche Dimension wäre wünschenswert. Man kann 
nicht bei Verfassungsfeiern und anderen Festak-
ten die schöne Sprache des Grundgesetzes loben, 
wenn man selbst an der Verabschiedung solcher 
monströsen Wortungetüme und Anschläge auf 
den guten Sprachgeschmack wie Art. 125c Abs. 2 
oder 143g GG mitgewirkt hat. 

Nötig ist aber vor allem eine verstärkte Rückbe-
sinnung auf die Differenz von normaler Gesetz-

gebung und Verfassungsänderung. Verfassungs-
änderung darf nichts Selbstverständliches, nichts 
Alltägliches werden, das man sozusagen im poli-
tischen Tagesgeschäft miterledigt. 

Freilich dürften das alles fromme Wünsche blei-
ben, weil sich letztlich wieder der politische Wille 
und die vermeintlichen oder tatsächlichen Zwän-
ge der Politikgestaltung im Parteienstaat Bahn 
brechen werden. Wirkliche und durchgreifende 
Abhilfe könnte nur eine Revision des Art. 79 Abs. 
2 GG selbst schaffen. Die Verfassungsänderung 
müsste dem Monopol der gesetzgebenden Fakto-
ren entzogen und andere Akteure ins Spiel ge-
bracht werden. Das ist, wie erwähnt, bei verfas-
sungsvergleichender Betrachtung neben vielen 
anderen Faktoren (andere Fristen, besonderes 
Procedere, mehrfache Abstimmungen etc.) die am 
stärksten verbreitete Erschwerung der Verfas-
sungsänderung: die Beteiligung anderer Akteure 
als der üblichen gesetzgebenden Institutionen, 
insbesondere: das Volksreferendum. Das Erfor-
dernis der Zustimmung des Volkes zur Änderung 
der Verfassung wäre auch kein Fremdkörper im 
Grundgesetz – im Gegenteil. Ist es doch kein Zu-
fall, dass im Verfassungsentwurf des Herren-
chiemseer Konventes ein solches Referendum für 
Verfassungsänderungen ganz selbstverständlich 
und ausdrücklich vorgesehen war41. Auch in den 
darauf folgenden Beratungen des Parlamentari-
schen Rates blieb dieses Erfordernis lange Zeit 
unangetastet, bis es Anfang 1949 erst von einem 
obligatorischen Referendum zu einem fakultati-
ven schrumpfte, um dann in der dritten Lesung 
des Hauptausschusses vom 10. Februar 1949 
gänzlich zu entfallen, ohne dass es dafür eine 
nähere Begründung gegeben hätte. Man würde 
also in gewisser Weise zu den Anfängen zurück-
kehren und zu einer weitverbreiteten Praxis de-
mokratischer Verfassungsstaaten übergehen. Und 
man würde der seit 1946 unveränderten Regelung 
der Bayerischen Verfassung folgen. Hier gilt seit 
eh und je: Keine Verfassungsänderung ohne die 
Zustimmung des Volkes (vgl. Art. 75 Abs. 2 
BayVerf). Die Bayerische Verfassung ist wohl 
nicht zufällig von solchen Entstellungen und Ver-
unzierungen, wie sie das Grundgesetz seit langem 
zu erleiden hat, verschont geblieben. 
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Das Grundgesetz und die Gleichberechtigung 
Von Prof. Dr. Ute Sacksofsky, M.P.A. (Harvard), Vizepräsidentin des Hessischen Staatsge-
richtshofes und Professorin für Öffentliches Recht an der Johann Wolfgang Goethe-
Universität 

Evangelische Akademie Tutzing, 22. Juni 2019 

»Männer und Frauen sind gleichberechtigt« – so 
steht es in Art. 3 Abs. 2 GG. Einfach und klar 
klingt es, aber Streit begleitete die Gleichberechti-
gung von Anfang an. Die Aufnahme des Gleich-
berechtigungssatzes in das Grundgesetz war kein 
Selbstläufer. In der Sitzung des Hauptausschusses 
vom 3.12.1948 wurde der Antrag der SPD-Frak-
tion, »Männer und Frauen sind gleichberechtigt« 
in das GG aufzunehmen, mehrheitlich abgelehnt. 
Aber diese Ablehnung mobilisierte Frauen und 
Frauenverbände. Die Abgeordneten erhielten 
zahlreiche Briefe und entrüstete Telegramme, ein 
wahrer »Sturm der Empörung« brach los, wie 
Zeitzeugen formulierten. Daraufhin änderte sich 
die Position der CDU und die Gleichberechtigung 
von Männern und Frauen fand Eingang in das 
Grundgesetz.  

In diesem Vortrag möchte ich Ihnen einen Über-
blick über den Inhalt dieses Grundrechts geben. 
Dies geschieht in zwei Schritten. In einem ersten 
Abschnitt stelle ich zwei unterschiedliche Kon-
zeptionen von Gleichberechtigung vor: formale 
und materiale Gleichberechtigung. Im zweiten 
Abschnitt betrachten wir zwei Rechtsfiguren zur 
Bekämpfung von Diskriminierung näher, in de-
nen die beiden unterschiedlichen Konzeptionen 
von Gleichberechtigung zum Tragen kommen; in 
diesem Teil gehe ich dann auch auf aktuelle Prob-
leme ein. 

I. Zwei Konzepte von Gleichberechtigung 

Gleichberechtigung kann in zweifacher Weise 
verstanden werden: als formale und als materiale 
Gleichberechtigung. Ich stelle zunächst das Ver-
ständnis formaler Gleichberechtigung dar, wel-
ches auch chronologisch gesehen das ursprüngli-
che Verständnis war. Sodann folgt ein kleiner 
Exkurs zu Gleichheit allgemein, um zwei ver-
schiedene Gehalte der Gleichheit näher zu erläu-
tern. Damit ist der dritte Schritt vorbereitet: Ein 
Verständnis materialer Gleichberechtigung kann 
entwickelt werden. 

 

 

1. Formale Gleichberechtigung 

Formale Gleichberechtigung bedeutet, dass das 
Merkmal Geschlecht im Recht nicht vorkommen 
darf. Es darf also keine Rechtsnorm an das Merk-
mal Geschlecht anknüpfen. Rechtsnormen dürfen 
nicht Männern und Frauen unterschiedliche 
Rechte oder Pflichten zuweisen. Ein solches Ver-
ständnis kann man auch als Differenzierungsver-
bot bezeichnen. 

Um den Inhalt formaler Gleichberechtigung, seine 
Leistungsfähigkeit und seine Grenzen zu erläu-
tern, lohnt ein Rückblick in die 1950er Jahre. Der 
wichtigste Grund für den Streit um die Aufnahme 
des Gleichberechtigungssatzes in das Grundgesetz 
war das Familienrecht. 1949 galt noch das alte, 
patriarchale Familienrecht des BGB in seiner ur-
sprünglichen Fassung. Danach stand dem Manne 
die Entscheidung in allen das gemeinschaftliche 
eheliche Leben betreffenden Angelegenheiten zu 
(§ 1354), das Vermögen der Frau wurde durch 
die Eheschließung der Verwaltung und Nutznie-
ßung des Mannes unterworfen (§ 1363), er konn-
te ihr Arbeitsverhältnis kündigen, »wenn sich 
ergiebt, daß die Thätigkeit der Frau die ehelichen 
Interessen beeinträchtigt« (§ 1358). Der Vater 
entschied über alles, was Kinder betraf (§§ 1634, 
1627).  

Zur Änderung insbesondere dieser Vorschriften 
wurde dem Gesetzgeber – im Grundgesetz selbst 
(Art. 117 Abs. 1 GG) – etwas Zeit, nämlich bis 
zum 31. März 1953, eingeräumt. Doch der 1. 
April 1953 kam und nichts war geschehen. In 
dieser Situation standen Gerichte vor einer 
schwierigen Situation: Sie mussten weiterhin 
familienrechtliche Streitigkeiten entscheiden, 
hatten aber kein gleichberechtigungskonformes 
Recht zur Verfügung. Manche Gerichte waren 
daher geneigt, das bestehende Familienrecht ein-
fach weiter anzuwenden und den Gleichberechti-
gungssatz zum bloßen Programmsatz herabzustu-
fen. Doch das Bundesverfassungsgericht schob 
dieser Haltung einen Riegel vor: In seiner ersten 
Entscheidung zur Gleichberechtigung im Jahr 
1953 erklärte es, dass die Gleichberechtigung von 
Männern und Frauen unmittelbar gelten sollte:  
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»Die politische Frage, ob die in Art. 3 Abs. 2 und 
3 genannten Ungleichheiten einen beachtlichen 
Grund für Differenzierungen im Recht abgeben – 
worüber erfahrungsgemäß verschiedene Meinun-
gen möglich sind –, ist damit verfassungskräftig 
verneint. Ob der Geschlechtsunterschied heute 
noch als rechtlich erheblich anzusehen ist, kann 
daher nicht mehr gefragt werden; diese Frage 
überhaupt stellen hieße, in einem circulus vitio-
sus die vom Grundgesetz bereits getroffene Ent-
scheidung in die Hände des einfachen Gesetzge-
bers zurückspielen und Art. 3 Abs. 2 (3) GG sei-
ner rechtlichen Bedeutung entkleiden.«1 

Mit dieser Formulierung hat das Bundesverfas-
sungsgericht das Konzept formaler Gleichheit 
anschaulich beschrieben. Sein Inhalt: Das Merk-
mal »Geschlecht« darf in der Rechtsordnung nicht 
verwendet werden.  

Nur am Rande sei bemerkt, dass das BVerfG ein 
solches Verständnis formaler Gleichheit in den 
fünfziger Jahren freilich noch nicht konsequent 
umsetzte, sondern Ausnahmen zuließ: Im Hin-
blick auf die »objektiven biologischen oder funk-
tionalen (arbeitsteiligen) Unterschiede« hat es 
Differenzierungen zwischen Männern und Frauen 
erlaubt. Die Frage nach den objektiven biologi-
schen oder funktionalen Unterschieden wurde 
zum Hauptprüfungskriterium, dem Dreh- und 
Angelpunkt jeder Entscheidung.  

In den fünfziger Jahren wurde noch eine Vielzahl 
solcher objektiver biologischer und funktionaler 
Unterschiede vom Gericht anerkannt, freilich – 
und das möchte ich betonen – zumeist nur in 
Formulierungen – im Ergebnis brachten die Ent-
scheidungen die Gleichberechtigung deutlich 
voran.  

Im Laufe der siebziger und achtziger Jahre wurde 
die Reichweite der Ausnahme dagegen immer 
enger gefasst. Ende der achtziger Jahre war for-
male Gleichberechtigung also weitgehend ver-
wirklicht. Wäre man bei diesem Verständnis von 
Gleichberechtigung stehen geblieben, hätte sich 
Art. 3 Abs. 2 GG sozusagen erledigt. Das Grund-
recht der Gleichberechtigung hätte keine Rele-
vanz mehr besessen, obwohl offensichtlich war, 
dass Frauen tatsächlich in vielfacher Hinsicht 
weiter benachteiligt waren. Es war also an der 
Zeit zu fragen, ob es dabei bleiben sollte, Gleich-
berechtigung nur formal zu deuten. 

 

 

2. Zwei Gehalte der Gleichheit 

Um dieser Frage nachzugehen und ein neues 
Verständnis von Gleichberechtigung zu entwi-
ckeln, konnte man auf allgemeine Überlegungen 
zu Gleichheit zurückgreifen. Gleichheit wird in 
der Philosophiegeschichte schon seit langem als 
komplexes Konzept behandelt. Vielen Menschen 
ist dies nicht bewusst. Ihnen scheint eindeutig, 
dass Gleichheit die Zuordnung derselben Rechte 
oder Pflichten für alle Menschen meint. Ge-
schwister werden gleich behandelt, wenn der 
Kuchen in gleich große Stücke geteilt wird. Doch 
Gleichbehandlung bedeutet nicht immer formal 
gleiche Behandlung. Bereits Aristoteles unter-
schied mit der ausgleichenden und der austeilen-
den Gerechtigkeit verschiedene Erscheinungsfor-
men.  

Es gibt zahlreiche Konstellationen, in denen for-
male Gleichbehandlung ungerecht und damit 
ungleich ist. Ein Beispiel hierfür ist die Kopfsteu-
er, bei der jeder Mensch die absolut gleiche 
Summe an Steuern bezahlt; sie verstößt offen-
sichtlich gegen unseren Begriff der Steuergerech-
tigkeit. Gleichheit darf daher nicht mit identischer 
Behandlung im Sinne formaler Gleichbehandlung 
verwechselt werden. Gerade weil Menschen un-
terschiedlich sind, kann formale Gleichbehand-
lung zu erheblich unterschiedlichen Auswirkun-
gen und damit zu Ungerechtigkeit führen, wie es 
schon in dem berühmten Satz von Anatole France 
zum Ausdruck kommt: »Das Gesetz in seiner 
majestätischen Gleichheit verbietet sowohl den 
Reichen wie auch den Armen, unter Brücken zu 
schlafen, in den Straßen zu betteln und Brot zu 
stehlen.«  

Wendet man diese Überlegungen in eine Antidis-
kriminierungsperspektive, sind zwei Formen ei-
nes Rechts auf Gleichheit zu unterscheiden. Die 
erste Form ist das Recht auf gleiche Behandlung, 
d.h. das Recht auf eine gleiche Verteilung einer 
Chance, Ressource oder Last. Die zweite Form 
umfasst das Recht, als ein Gleicher behandelt zu 
werden. Eine Behandlung als Gleicher bedeutet, 
auf dieselbe Weise mit Achtung und Rücksicht 
behandelt zu werden wie jeder andere. Stellen 
wir uns vor, Eltern schenken ihren beiden Kin-
dern jeweils ein Spielzeugauto – auf den ersten 
Blick eine Gleichbehandlung. Ist aber eines der 
Kinder 14 Jahre alt und das andere drei, wird sich 
das Ältere durch das Geschenk nicht gleich be-
handelt fühlen. Deshalb ist dieses zweite Recht, 
das Recht der Behandlung als Gleiche, so zentral. 
Es geht darum, dass auch der Maßstab, nachdem 
»gleich« behandelt wird, selbst »gleich« sein 
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muss, d.h. die Perspektiven und Interessen aller 
Personen berücksichtigt.  

3. Gleichberechtigung – material verstanden 

Die Einsicht, dass allein die Entfernung aller ex-
plizit an das Merkmal Geschlecht anknüpfenden 
Normen die Benachteiligung von Frauen nicht 
beseitigte, führte zu einem neuen Verständnis 
von Gleichberechtigung. Dieses Verständnis wur-
de zunächst in den USA entwickelt, ich habe es in 
Anlehnung an Catharine A. MacKinnon »Domi-
nierungsverbot« genannt. 

Zunächst ging es darum, ein komplexeres Ver-
ständnis von Diskriminierung zu entwickeln. 
Diskriminierung ist nicht formal und zufällig – 
mal werden Männer, mal Frauen diskriminiert –, 
sondern in einer jeweiligen Gesellschaft sind es 
ganz bestimmte Gruppen, die diskriminiert wer-
den. Dem liegt meistens eine langanhaltende 
Diskriminierungsgeschichte zugrunde, die auch 
heute noch Auswirkungen zeitigt. Ein angemes-
senes Verständnis von Diskriminierungsverboten 
muss den gesellschaftlichen Kontext, insbesonde-
re die historische Erfahrung, mit einbeziehen. 
Dadurch rückt die strukturelle Natur von Diskri-
minierung in den Blick. Gesellschaften sind von 
den Interessen, Perspektiven und Lebenserfah-
rungen dominierender Gruppen geprägt. Dies hat 
Auswirkungen sowohl auf die Regelungsstruktu-
ren und Institutionen als auch auf die Denkweise 
der Einzelnen. Um es an einem Beispiel zu ver-
deutlichen: Unser Arbeitsleben wie auch die Sozi-
alversicherungssysteme sind immer noch orien-
tiert an der Vorstellung eines Arbeitnehmers, der 
ununterbrochen und in Vollzeit arbeitet und da-
mit seine Familie ernährt; dieser Vollzeitarbeit-
nehmer ist ohne Hausfrau, die ihm »den Rücken 
freihält«, kaum denkbar. 

Diskriminierung beschränkt sich demnach nicht 
nur auf die bewusste Ausgrenzung eines Einzel-
nen, sondern umfasst auch eine häufig unbe-
wusste, tief verinnerlichte, gewissermaßen auto-
matische Reaktion auf bestimmte Gruppenzuge-
hörigkeiten. Diskriminierung muss strukturell 
begriffen werden: Nicht mehr der Vorwurf an 
einen einzelnen Täter steht im Vordergrund, son-
dern die Erfahrung marginalisierter Gruppen im 
Hinblick auf Ausschlüsse oder geringere Berück-
sichtigung bei der Verteilung von Ressourcen.  

Es geht also um eine Realisierung des zweiten 
Gehalts der Gleichheit, das Recht, als Gleiche 
behandelt zu werden. Die Lebenswirklichkeit, 
Perspektiven und Interessen marginalisierter 

Gruppen sollen bei der Rechtsetzung eine gleich-
bedeutende Rolle spielen. Marginalisierten Grup-
pen wird gerade dieser Aspekt von Gleichheits-
rechten häufig verweigert, da ihre Perspektiven 
im Gesetzgebungsprozess unterrepräsentiert sind 
oder ihnen nicht hinreichendes Gewicht beige-
messen wird. Gleichberechtigung – material in-
terpretiert – kann von struktureller Diskriminie-
rung nicht absehen.  

Die Einsicht, dass formale Gleichbehandlung 
keine wirkliche Gleichberechtigung herstellen 
kann, erkennt inzwischen auch das Grundgesetz 
selbst an. 1994 wurde ein zweiter Satz an »Män-
ner und Frauen sind gleichberechtigt« angefügt. 
Er lautet: »Der Staat fördert die tatsächliche 
Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern und wirkt auf die Beseitigung be-
stehender Nachteile hin.« Das Bundesverfas-
sungsgericht hatte diese Änderung in seiner 
Rechtsprechung schon vorweggenommen. 1991 
hatte es seine Rechtsprechung zu Art. 3 Abs. 2 
GG grundlegend geändert. In seiner Entscheidung 
über ein Nachtarbeitsverbot für Arbeiterinnen 
arbeitete das Gericht heraus, dass der über das 
Diskriminierungsverbot des Art. 3 Abs. 3 GG 
hinausreichende Regelungsgehalt des Art. 3 Abs. 
2 GG darin besteht, »daß er ein Gleichberechti-
gungsgebot aufstellt und dieses auch auf die ge-
sellschaftliche Wirklichkeit erstreckt.«2 Seither 
wendet auch das Gericht ein materiales Ver-
ständnis von Gleichberechtigung an und hat es in 
zahlreichen Entscheidungen ausgeformt. 

II. Rechtliche Diskriminierungsbekämpfung 

Im Folgenden soll es um zwei Aspekte rechtlicher 
Diskriminierungsbekämpfung gehen, in denen der 
Unterschied zwischen formaler und materialer 
Gleichberechtigung deutlich zum Ausdruck 
kommt. Es geht zum einen um die Rechtsfigur 
der mittelbaren Benachteiligung, zum anderen 
um Quotenregelungen. 

1. Mittelbare Benachteiligung 

Was sich hinter der Rechtsfigur der »mittelbaren 
Benachteiligung« verbirgt, möchte ich Ihnen zu-
nächst durch ein Beispiel nahebringen, über das 
der Europäische Gerichtshof im Jahr 2017 zu ent-
scheiden hatte: In Griechenland wurde für die 
Zulassung zur Ausbildung als PolizeianwärterIn 
eine Mindestgröße von 1,70 m verlangt. Diese 
Regelung war völlig »geschlechtsneutral«, denn 
die Mindestkörpergröße galt für Männer wie 
Frauen. Mit dem oben beschriebenen Verständnis 
formaler Gleichberechtigung stellt diese Regelung 
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keine Diskriminierung dar, denn die Mindestkör-
pergröße schließt sowohl manche Männer als 
auch manche Frauen vom Polizeidienst aus. An-
dererseits ist uns aber allen bewusst, dass diese 
Mindestkörpergröße sehr viel mehr Frauen aus-
schließt als Männer. Diese unterschiedlichen 
Auswirkungen auf Männer und Frauen sind rele-
vant: Es liegt der – wie es JuristInnen nennen – 
Tatbestand einer mittelbaren Benachteiligung vor. 
Durch die Rechtsfigur der mittelbaren Benachtei-
ligung wird verlangt, dass es gute Gründe für eine 
solche Regelung gibt. Die griechische Regierung 
hatte sich auf die Sicherung der Einsatzbereit-
schaft der Polizei berufen. Der Europäische Ge-
richtshof wies diese Argumentation zurück. Zwar 
sei die Sicherung der Einsatzbereitschaft als wich-
tiges Ziel anzuerkennen, die dafür erforderliche 
körperliche Eignung ergebe sich aber nicht zwin-
gend aus einer Mindestkörpergröße.  

Ein aktuelles Beispiel für mittelbare Benachteili-
gung, gegen das Feministinnen seit Jahrzehnten 
kämpfen, ist das Ehegattensplitting. Das Ehegat-
tensplitting begünstigt steuerlich Ehepartner, bei 
denen große Gehaltsunterschiede bestehen, vor 
allem also die traditionelle Hausfrauen-Ehe. Auf 
den ersten Blick wirkt es völlig geschlechtsneut-
ral, denn es knüpft nicht daran an, ob der Ehe-
mann oder die Ehefrau mehr verdient. In der 
Realität aber wirkt es als Anreiz primär für Ehe-
frauen, weniger zu arbeiten und mehr Pflichten 
im Haushalt und bei der Kinderbetreuung zu 
übernehmen. Bei einem Ende der Ehe sind sie die 
Leidtragenden eines solchen Arrangements: Als 
Witwen erhalten sie weniger Rente als der Allein-
verdiener, nach der Scheidung sind sie – zumal 
seit der Unterhaltsreform von 2008 – für Ihren 
Lebensunterhalt selbst verantwortlich. 

Die Rechtsfigur der mittelbaren Benachteiligung 
schließt nicht absolut jede Regelung aus, die sich 
nachteilig auf die Lage von Frauen auswirkt. Sie 
verbietet solche Regelungen nur, wenn sie nicht 
durch gute Gründe zu rechtfertigen sind. Mittel-
bare Benachteiligung funktioniert daher wie eine 
zusätzliche Reflexionsschleife. Sie verlangt gute 
Gründe für eine solche Regelung, das Argument 
»wir haben es schon immer so gemacht« reicht 
damit gerade nicht. 

Dieses Beispiel zeigt, wie wichtig die Rechtsfigur 
der mittelbaren Benachteiligung ist um scheinbar 
geschlechtsneutrale, diskriminierende Strukturen 
aufzubrechen. Denn überkommene Strukturen 
entstammen einer Zeit, die patriarchal geprägt 
war. Werden diese Strukturen nicht auf ihre Er-

forderlichkeit überprüft, werden Frauen weiterhin 
durchs Raster fallen. 

2. Quoten 

Quotenmodelle zur tatsächlichen Durchsetzung 
der Gleichberechtigung von Männern und Frauen 
waren die große Hoffnung der Gleichstellungspo-
litik der 1980er Jahre. Die Idee für Quotenmodelle 
stammt aus den USA, wo schon seit den siebziger 
Jahren »affirmative action«-Maßnahmen zur Be-
kämpfung der Rassendiskriminierung eingeführt 
wurden. Viele Gleichstellungsgesetze deutscher 
Bundesländer schufen Quoten zur Förderung von 
Frauen in Bereichen, in denen diese bislang un-
terrepräsentiert waren. Vor allem verbreitet wa-
ren die sogenannten Entscheidungsquoten, wo-
nach Frauen bei gleicher Qualifikation bevorzugt 
einzustellen oder zu befördern waren. 

Vor dem Hintergrund formaler Gleichberechti-
gung stellen Quotenmodelle offensichtlich einen 
Verstoß dar. Da formale Gleichberechtigung jede 
Anknüpfung an die Kategorie Geschlecht verbie-
tet, sind solche Fördermaßnahmen damit prinzi-
piell nicht vereinbar. Durch die Brille des Diffe-
renzierungsverbots betrachtet, unterscheidet sich 
eine Regelung, die Frauen nicht zum Richter-
dienst zulässt, nicht von einer, die verlangt, Frau-
en bei gleicher Eignung im Richterdienst bevor-
zugt einzustellen. 

Für ein Verständnis materialer Gleichheit ist dies 
indes grundsätzlich anders zu beurteilen. Es 
macht einen entscheidenden Unterschied, ob 
durch Regelungen Menschen wegen ihres Ge-
schlechts von bestimmten Bereichen ausgeschlos-
sen werden, oder ob man sich um die Öffnung 
ihnen bisher verschlossener Bereiche bemüht. 
Gerade weil frauendiskriminierende Strukturen 
fortbestehen, können Regelungen, die dem entge-
genwirken, wichtig sein. Damit haben sie auch 
eine innere Begrenzung: Quotenregelungen sind 
inkludierend nur insoweit als das zum Ausgleich 
diskriminierender Strukturen erforderlich ist: Eine 
Hundertprozent-Quote für Frauen lässt sich mit 
diesem Verständnis nicht rechtfertigen. Frauen-
quoten zur Erhöhung des Frauenanteils sind nach 
meiner Auffassung also insoweit verfassungs-
rechtlich zulässig, als sie darauf gerichtet sind, 
diskriminierenden Strukturen entgegenzuwirken.  

Das Bundesverfassungsgericht hatte zwar selbst 
noch nicht über Quotenregelungen zu entschei-
den, hat aber den Weg vorgezeichnet, auf dem es 
sie (wohl) für verfassungskonform halten würde. 
Der Verfassungsauftrag zur Herstellung tatsächli-
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cher Gleichberechtigung aus Art. 3 Abs. 2 Satz 2 
GG kann als kollidierendes Verfassungsrecht – 
ausnahmsweise – eine Anknüpfung an das Ge-
schlecht rechtfertigen. 

Aber solche Quoten für Frauen in Bereichen, in 
denen sie unterrepräsentiert sind, sieht der Ge-
setzgeber kaum (noch) vor. Selbst dann, wenn 
sich der Gesetzgeber zu Quotenregelungen durch-
ringt, normiert er nicht Frauenquoten, die das 
strukturell benachteiligte Geschlecht auch explizit 
benennen, sondern weicht auf geschlechtsneutra-
le Formulierungen aus: Das symmetrische Den-
ken feiert fröhliche Urständ. Dies lässt sich etwa 
bei der aktuellen Diskussion um die Repräsentanz 
von Frauen in Gremien, wie beispielsweise Auf-
sichtsräten oder Betriebsräten, zeigen. Die neue 
Quotenregelung für Aufsichtsräte verlangt etwa, 
dass »Frauen und Männer jeweils mit einem An-
teil von mindestens 30 Prozent vertreten sein« 
müssen. Entsprechend sieht das Betriebsverfas-
sungsgesetz vor, dass »das Geschlecht, das in der 
Belegschaft in der Minderheit ist, […] mindestens 
entsprechend seinem zahlenmäßigen Verhältnis 
im Betriebsrat vertreten sein [muss], wenn dieser 
aus mindestens drei Mitgliedern besteht.« Damit 
wird das eigentliche Anliegen materialer Gleich-
heit fundamental verfehlt. Materiale Gleichheit 
kann die ausnahmsweise Anknüpfung an das 
Geschlecht nur rechtfertigen, wenn eine struktu-
relle Diskriminierungslage besteht. Dies ist aber 
bei Männern in Aufsichtsräten nun wahrlich nicht 
gegeben. Wie will der Gesetzgeber rechtfertigen, 
dass er sicherstellt, dass mindestens 30 % Män-
ner im Aufsichtsrat vertreten sind? Warum sollte 
es einem Unternehmen nicht gestattet sein, auch 
einmal vollständig auf weibliche Führungsqualitä-
ten zu setzen? Meine Vermutung ist, dass der 
Gesetzgeber glaubt, dass Quoten für beide Ge-
schlechter irgendwie »neutraler« und damit besser 
zu rechtfertigen sind als Quoten nur für Frauen. 
Doch hier irrt er. Diese neue Masche des Gesetz-
gebers halte ich für fundamental falsch. 

Das Paritätsgesetz von Brandenburg geht noch 
einen Schritt weiter. Es verlangt nämlich nicht 
nur Mindestquoten für beide Geschlechter, son-
dern Parität. Dies bedeutet, dass die Listen, mit 
denen Parteien zur Wahl antreten wollen, immer 
abwechselnd mit Männern und Frauen bestückt 
werden müssen. Das hat zwar noch nicht zur 
Folge, dass auch das Parlament zur Hälfte mit 
weiblichen Abgeordneten versehen ist, weil die 
Direktmandate ungeregelt bleiben. Aber die Idee 
ist klar – und wird für den Teil der über die Liste 
besetzten Abgeordneten konsequent durchge-
setzt. Das Anliegen des brandenburgischen Ge-

setzgebers verstehe ich gut. Es ist ein bedenkli-
ches Defizit, dass der Frauenanteil in Parlamen-
ten auch einhundert Jahre nach Einführung des 
Frauenwahlrechts nicht über ein Drittel hinaus-
geht, im Bundestag gar rückläufig ist. Dennoch 
halte ich die Methode für grundsätzlich falsch. 
Dabei will ich gar nicht darüber reden, welche 
Probleme ein solches Vorgehen im Hinblick auf 
das Demokratieprinzip, die Chancengleichheit der 
Parteien oder die Freiheit der Wahl aufwirft. Mir 
geht es allein um das Verständnis von Gleichheit, 
das hinter solch einem Vorgehen steckt.  

Meinen einen Einwand können Sie sich schon 
denken: Auch hier geht es wieder nicht um Min-
destquoten für Frauen. Es ist mir rätselhaft, wel-
che Gründe der Gesetzgeber dafür anführen will, 
dass jeder zweite Platz mit einem Mann besetzt 
sein muss. Warum sollten nicht mal die ersten 
beiden Spitzenplätze in einer Partei von Frauen 
eingenommen werden. Zugegebenermaßen mag 
dies – angesichts der Beharrungskräfte gerade in 
der Politik – utopisch klingen, aber so absurd, 
dass man sich nicht einmal die Frage stellen 
könnte, ist es nicht.  

Meine Einwände gegen das brandenburgische 
Vorgehen gehen indes noch tiefer. Die zwingende 
Vorgabe, dass immer abwechselnd Männlein und 
Weiblein auf den Wahllisten stehen müssen, 
drückt eine Vorstellung fixer Aufteilung der Welt 
in zwei Geschlechter aus. Dies ist nicht nur prob-
lematisch, weil sich die binäre Geschlechterord-
nung, die nur weiblich und männlich kennt, im-
mer mehr aufzulösen beginnt; ich erinnere nur an 
die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zum »Dritten Geschlecht«. Brandenburg hat die-
ses Problem in Ansätzen gesehen und Personen, 
die weder dem männlichen noch dem weiblichen 
Geschlecht zugeordnet werden können, die Ent-
scheidung überlassen, ob sie auf dem Männer- 
oder dem Frauenkontingent antreten; ob interse-
xuelle Personen das als Anerkennung ihrer Ge-
schlechtsidentität wahrnehmen werden, sei da-
hingestellt. 

Aber selbst wenn für Menschen mit nicht-binärer 
Geschlechtsidentität eine – wie immer geartete – 
Lösung gefunden wird, stört mich dieses Käst-
chendenken gravierend. Mein Zugang zur Frau-
enbewegung ist immer von freiheitlichen Ansät-
zen getragen gewesen. Emanzipation bedeutete 
für mich, Gewinn an Freiheit für diejenigen, de-
nen bestimmte Bereiche bisher verschlossen wa-
ren. Nach meinem Verständnis haben große zah-
lenmäßige Disparitäten zwischen Frauen und 
Männern eine Indizwirkung dafür, dass struktu-



28yy7/2020yepd-Dokumentation 

 

relle Diskriminierung besteht. Das bedeutet aber 
bei weitem nicht, dass das Ergebnis einer Vertei-
lung immer genau halbe/halbe sein muss. Mir 
scheint, dass Parität auf einem symmetrischen 
Denken von Gleichheit gründet, welches sich von 
der Analyse diskriminierender Strukturen löst. In 
einer verqueren Weise scheint Parität eher forma-
lem als richtig verstandenem materialem Gleich-
heitsverständnis anzugehören. Die Forderung 
nach Parität ist kein Fortschritt. 

III. Schluss 

Abschließen möchte ich mit ein paar Bemerkun-
gen zur Rolle des Rechts. Die autonome Frauen-
bewegung lehnte Recht ab: Recht erschien als 
patriarchales Zwangsinstrument. Kein Wunder, 
wenn man beispielsweise an das Familienrecht 
der 1950er Jahre zurückdenkt. Viele linke Rechts-
theorien beschreiben Recht als Ausdruck der 
Interessen und Perspektiven der dominanten 
Gruppen. 

Aber es gibt eben auch eine andere Seite von 
Recht: Recht hat auch eine emanzipatorische, 
freiheitssichernde Funktion. Ohne Recht würde 
sich der Stärkere immer durchsetzen. Gerade die 
Berufung auf Grundrechte kann Diskriminierten 
neue Chancen eröffnen. Die Gleichheitsrechte im 
Grundgesetz haben in vielerlei Hinsicht zu größe-
rer Gleichbehandlung beigetragen. Dennoch: 
Recht allein kann Geschlechtergerechtigkeit nicht 
herbeiführen. Es kann aber dazu beitragen – wie 
wir alle. 
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Der deutsche Protestantismus und die Demokratie des 
Grundgesetzes 
Von Prof. em. Dr. Hans-Richard Reuter, emeritierter Professor für Theologische Ethik und 
Direktor des Instituts für Ethik und angrenzende Sozialwissenschaften der Universität 
Münster 

Evangelische Akademie Tutzing, 22. Juni 2019 

70 Jahre Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland – und Protestanten soweit der Blick 
reicht!? Um nur die deutschen Bundespräsidenten 
zu betrachten: bis auf zwei waren oder sind alle 
evangelischer Konfession und viele – wie Theo-
dor Heuss, Gustav Heinemann, Richard von 
Weizsäcker, Roman Herzog, Johannes Rau, 
Joachim Gauck und Frank-Walter Steinmeier – 
darf man aktive Protestanten nennen.  

Selbstverständlich ist das aber nicht. Zwar hat der 
calvinistische Flügel der Reformation der moder-
nen westlichen Demokratie bedeutende Impulse 
gegeben, aber das für Deutschland prägende Lu-
thertum hat sich mit demokratischen Verfas-
sungstendenzen schwergetan.1 Bei uns führte der 
Übergang zum landesherrlichen Kirchenregiment 
zu einer besonders engen Bindung der evangeli-
schen Kirchen an die »Obrigkeit«. Atheismus und 
Terror der Französischen Revolution machten die 
Demokratie für die Mehrheit der Evangelischen 
inakzeptabel. Die erste deutsche Republik von 
Weimar hatte einen für völkische Parolen anfälli-
gen Nationalprotestantismus gegen sich.  

Wie stellt sich in der Rückschau auf sieben Jahr-
zehnte das Verhältnis des deutschen Protestan-
tismus zur Demokratie des Grundgesetzes dar? 
Ich muss mich dabei mehr oder weniger strikt auf 
das evangelische Christentum beschränken, zu-
mal »der« Protestantismus – vielgestaltig genug – 
mehr umschließt als das verfasste Kirchenwesen. 
Dabei sollen sowohl die konzeptionelle Seite, also 
das Demokratieverständnis, als auch prozessuale 
Aspekte, d.h. die von protestantischen Akteuren 
verfolgten Einflussziele und versuchsweise deren 
Demokratieeffekte, berücksichtigt werden. Ich 
stelle meinen knappen Überblick unter drei 
Stichworte: Demokratieskepsis, Demokratiebe-
freundung und Demokratieförderung. 

I. Demokratieskepsis 

Nach dem Zusammenbruch 1945 galten beide 
Kirchen als nahezu einzige politisch-moralisch 
integre Großorganisationen. Bezugspunkt für die 

staatsethische Orientierung der evangelischen 
Kirche war die Barmer Theologische Erklärung 
von 1934. In der V. Barmer These hatte die Be-
kennende Kirche Stellung bezogen gegen die reli-
giöse Weihe des NS-Staates durch die Deutschen 
Christen und die Differenz von kirchlicher und 
staatlicher Ordnung eingeschärft. Der Staat, so 
hieß es da, habe »nach göttlicher Anordnung die 
Aufgabe […], in der noch nicht erlösten Welt […] 
nach dem Maß menschlicher Einsicht und 
menschlichen Vermögens unter Androhung und 
Ausübung von Gewalt für Recht und Frieden zu 
sorgen«.2 Dies war die Absage an eine Staatsme-
taphysik, die sich auf vermeintliche Schöpfungs-
ordnungen wie Volk und Nation gründete. Viel-
mehr wurde der Staat funktional, von seiner 
Rechts- und Friedensaufgabe her verstanden. Auf 
eine Grenze treffe der Staat dann, wenn er als 
totale Ordnung in die Belange der Kirche ein-
greift. Abgesehen von der Ablehnung des Totali-
tarismus war damit aber über die politische Form 
nichts ausgesagt. Die Bekennende Kirche hatte 
gegen die Gleichschaltung der Kirche in der Dik-
tatur gekämpft, aber nicht für staatsbürgerliche 
Freiheit in der Demokratie. Die Frage der vor-
zugswürdigen Verfassungsstrukturen war offen 
geblieben.  

Dazu muss man sehen: Die große Mehrheit der 
evangelischen Kirchenführer vertrat nach 1945 
ein geschichtstheologisches Säkularismus-Kon-
zept. Nach dieser Deutung galten die Katastro-
phen von Faschismus und Kriegsverwüstung als 
letzte Konsequenz einer viel längeren Verfallsge-
schichte, die mit Aufklärung und Französischer 
Revolution begonnen hatte. Angesichts der vor 
aller Augen liegenden Folgen einer epochalen 
Erosion der abendländisch-christlichen Werteord-
nung, nach dem großen Abfall von Gott und der 
Herrschaft dämonischer Mächte war in dieser 
Sicht der Kampf gegen den »Säkularismus« und 
für eine großangelegte »Rechristianisierung« das 
Gebot der Stunde.3 Das im konservativen Luther-
tum vorherrschende Narrativ betrachtete die De-
mokratie als Teil dieser Verfallsgeschichte – nicht 
etwa als Gegenmittel gegen den Totalitarismus. 
Der Berliner Bischof Otto Dibelius meinte unmit-
telbar nach Kriegsende: »Die Demokratie wird in 
Deutschland nicht Fuß fassen, denn […] sie ist 
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ein ausländisches Staatssystem.«4 Und der Leiter 
der Kanzlei der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land (EKD), Hans Asmussen, argwöhnte, die 
Demokratie trage als »Kind der Französischen 
Revolution […] die süße und doch so verderbli-
che Versuchung« in sich, »den Menschen zum 
Maßstab aller Dinge zu machen«.5 Auf Stimmen 
wie diese bezog sich der theologische Mentor der 
Bekennenden Kirche (BK), der Schweizer Karl 
Barth, als er 1946 an Gustav Heinemann schrieb, 
dass »man auch unter den besten BK-Theologen 
die Meisten schon vor dem Worte ›Demokratie‹ 
noch immer scheuen sieht wie die Kuh vor dem 
neuen Scheunentor«.6  

Allerdings ist der bloße Gebrauch des Wortes 
»Demokratie« nicht allzu informativ7; entschei-
dender ist, welche Demokratieauffassung dahin-
tersteht. In den politischen Grundsatzdiskussio-
nen standen sich damals die Konzepte der sozia-
len Mehrheitsdemokratie und der konstitutionel-
len Demokratie gegenüber.8 Und hier neigten die 
deutschen Kirchenführer über die theologischen 
Lagergrenzen hinweg zur konservativen Version 
eines konstitutionellen Demokratieverständnisses, 
d.h. zu einem System der Machtbeschränkung 
auf der Basis einer hierarchisch-organisch geglie-
derten Gesellschaft. Auch ein exponierter An-
hänger Karl Barths wie Martin Niemöller sprach 
sich damals für ein berufsständisch organisiertes 
Repräsentativsystem von unten aus.9 

Der Schweizer Theologe selbst setzte hier aller-
dings andere Akzente. Barths These, es gebe »ei-
ne Affinität zwischen der Christengemeinde und 
der Bürgergemeinde der freien Völker« zielte über 
den Rechtsstaat hinaus auf die Mitwirkung der 
Christen am Aufbau einer sozialen Demokratie.10 
Barth widersprach außerdem der modernitätskri-
tischen Säkularismus-Diagnose von Grund auf, 
denn in seiner theologischen Konzeption war es 
möglich, weltliche Autonomie- und Emanzipati-
onsbewegungen im Licht des christlichen Glau-
bens anzuerkennen, ohne sie kirchlich einzuge-
meinden. Der Gedanke der Volkssouveränität 
bereitete ihm ebenso wenig Schwierigkeiten wie 
andere Prinzipien der politischen Moderne, etwa 
Gewaltenteilung oder weltanschauliche Neutrali-
tät des Staates.11 Barth teilte zwar Parlamentaris-
musskepsis und Anti-Parteien-Affekt – allerdings 
unter ganz anderem Vorzeichen als die zeitgenös-
sischen EKD-Eliten: Er sympathisierte nämlich 
mit der direkten Demokratie in der Tradition 
Rousseaus. Im Hintergrund stand auch bei ihm 
die Erfahrung des ideologisch zersplitterten und 
von Partikularinteressen getriebenen Weimarer 
Parteienwesens, vor allem aber seine scharfe 

Kritik an einer erneuten christlichen – und, wie er 
befürchtete, dominant katholischen – Parteibil-
dung in Gestalt der CDU. Barths Schwachpunkt 
war sein Desinteresse an Fragen der institutionel-
len Demokratiegestaltung. Er präferierte gewis-
sermaßen den permanenten runden Tisch in der 
Schweizer Dorfkneipe – in modernen Großflä-
chenstaaten ein sozialromantisches Ideal. Derje-
nige, der im Umkreis Karl Barths antiparlamenta-
rischen Ressentiments entgegenwirkte, war kein 
geringerer als der spätere Präses der EKD-Synode, 
Reform-Justizminister und Bundespräsident Gus-
tav Heinemann, der schon 1945 an die angelsäch-
sisch-protestantischen Demokratietraditionen 
anknüpfte.12 

Schauen wir nun aber etwas genauer auf die In-
terventionen evangelischer Kirchenführer im Ent-
stehungsprozess des Grundgesetzes. Während 
sich die katholischen Bischöfe in diversen Stel-
lungnahmen, nicht zuletzt aber in der Person 
ihres Bevollmächtigten beim Parlamentarischen 
Rat, des Prälaten Wilhelm Böhler, intensiv in die 
verfassungspolitischen Debatten einbrachten, 
spielten sich die Aktivitäten des Protestantismus 
stärker im Verborgenen ab oder segelten im ka-
tholischen Windschatten.13 Dies hatte auch mit 
der durch den NS-Staat zerstörten Organisations-
struktur der evangelischen Kirche zu tun. Ihr war 
erst im August 1945 nach erbitterten Auseinan-
dersetzungen die Bildung eines vorläufigen Rates 
der EKD gelungen. Die Kommunikationswege 
waren kompliziert. Kirchenpolitisches Kompe-
tenzgerangel und theologische Grabenkämpfe 
schwächten den evangelischen Auftritt. Ein Ver-
bindungsmann zum Parlamentarischen Rat wurde 
in Gestalt des rheinischen Präses Heinrich Held 
erst im Februar 1949 benannt, als die wichtigsten 
Entscheidungen schon gefallen waren. Zudem 
konnte in der gesamtdeutsch orientierten EKD das 
Projekt einer provisorischen und auf den West-
staat beschränkten Verfassunggebung keine große 
Begeisterung wecken. Und schließlich: Die Ziele, 
für die sich die evangelische Kirche stark machte, 
rangierten auch in der Agenda der katholischen 
Bischöfe ganz oben, wurden aber von katholi-
scher Seite mit weit größerer Vehemenz und insti-
tutioneller Geschlossenheit vorgetragen – freilich 
gestützt auf eine naturrechtliche Gesellschaftsleh-
re, die vormodernen Vorstellungen verpflichtet 
blieb. 

Im Wesentlichen ging es um drei Forderungen, 
die auch die Evangelischen gegenüber dem Par-
lamentarischen Rat erhoben – und zwar als un-
verhandelbar14: Erstens um das Recht auf Leben 
und körperliche Unversehrtheit, zweitens um die 
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verfassungsrechtliche Stellung der Kirchen im 
neuen demokratischen Staat, drittens um das 
elterliche Erziehungsrecht und die Schulpolitik. 
Der Schutz von Leib und Leben führte kaum zu 
Kontroversen und war durch den in Aussicht 
genommenen Art. 2 Abs. 2 GG zufriedenstellend 
garantiert. Als sich die von Theodor Heuss vorge-
schlagene Übernahme des Kulturkompromisses 
von Weimar im Art. 140 GG abzeichnete, verlo-
ren sogar die Fragen des Staat-Kirche-Verhält-
nisses für die EKD an Zündstoff, obwohl es ur-
sprünglich die Forderung nach einem herausge-
hobeneren öffentlichen Gesamtstatus der Kirchen 
gab.15 Umkämpft blieb aber das auch seitens der 
evangelischen Kirche mehrheitlich verfolgte Be-
gehren nach »verfassungsmäßiger Sicherung des 
Elternrechts auf dem Gebiet der Erziehung«, d.h. 
eines grundgesetzlichen Anspruchs der Eltern auf 
konfessionsgebundene Gestaltung des öffentli-
chen Schulwesens.16 Es sei, so der Rat der EKD im 
März 1949, »Ausdruck einer totalitären Staatsauf-
fassung«, wenn sich der Staat anmaße, »das ge-
samte Erziehungswesen aus eigener Machtvoll-
kommenheit zu bestimmen«.17 Forderungen von 
katholischer Seite und der CDU, der Menschen-
würde und den Grundrechten eine explizit religi-
öse Begründung zu geben, schloss sich die evan-
gelische Kirche jedoch nicht an.18 Auch zur Debat-
te um den Gottesbezug in der Präambel des 
Grundgesetzes äußerte sie sich (anders als die 
Katholiken) nicht.19 Faktisch betrachteten aber 
auch die Evangelischen seinerzeit den Präambel-
Gott als Bekenntnis zur Christlichkeit des Staates; 
die Koppelung von Elternrecht und staatlicher 
Konfessionsschule erschien deshalb vielen als 
selbstverständliche Konsequenz.  

Über das in der Schulfrage mit Art. 7 GG erzielte 
Resultat (also die Garantie des konfessionellen 
Religionsunterrichts und die Gewährleistung des 
Rechts zur Errichtung von Privatschulen in der 
Kulturhoheit der Länder) war man darum auch 
auf evangelischer Seite enttäuscht. Dieses Ergeb-
nis blieb hinter den kirchlichen Erwartungen 
zurück, ein umfassendes christliches Wertever-
mittlungsmonopol gewährleistet zu bekommen. 
Der Säkularität des liberalen Rechtsstaats und der 
pluralistischen Demokratie standen die damaligen 
Kirchenvertreter verständnislos gegenüber. Das 
von ihnen vorausgesetzte Grundverständnis 
kirchlicher Einflussnahme ist deutlich: Mit Eltern-
recht und Schule galt ihr Hauptinteresse denjeni-
gen Institutionen, die für das kirchliche Rechristi-
anisierungsprogramm zentral erschienen.20 Inso-
fern gaben nicht demokratietheoretische oder 
verfassungsethische Prinzipien den Maßstab für 
die Bewertung des Grundgesetzes ab, sondern die 

Christlichkeit des Staates. Eine offizielle Stellung-
nahme des Rates der EKD zur Verkündung des 
Grundgesetzes am 23. Mai 1949 erfolgte nicht – 
damit aber immerhin auch kein distanziert-ab-
lehnendes Votum wie seitens der katholischen 
Bischöfe. 

II. Demokratiebefreundung 

Die im Nachkriegsprotestantismus virulente Pola-
risierung zwischen konservativem Luthertum und 
den eher linken Anhängern Karl Barths hielt noch 
geraume Zeit an und entzündete sich mit Macht 
im Streit um zentrale politische Weichenstellun-
gen der jungen Bundesrepublik wie Wiederbe-
waffnung und Atomrüstung. Aber gerade durch 
ihr konfliktives Zusammenwirken dürften beide 
Lager dazu beigetragen haben, dass sich der 
deutsche Protestantismus zu einem Faktor demo-
kratischer Mitgestaltung wandelte.21 Obwohl die 
politisch-rechtliche Rahmenordnung als solche, 
also die Verfassung, in den Debatten der fünfziger 
und sechziger Jahre kaum thematisiert wurde, 
gab es wichtige grundrechtsrelevante Themen, in 
denen beide kirchliche Richtungen schon sehr 
früh konvergierten – so etwa das Eintreten für 
einen umfassenden Schutz der Kriegsdienstver-
weigerer aus Gewissensgründen22 oder die Bekräf-
tigung der Sozialpflichtigkeit des Eigentums23. 
Was in der Bonner Republik den Weg zur Demo-
kratiebefreundung der Evangelischen bahnte, 
waren im Übrigen Elemente wie diese: ein politi-
scher Alltag, in dem sich die Normen des Grund-
gesetzes bewährten, der rasche wirtschaftliche 
Aufschwung, die Verfassungspraxis eines koope-
rativen Verhältnisses von Kirchen und Staat, eine 
auf das Subsidiaritätsprinzip gegründete Sozial-
staatsentwicklung, die Umstellung vom Ord-
nungs- zum Menschenrechtsdenken in der aka-
demischen theologischen Ethik24, neue kirchliche 
Arbeitsformen wie Evangelische Akademien und 
Kirchentage, und last but not least das Engage-
ment von ›Laien‹-Christen in den politischen Par-
teien und in kirchlichen Beratungsgremien.  

Zu einer kirchenoffiziellen systematischen Klä-
rung des Demokratieverständnisses kam es den-
noch erst 1985 in Gestalt einer von der EKD-
Kammer für öffentliche Verantwortung ausgear-
beiteten Denkschrift zum Thema »Evangelische 
Kirche und freiheitliche Demokratie«.25 Erst gut 35 
Jahre nach Verkündung des Grundgesetzes also 
die förmliche »Aneignung des Gegebenen«26 unter 
den eigenen christlichen Prämissen! Dass die EKD 
ihr positives Verhältnis zum Staat des Grundge-
setzes so spät erklärt hat, darf man allerdings 
nicht überbewerten. Denn die ausdrückliche Zu-
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stimmung der evangelischen Kirche zur liberalen 
Demokratie war zu Zeiten der deutschen Teilung 
ein brisantes Projekt. In der EKD-West hatte man 
sich zwar relativ rasch darauf eingestellt, die 
politische Freiheit über die nationale Einheit zu 
stellen, solange der Systemkonflikt zwischen Ost 
und West anhielt. Würde aber nicht im Fall einer 
expliziten Bejahung des westlichen Demokratie-
modells die DDR-Regierung vom ostdeutschen 
Kirchenbund eine vergleichbare ausdrückliche 
Loyalitätserklärung zur eigenen »Volksdemokra-
tie« erwarten? In diese Lage wollte man die 
Schwestern und Brüder im Osten lange Zeit nicht 
bringen – zumal die Evangelischen Kirchen in der 
DDR in ihrer Haltung zur realsozialistischen Ord-
nung zerstritten waren.27 Besser als über die De-
mokratiefrage ließ sich die »besondere Gemein-
schaft« der evangelischen Kirchen im geteilten 
Deutschland über das auch in der DDR anschluss-
fähige Friedensthema wahren.28 

Ein staatsfrommer Theologe aus Ost-Berlin be-
zeichnete denn auch prompt die Demokratie-
denkschrift als »Hallelujawagen am staatlichen 
Zug«, weil darin die Ordnung des Grundgesetzes 
als für Christen einzig mögliche Staatsform aus-
gezeichnet worden sei.29 Das war freilich eine 
Unterstellung. Die Denkschrift betonte vielmehr 
zu Recht: »Auch die Demokratie ist keine ›christ-
liche Staatsform‹«. Aber sie fügte hinzu: »Als 
evangelische Christen stimmen wir der Demokra-
tie als einer Verfassungsform zu, die die unan-
tastbare Würde der Person als Grundlage aner-
kennt und achtet. Den demokratischen Staat be-
greifen wir als Angebot und Aufgabe für die poli-
tische Verantwortung aller Bürger, so auch für 
evangelische Christen.«30 Das heißt: Christen kön-
nen in jeder Staatsform existieren. Aber ihr politi-
sches Engagement weist, wo immer möglich, in 
die Richtung der freiheitlichen, rechtsstaatlichen 
Demokratie und d.h. zur kritischen Solidarität mit 
ihr als einer »verbesserungsfähigen, aber auch 
verbesserungsbedürftigen Ordnung«.31  

Die Zustimmungsfähigkeit der Demokratie beruhe 
nämlich, so hieß es weiter, auf ihrer »Nähe zum 
christlichen Menschenbild« und diese komme vor 
allem in folgenden Grundelementen zum Aus-
druck: Erstens im Prinzip der Menschenwürde, 
das offen sei für eine christliche Begründung in 
der Gottebenbildlichkeit des Menschen, was an-
dere weltanschauliche Begründungen nicht aus-
schließe. In der Menschenwürde wurzelten zwei-
tens die »Anerkennung der Freiheit und Gleich-
heit« aller Menschen, woraus das Gebot politi-
scher und sozialer Gerechtigkeit folge. Als drittes 
demokratienahes Grundelement wird die Annah-

me der Fehlbarkeit des Menschen genannt. Sie 
entspreche der realistischen Anthropologie der 
Reformatoren: Der Mensch ist Gerechtfertigter 
und Sünder zugleich. Doch sei die fehlbare Men-
schennatur eben nicht nur – wie in der traditio-
nellen Obrigkeitslehre – für die Regierten in Rech-
nung zu stellen, sondern ebenso für die Regie-
renden; deshalb seien »Begrenzung der Macht 
und Kontrolle der Machtausübung […] Grunde-
lemente einer demokratischen Verfassung«.32 Dass 
schließlich viertens die politische Herrschaft im 
demokratischen Staat nicht von oben ausgeübt, 
sondern von den Bürgern selbst getragen wird, 
entspreche dem reformatorischen Berufsethos: 
Unter heutigen Bedingungen gehöre die politische 
(Mit-)Verantwortung aller zu dem, was die Tradi-
tion den weltlichen Beruf der Christen nannte, 
d.h. ihre Berufung zum alltäglichen Dienst am 
Nächsten. 

Auf solche nach wie vor gültigen theologischen 
Grundbestimmungen ließ die Denkschrift einen 
kurzgefassten Überblick über elementare Prinzi-
pien des Grundgesetzes wie Rechtsstaatlichkeit, 
Grundrechte, Gewaltenteilung, Repräsentations- 
und Mehrheitsprinzip folgen (Teil II). Ob diese 
»gehoben-reflektierte Staatsbürgerkunde«33 auch 
schon den aktuellen Herausforderungen der De-
mokratie (Teil III) gerecht werde, war allerdings 
strittig.34 Hier schwelte unter der Decke des Prin-
zipienkonsenses der alte theologisch-politische 
Richtungsstreit weiter – allerdings in verwandel-
ter Form: Die Fürsprecher der konstitutionell-
repräsentativen Seite der Demokratie, an der 
Spitze als Kammervorsitzender der Münchner 
Theologe Trutz Rendtorff, argumentierten jetzt 
vor dem Hintergrund eines ausdrücklich der Auf-
klärung verpflichteten liberal-konservativen Kul-
turprotestantismus, während das in der Tradition 
Karl Barths propagierte partizipative Demokratie-
verständnis sozialromantische Relikte abgestreift 
und sich mit dem Konzept des sozialen Rechts-
staats verbunden hatte. 

Seit den 1970er Jahren war die gewachsene Ak-
zeptanz der liberalen Demokratie von einem ver-
stärkten Engagement evangelischer Christen für 
neue Formen von Partizipation begleitet worden, 
aber auch für die zeitgleichen Protestbewegun-
gen, die zum Teil das staatliche Gewaltmonopol 
herausforderten.35 Im Verständnis des Kammer-
vorsitzenden sollte das Projekt der Demokratie-
Denkschrift vor allem dazu dienen, die protestan-
tischen Anteile am außerparlamentarischen Über-
schwang zu neutralisieren. Dem opponierten 
Vertreter des linksprotestantischen Spektrums: 
Die Kammermitglieder Erhard Eppler, Dietrich 
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Goldschmidt und Wolfgang Huber etwa, oder am 
Rande Beteiligte wie der Theologe Helmut Goll-
witzer und der Bundesverfassungsrichter Helmut 
Simon36 mahnten zu einer stärkeren Berücksichti-
gung der Probleme wirtschaftlicher Machtkonzen-
tration und des sozialen Ausgleichs, vor allem 
aber auch der Folgen moderner Risikotechnolo-
gien und der Anliegen von Friedens- und Um-
weltbewegung und damit der schwach vertrete-
nen Lebensinteressen künftiger Generationen.  

Die Denkschrift stellte hier notwendige Fragen, 
auch wenn sich das von ihr aufgebotene Innova-
tionspotential zur Schließung der Lücke zwischen 
Verfassungsnorm und Verfassungswirklichkeit 
dann doch als begrenzt erwies. In Bezug auf die 
Wünschbarkeit von Elementen direktdemokrati-
scher Willensbildung auf Bundesebene (Volksbe-
gehren und Volksentscheid) blieb man nach 
nüchterner Abwägung des Pro und Contra unent-
schieden.37 Im Blick auf mögliche Ergänzungen 
des Grundrechtskatalogs klang vorsichtig die 
Option der Erweiterung um Staatszielbestimmun-
gen an, wie sie 1994 mit der Einfügung von Art. 
20a GG, dem Schutz der natürlichen Lebens-
grundlagen, vorgenommen wurde.38 Heiß umstrit-
ten war der in Teilen der Friedensbewegung pro-
pagierte »Widerstand« gegen Mehrheitsentschei-
dungen in globalen Überlebensfragen. Das EKD-
Votum stellte hier klar, dass Art. 20 Abs. 4 GG 
nur »ein Widerstandsrecht zugunsten der Ord-
nung des Grundgesetzes, nicht gegen sie« ein-
räumt. Davon zu unterscheiden sei »das Wider-
stehen des Bürgers gegen einzelne gewichtige 
Entscheidungen staatlicher Organe«, wenn er sie 
»für verhängnisvoll und trotz formaler Legitimität 
für ethisch illegitim hält«. Hier, also beim zivilen 
Ungehorsam, gehe es um »demonstrative, zei-
chenhafte Handlungen«, für welche die Akteure 
bei Rechtsverstößen die entsprechenden Sanktio-
nen zu tragen hätten, die aber zugleich von den 
staatlichen Organen »als Anfragen an Inhalt und 
Form demokratischer Entscheidungen ernstge-
nommen werden« sollten.39  

Wenn der Kammervorsitzende Trutz Rendtorff in 
diesem Zusammenhang immer wieder einschärf-
te, dass auch religiös begründete politische Urtei-
le nicht beanspruchen könnten, an demokrati-
schen Mehrheitsentscheidungen vorbei Rechtsgel-
tung zu erlangen, so war das eigentlich schon 
damals eine unter Protestanten von niemandem 
ernsthaft bestrittene Trivialität. Dass er außerdem 
die Bewegungs- und Protestdemokratie der 
1980er Jahre gerne mit einer angeblich anhalten-
den »Demokratieunfähigkeit des Protestantismus« 
in Verbindung brachte40, wird man als eher theo-

logiepolitisch motivierte Diagnose werten müs-
sen. Sie war im Übrigen etwas aus der Zeit gefal-
len: Denn im selben Jahr 1985 würdigte das Bun-
desverfassungsgericht in seinem Brokdorf-
Beschluss zur Reform des Versammlungs- und 
Demonstrationsrechts die bundesrepublikanische 
Protestkultur als Teil einer lebendigen Demokra-
tie – und zwar unter maßgeblicher Beteiligung 
von evangelischen Richterpersönlichkeiten unter-
schiedlicher Parteizugehörigkeit wie des Kam-
mermitglieds Roman Herzog und des ehemaligen 
Kirchentagspräsidenten Helmut Simon.41 

III. Demokratieförderung 

Die Wiedererlangung der deutschen Einheit am 3. 
Oktober 1990 rückte das Grundgesetz bald nach 
seinem 40. Geburtstag ganz neu ins Zentrum des 
politischen Interesses. Noch fünf Jahre zuvor 
hatte die Demokratiedenkschrift respektieren 
müssen, dass der Bund der Evangelischen Kir-
chen in der DDR seine Stellung zur realsozialisti-
schen Ordnung eigenständig definierte. Doch 
unter den neuen gesamtdeutschen Bedingungen 
mussten die Protestanten zu einer gemeinsamen 
Haltung in der anlaufenden Verfassungsdiskussi-
on finden, für die der Einigungsvertrag zwei Jah-
re vorsah.  

Hierzu setzte der Rat der EKD eine Arbeitsgruppe 
mit Fachleuten aus West und Ost unter dem Vor-
sitz des ehemaligen Verfassungsgerichtspräsiden-
ten Ernst Benda ein. Das Gremium legte im Mai 
1991 einen »Ratschlag zur Verfassungsdebatte« 
vor, der kaum bekannt geworden ist.42 Die Kirche 
solle, so hieß es da, mithelfen, den Bürgern »die 
bewährten demokratischen, föderalistischen, 
rechts- und sozialstaatlichen Strukturen nahezu-
bringen«. Sie solle dafür werben, »daß künftige 
Entwicklungen keinesfalls hinter diesen Struktu-
ren zurückbleiben«. Im Blick auf etwaige Verfas-
sungsreformen sollten nicht zuletzt Anfragen aus 
dem Bereich der früheren DDR berücksichtigt 
werden. Konkrete Vorschläge hierzu wollte man 
nicht unterbreiten, weil es dazu unter Christen 
unterschiedliche Auffassungen geben könne. 
Eindeutig war aber die Empfehlung, das Staats-
volk sollte »durch eine Volksabstimmung Gele-
genheit erhalten, sich mit der Verfassung des 
neuen Gesamtstaates zu identifizieren«.43 

Bekanntlich liefen die Dinge rasch auf einen ver-
traglich vereinbarten Beitritt der neuen Bundes-
länder zur Bundesrepublik statt auf eine gemein-
same Verfassunggebung hinaus. Von ostdeut-
schen Christen, die unter dem Dach der evangeli-
schen Kirche demokratische Lebensformen ge-
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lernt und sich in Bürgerrechtsbewegung und 
friedlicher Revolution engagiert hatten, wurde die 
Rasanz dieser Entwicklung ebenso kritisch gese-
hen wie von ihren Sympathisanten im Westen.44 
Sie wollten keine westlich-kapitalistische Land-
nahme, sie erstrebten eine soziale, ökologisch 
sensible Beteiligungsdemokratie und eine Kirche, 
die Distanz zur politischen Macht übt. Der späte-
re Bündnis 90-Abgeordnete Wolfgang Ullmann, 
seines Zeichens evangelischer Theologe, gehörte 
zu denen, die unermüdlich für eine demokrati-
sche Neugründung Deutschlands eintraten. Der 
von ihm vorangetriebene Verfassungsentwurf 
eines »Kuratoriums für einen demokratisch ver-
fassten Bund deutscher Länder«45 intendierte eine 
umfassende politisch-kulturelle Modernisierung 
des Grundgesetzes durch Erweiterung der Frei-
heits-, Partizipations- und Teilhaberechte, Veran-
kerung der Gleichstellung von Frauen und der 
Gleichberechtigung nichtehelicher Lebensgemein-
schaften, Einführung plebiszitärer Elemente sowie 
Ökologie und Abrüstung als Staatsziele. Hier sei-
en besonders die religionspolitischen Elemente 
erwähnt: Dem Entwurf zufolge sollte der Gottes-
bezug in der Präambel ersetzt werden durch »die 
Verantwortung vor der Geschichte und gegenüber 
künftigen Generationen«. Die Artikel, die das 
Staat-Kirche-Verhältnis betrafen, behielten das 
Selbstverwaltungsrecht und den öffentlich-recht-
lichen Körperschaftsstatus der Religionsgesell-
schaften bei, schlossen aber ihren Sonderstatus 
im Arbeitsrecht aus. Auch entfielen in diesem 
Entwurf die Garantien des staatlichen Kirchen-
steuereinzugs und des konfessionellen Religions-
unterrichts. Diese Änderungsbegehren stimmten 
durchaus mit Forderungen ostdeutscher Protes-
tanten überein. Denn für nicht wenige von ihnen 
stand der in Art. 140 GG übernommene Weimarer 
Verfassungskompromiss in Widerspruch zu den 
Praktiken einer staatskritischen Freiwilligkeitskir-
che, die sie in der DDR erprobt hatten.  

Indessen sah die Gemeinsame Verfassungskom-
mission von Bundestag und Bundesrat in Fragen 
des Staat-Kirche-Verhältnisses mehrheitlich kei-
nen Handlungsbedarf.46 Tatsächlich schienen bei 
diesem Thema viele der jetzt tonangebenden 
Kirchenleute aus dem Osten fixiert auf die Fun-
damentalopposition zu einem zwangsatheisti-
schen System, das doch soeben vergangen war. 
Sie übersahen dabei, was die Verfassungsinter-
pretation gerade unter den inzwischen eingetre-
tenen Bedingungen eines zunehmenden Religi-
ons- und Weltanschauungspluralismus deutlich 
herausgearbeitet hat: dass nämlich das Grundge-
setz keine Privilegien der Kirchen festschreibt, 
dass es sich also genau genommen gar nicht um 

ein »Staatskirchenrecht«, sondern um ein für alle 
offenes Religionsverfassungsrecht handelt. Es gilt, 
was der evangelische Theologe und liberale Ab-
geordnete Friedrich Naumann schon bei den Be-
ratungen der Weimarer Religionsartikel konsta-
tierte: Alle Religions- und Weltanschauungsge-
meinschaften sind verfassungsrechtlich »gleicher 
Ehre«.47 Pluralismuskonformen religionspoliti-
schen Anpassungen steht das Grundgesetz nicht 
entgegen. Es verbietet die Staatskirche, aber es 
statuiert keinen Laizismus. Es beschreibt einen 
sachgemäßen Mittelweg zwischen Verstaatli-
chung und Privatisierung der Religion. Das Gebot 
der religiös-weltanschaulichen Neutralität des 
demokratischen Staates schließt institutionelle 
Angebote zur öffentlichen Wirksamkeit von Reli-
gion nicht aus, wenn sie die gleiche Religionsfrei-
heit achten und sich am Maßstab der Gleichbe-
handlung vergleichbarer Religionsgemeinschaften 
orientieren.48 Für die Umsetzung des Verfassungs-
auftrags zur Ablösung säkularisationsbedingter 
Staatsleistungen aus dem Jahr 1803 (Art. 140 GG 
i.V.m. Art. 138 Abs. 1 WRV) ist die evangelische 
Kirche seit langem offen. 

Mit der deutschen Einheit ist die Bundesrepublik 
bekanntlich nicht protestantischer, sondern säku-
larer und auf Dauer religiös pluraler geworden. 
Zugleich war es eine Konsequenz der Vereinigung 
von ost- und westdeutschem Protestantismus, 
dass sich die evangelische Kirche seit den 1990er 
Jahren verstärkt in der Zivilgesellschaft zu veror-
ten begann.49 Denn gerade die Bürgerrechtsbewe-
gungen im östlichen Mitteleuropa waren es ja, die 
auf die Bedeutung dessen aufmerksam gemacht 
hatten, was in ihren Staaten fehlte: nämlich eine 
vitale Bürger- oder Zivilgesellschaft als eigenstän-
dige öffentliche Sphäre zwischen Staat und 
Markt, in der die Einzelnen ihre Privatheit über-
schreiten, über die alle betreffenden Angelegen-
heiten beraten und dies im Vorfeld staatlich insti-
tutionalisierter Politik zur Geltung bringen. Die 
repräsentative Demokratie des Grundgesetzes ist 
auf solche intermediären Instanzen angewiesen.  

Wenn wir jetzt einmal versuchen, nach den Ein-
flusszielen der evangelischen Kirche in der Berli-
ner Republik und ihres Effekts auf die Demokra-
tieentwicklung zu fragen, so ist es sinnvoll, drei 
Typen politischer Anliegen und Forderungen der 
Kirche zu unterscheiden: sozialethische Postulate, 
Wertorientierungen und Eigeninteressen.50 

Um mit dem Letzten zu beginnen: Organisations-
spezifische Eigeninteressen gab und gibt es natür-
lich nach wie vor. Auch eine als zivilgesellschaft-
licher Akteur agierende Kirche kann und wird 
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legitimerweise darauf bedacht bleiben, ihre 
grundgesetzlich garantierten Freiräume zu vertei-
digen.51 Doch bei genauerer Betrachtung fällt hier 
gegenüber früheren Jahrzehnten eine deutliche, 
demokratiekompatible Umakzentuierung auf: Das 
Eintreten für den Religionsunterricht als ordentli-
ches Lehrfach z.B. zielt nicht mehr auf ein christ-
liches Wertevermittlungsmonopol. Es ist vielmehr 
bildungstheoretisch begründet und erfolgt im 
Sinn einer generalisierten Interessenwahrneh-
mung für das gleiche Recht anderer – wie man 
etwa am kirchlichen Einsatz für einen islami-
schen Religionsunterricht sehen kann. 

Zweitens Wertorientierungen: Darunter sollen 
Auffassungen und Überzeugungen hinsichtlich 
der Vorzugswürdigkeit von Lebensformen ver-
standen werden, wie sie bei Kontroversen zu 
Fragen der Bio- und Medizinethik, oder auch der 
Bewertung von sexuellen Orientierungen und von 
Lebensformen wie Ehe und Familie ins Spiel 
kommen. In den bioethischen Fragen der techni-
schen Verfügung über die menschliche Natur rät 
die EKD in aller Regel zu Vorsicht und Selbstbe-
schränkung. Da die protestantische Ethik aber 
keinen naturrechtlichen Absolutismus kennt, hat 
die evangelische Kirche gerade auf diesem Feld 
Übung im Umgang mit Wertdissensen. Sie ver-
mag nicht zuletzt dadurch demokratieförderlich 
zu wirken, dass sie zwischen dem christlichen 
Ethos auf der einen und dem für alle geltenden 
Recht auf der anderen Seite zu unterscheiden 
weiß und so in der Lage ist, spätestens auf der 
Rechtsebene Kompromisse mitzutragen oder an-
zuregen. Bei der Neuauflage der Abtreibungsde-
batte nach der Wiedervereinigung oder im Rah-
men späterer Konflikte um Reproduktionsmedizin 
und Sterbehilfe diente dies zweifellos dem 
Rechtsfrieden.  

Drittens sozialethische Postulate: Damit sind all 
jene Forderungen gemeint, mit denen die Kirche 
eine diakonisch und politisch advokatorische, 
anwaltschaftliche Rolle einnimmt und sich als 
»Kirche für Andere« an der Bearbeitung gesamt-
gesellschaftlicher Probleme beteiligt. Die Kirche 
will hier »nicht selbst Politik machen«, aber im 
besten Fall und zumal in blockierten Konstellati-
onen kann sie »Politik möglich machen«, indem 
sie Handlungsspielräume erweitert.52 Hier rückten 
nach der Wende die universalistischen Ziele in 
den Vordergrund, die im »Konziliaren Prozess für 
Frieden, Gerechtigkeit und Bewahrung der Schöp-
fung« thematisiert wurden – also das friedens- 
und umweltpolitische Engagement ebenso wie die 
sozial- und entwicklungspolitische Option für die 
Schwachen. Dafür stehen auch die kirchlichen 

Interventionen gegen eine Einschränkung des 
individuellen Asylgrundrechts und für eine hu-
mane Flüchtlingspolitik, die mit der 1993 erfolg-
ten Entkernung des Art. 16 GG zugenommen 
haben.53 Für die Demokratieentwicklung ist be-
deutsam, dass sich all dies nicht in amtskirchli-
chen Verlautbarungen erschöpft, sondern dass die 
Kirche zugleich Raum bot und bietet für das hohe 
ehrenamtliche Engagement von Christenmen-
schen in Projekten und Initiativgruppen vor Ort: 
Denn in solchen Freiwilligennetzwerken werden 
soziales Vertrauen und Toleranz und damit das 
für demokratische Gemeinwesen unverzichtbare 
brückenbildende Sozialkapital aufgebaut.54  

Mit Blick auf die dritte Phase der protestantischen 
Geschichte mit dem Grundgesetz lässt sich fest-
halten: Alte innerkirchliche Gegensätze haben 
sich weiter abgeschliffen. Bei allem Binnenplura-
lismus gehört der Protestantismus heute zu den 
entschiedensten Verteidigern der grundgesetzli-
chen Ordnung – und das ist gut so. Die Demokra-
tie ist keine Heilsveranstaltung, aber als Gemein-
wohlordnung müssen Christinnen und Christen 
gerade heute für sie streiten. Eine veränderte 
gesellschaftliche Konfliktlage hat die politischen 
Koordinaten verschoben und lässt die Akzeptanz 
der liberalen Demokratie nicht unberührt: Die alte 
verteilungspolitische Spannungslinie zwischen 
Kapital und Arbeit ist von einer neuen, jetzt sozi-
okulturellen Spaltung überlagert worden: Kosmo-
politen, die von Globalisierung, Individualisie-
rung und kultureller Vielfalt profitieren, stehen 
wertkonservative Traditionalisten gegenüber. Sie 
erfahren, dass das mit Demokratie und Markt-
wirtschaft verbundene Aufstiegsversprechen brü-
chig geworden ist, und sorgen sich um den Erhalt 
vertrauter Gemeinschaftsbindungen und national-
staatlicher Schutzmechanismen. Deshalb sind es 
nicht nur die ökonomisch Abgehängten, sondern 
auch kulturell verunsicherte Angehörige der Mit-
telschicht, die sich durch die etablierten Parteien 
nicht mehr repräsentiert fühlen und ein Ventil im 
populistischen Wutbürgertum von rechts finden.  

Auf den damit verbundenen Wandel hat die Öf-
fentlichkeitskammer der EKD im vorletzten Jahr 
mit dem Impulspapier »Konsens und Konflikt. 
Politik braucht Auseinandersetzung« reagiert.55 
Hier wurde demokratietheoretisch ein neuer Ak-
zent gesetzt: Während die Denkschrift von 1985 
eher das Ideal der Konsensdemokratie hochgehal-
ten hatte56, rät das Impulspapier dazu, dem ago-
nalen Charakter des politischen Prozesses stärker 
Rechnung zu tragen. Der Konflikt sei der »Nor-
malfall der Demokratie«.57 Auch vom Mainstream 
abweichende Positionen seien nicht per se vom 
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politischen Diskurs auszuschließen, solange sie 
nicht die gleiche Menschenwürde und das demo-
kratische System in seinem Kern angreifen. Damit 
ist eine zweifellos schwierige Aufgabe gestellt, 
nämlich gesellschaftlich und innerkirchlich die 
rote Linie zu ziehen zwischen Protest, der – auch 
wenn er sich populistisch artikuliert – gehört 
werden sollte, und der Förderung extremistischer 
Bestrebungen, der gegenüber glasklare Abgren-
zung geboten ist.  

Dass sich der deutsche Protestantismus auch in 
dieser neuen polarisierten Konstellation als Stütze 
der Demokratie bewährt, ist zu hoffen. Dass er 
hierbei – wie seit 1990 auch sonst in sozialethi-
schen Fragen – auf ökumenische Übereinstim-
mung mit der katholischen Kirche setzen kann 
und setzt, ist sicher auch ein Zeichen geringer 
gewordenen Einflusses, aber dennoch bemer-
kenswert. In Erinnerung an die deutschen Verfas-
sunggebungen vor 70 und vor 100 Jahren haben 
der Rat der EKD und die Deutsche Bischofskonfe-
renz vor wenigen Wochen ein Gemeinsames 
Wort veröffentlicht.58 Sie wollen damit »Vertrauen 
in die Demokratie stärken« und für die Prob-
lemlösungsfähigkeit demokratischen Regierens 
werben. Nicht zuletzt verpflichten sie sich darin 
aber auch selbst auf die ungeschriebenen, nicht-
institutionalisierbaren Stabilitätsbedingungen der 
Demokratie: »Fairness, Respekt gegenüber dem 
politischen Gegner, Mut zur Kontroverse, Ge-
meinsinn« und Kompromissfähigkeit – auf einen 
Nenner gebracht: eine »demokratische Sittlich-
keit«.59  
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Das Grundgesetz als Leitkultur?1 
Von Prof. Dr. Tine Stein, Professorin für Politische Theorie und Ideengeschichte an der 
Georg-August-Universität Göttingen 

Evangelische Akademie Tutzing, 23. Juni 2019 

I. Einleitung 

Das Grundgesetz als Leitkultur – damit ist ein 
Paradox aufgeworfen, das jeder verfassungsstaat-
lich gebundenen Demokratie eigen ist: Die Ver-
fassung markiert mit den Grundrechten einen 
Raum der Freiheit von Politik, eine Sphäre, die 
vor dem Zugriff der Politik, auch demokratisch 
legitimierter Politik schützt und die die Individu-
en in ihrem Mensch-Sein anerkennt: mit all ihren 
individuellen Entscheidungen, wie sie leben und 
handeln möchten, wenn sie sich nur an die Ge-
setze halten. Eine leitende Kultur kann eine sol-
che Verfassung nicht vorschreiben. Eine Kultur ist 
immer zeitlich und räumlich gebunden, an das, 
was sich in einem bestimmten Kollektiv entwi-
ckelt hat und sich in Konventionen, Umgangs-
formen, Werthaltungen zeigt. Wie sollte es da 
eine Leitkultur des Grundgesetzes geben können, 
wenn das Grundgesetz doch die individuelle 
Freiheit schützt? Auf anderen Seite ist aber eine 
demokratische und liberale Verfassung darauf 
angewiesen, dass die Bürgerinnen und Bürger die 
Grundentscheidungen, die sich in der Verfassung 
in Grundrechten und den Strukturprinzipien nie-
dergeschlagen haben, mittragen und unterstützen 
– dass sie freiwillig ihre Steuern bezahlen, die 
Kinder in die Schulen schicken, wählen gehen 
und den Anderen als mit gleichen Rechten ausge-
stattete Person respektieren, mit einem Wort: eine 
demokratische und liberale politische Kultur ak-
zeptieren und auch selbst leben. Wie geht das 
zusammen? Betont man ausschließlich die libera-
le Seite des Grundgesetzes, wird man dieses Pa-
radox nicht auflösen können. Denn das Grundge-
setz ermöglicht mit den Freiheitsrechten auch 
Absonderung, Anderssein, Differenz und Multi-
kulturalität. Mit dem Konzept der Leitkultur geht 
die Gefahr einher, dass hier nur eine illiberale 
Zumutung der Mehrheitsgesellschaft transportiert 
wird, wonach insbesondere die neu Hinzuge-
kommenen, die Einwanderinnen sich assimilieren 
sollen. Wenn man Leitkultur im Sinne der Kultur 
der Mehrheitsgesellschaft versteht, kann die 
Spannung zwischen leitender Kultur und Grund-
gesetz nicht aufgelöst werden, da es dann nicht 
um das Grundgesetz als Leitkultur geht, sondern 
um Leitkultur der Gesellschaft generell. Danach 
ist jede Gesellschaft von einer leitenden Kultur 

getragen, den darin vorherrschenden Wertorien-
tierungen und Sitten des überwiegenden Teils der 
Bevölkerung. Wenn demgegenüber vom Grund-
gesetz als Leitkultur die Rede ist, so könnte man 
politisch zuspitzen, ist dies den Liberalen zu viel 
und den Konservativen zu wenig. Politiktheore-
tisch bleibt das eingangs aufgeführte Paradox be-
stehen und in einer theoretischen Untersuchung 
dient die Analyse von Paradoxien dem tieferen 
Verständnis des untersuchten Gegenstands. Dies 
kann im besten Fall dazu führen, den vermuteten 
Widerspruch aufzulösen, mindestens die Span-
nung transparent werden zu lassen. Das soll im 
Folgenden versucht werden. Dazu ist zunächst 
Begriffsarbeit notwendig. Der Gegenbegriff zur 
Leitkultur ist der des Verfassungspatriotismus. 
Beide Begriffe werden in der politischen Debatte 
der Bundesrepublik als miteinander konkurrie-
rende, ja sogar ausschließende Begriffe angesehen 
werden: Der Verfassungspatriotismus begnüge 
sich mit der Anerkennung eines heute vornehm-
lich prozedural verstandenen modus vivendi, 
beim Leitkulturmodell liege die Integrationsleis-
tung in einer darüber hinausgehenden Verpflich-
tung zur Übernahme gemeinsamer Werte und 
gemeinsamer kultureller Praktiken und das Mo-
dell. Das soll hier in einem ersten Schritt beleuch-
tet werden, denn interessanterweise sind die Un-
terschiede bei genauerer Betrachtung gar nicht so 
groß.  

Verfassungspatriotismus und Leitkultur sollen 
hier als Konzepte politischer Integration verstan-
den werden.2 Politische Integration ist in der De-
mokratie ein dauernder Prozess, der sich nicht 
nur an neu Hinzukommende, sondern auch an 
die alteingesessene Bürgerschaft richtet. Eine sehr 
wichtige Bedingung für das Gelingen politischer 
Integration in der Demokratie ist Vertrauen, De-
mokratie braucht Vertrauen. Vertrauen in Demo-
kratie stützt sich auf die begründete Erwartung, 
dass die Demokratie gut funktioniert. Was sind in 
diesem Sinne die Gelingensvoraussetzungen der 
Demokratie? Dazu zählt einmal ein gutes Arran-
gement der Institutionen, aber darüber hinaus, 
dass es hinreichend viele »gute« Bürgerinnen und 
Bürger gibt, also Bürgerinnen und Bürger, die 
sich der Demokratie angemessen verhalten, was 
hier als Erfordernis einer demokratischen Sittlich-
keit plausibel gemacht werden soll.3  
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II. Konzepte politischer Integration 

II.1 Verfassungspatriotismus 

Es war der liberalkonservative Politikwissen-
schaftler Dolf Sternberger, Professor in Heidel-
berg, der den Begriff Verfassungspatriotismus in 
den politischen Sprachgebrauch der Bundesre-
publik eingeführt hat. Die Liebe zum Vaterland 
wird von ihm mit der republikanischen Idee der 
Freiheit verknüpft, die sich im modernen Verfas-
sungsstaat niedergeschlagen habe. Man muss 
seine Begriffsschöpfung im historischen Kontext 
sehen: als Sternberger 1959 in einem Leitartikel 
für die »Frankfurter Allgemeine Zeitung« über die 
Würdigung für den scheidenden Bundespräsiden-
ten Theodor Heuß raisonnierte, dass dieser sich 
›um das Vaterland verdient‹ gemacht habe, ging 
es ihm darum, den Patriotismus der chauvinisti-
schen Tradition zu entreißen und ihn als eine 
Haltung freier Bürger zu revitalisieren und zu 
rehabilitieren. Das patriotische Gefühl sei dasje-
nige, bei dem der Bürgersinn den einzelnen das 
Glück und die Pflicht empfinden ließe, am ge-
meinen Wesen frei mitzubilden.4 Sternberger 
sieht den politischen Begriff des Vaterlandes nicht 
in einer vorpolitischen Idee der Nation verwur-
zelt, sondern im Ethos der dem Bürger gemäßen 
Hingabe an die politische Gemeinschaft. In der 
römischen Tradition, die hier anklingt, lässt sich 
schon bei Cicero (in der Schrift »Von den Geset-
zen«) die Unterscheidung finden, dass alle Bürger 
zwei Vaterländer haben, nämlich dasjenige, das 
auf Natur, Geburt und Herkunft und dasjenige, 
das auf der Zugehörigkeit zur Bürgerschaft in der 
Republik beruht. Um letzteres geht es Sternber-
ger, für den das Vaterland die Republik ist, die 
die Bürger sich erst schaffen und gerade nicht, 
wie er dann genauer in der späteren berühmten 
Rede von 1982 ausgeführt hatte, ein »Mutter-
schoß« ist, und »kein dunkles mythisches und 
mystisches Wesen, worin alle Personalität, alle 
individuelle Freiheit versänke«.5 Der Begriff des 
Verfassungspatriotismus verbindet die Liebe zum 
Vaterland mit der Liebe zur Verfassung als einer 
politischen Ordnung der Freiheit. Damit hatte 
Sternberger einen Weg gewiesen, der die diver-
gierenden politischen wie intellektuellen Lager in 
Deutschland zu einem nationalen Konsens zu 
integrieren vermochte – was sich daran zeigt, 
dass der herausragende Vertreter der Sozialphilo-
sophie, Jürgen Habermas, sich den Begriff zu 
eigen gemacht hat, freilich aus Anlass einer 
scharfen Kontroverse, dem Historikerstreit, bei 
dem Habermas den Verfassungspatriotismus aus 
Sorge über ein Wiederaufflackern des Nationa-
lismus chauvinistischer Tendenz ins Feld führte 

und in der Bindung an die im Kern universalisti-
schen Prinzipien der Verfassung ein Gegengift 
sah.  

Habermas versteht die Verpflichtung auf die Ver-
fassung als die einzig legitime Quelle einer kollek-
tiven Identität der Bürgerschaft.6 Die Verfassung, 
die sich die Bürger selbst geben und die die 
Staatsgewalt erst hervorbringt, steuert den demo-
kratischen Prozess der Rechtssetzung und sichert 
die politischen und bürgerlichen Freiheitsrechte. 
Damit enthält sie jene universalistischen Prinzi-
pien und formellen Verfahren, die unter der Be-
dingung des weltanschaulichen und religiösen 
Pluralismus allein eine legitimationswürdige 
Grundlage des politischen Zusammenlebens 
schaffen. Dem Anspruch nach sind die Verfas-
sungsgrundsätze für alle Bürger rational akzepta-
bel. Die Vermutung rationaler Akzeptabilität kann 
auch für die auf der Basis eines demokratischen 
Prozesses zustande gekommenen Ergebnisse gel-
ten, wenn dieser, wie es bei Habermas heißt, »die 
Bedingungen einer inklusiven und diskursiven 
Meinungs- und Willensbildung erfüllt«.7 Eine 
solche politische Ordnung ist sehr anspruchsvoll. 
Denn der Bürger ist nicht nur als Gesellschafts-
bürger Adressat des Rechts, das er zu befolgen 
hat, sondern als Staatsbürger auch sein Autor. 
Während er als Adressat des Rechts dazu ver-
pflichtet und durch die staatliche Sanktionsgewalt 
auch dazu gezwungen wird, bei der Wahrneh-
mung der grundrechtlich gesicherten Freiheiten 
den gesetzlichen Rahmen nicht zu verletzen, 
muss der Bürger als Autor des Rechts von seinen 
politischen Rechten in einer Weise Gebrauch 
machen, die sich rechtlich nicht erzwingen lässt: 
nämlich gemeinwohlorientiert und solidarisch. 
Habermas versteht dies als Bereitschaft, »für 
fremde und anonym bleibende Mitbürger gegebe-
nenfalls einzustehen und für allgemeine Interes-
sen Opfer in Kauf zu nehmen«,8 was freilich 
rechtlich nicht erzwungen werden kann – was er 
aber gleichwohl als für den Bestand der Demokra-
tie wesentlich erachtet.  

Habermas reformuliert hier aus anderer Perspek-
tive Ernst-Wolfgang Böckenfördes Diktum, wo-
nach der säkulare und freiheitliche Verfassungs-
staat von Voraussetzungen lebt, die er selbst 
nicht garantieren kann.9 Böckenförde appellierte 
damit in den sechziger Jahren an die Katholikin-
nen und Katholiken, sich im säkularen Staat hei-
misch zu fühlen und sich für die Demokratie 
einzusetzen – jene Staatsordnung, die das katho-
lische Lehramt zu dieser Zeit noch theologisch 
begründet ablehnte. Erzwingen kann der Staat 
das Vorhandensein dieser Loyalität nicht, das 
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würde gegen seine Freiheitlichkeit verstoßen. 
Aber der demokratische Verfassungsstaat ist doch 
darauf angewiesen, dass im Motivhaushalt seiner 
Bürger Quellen vorhanden sind, aus denen sich 
die Loyalität zu seinen Grundlagen speist, eine 
Haltung also, die über die Motivation aufgrund 
rationaler Interessenverfolgung und dem Befolgen 
der Gesetze aufgrund der Befehlsgewalt des Staa-
tes hinausgeht. Aus welchen Quellen wird die 
Haltung der Bürger gespeist, in einer gemein-
wohlorientierten und solidarischen Weise von der 
Verfassung Gebrauch zu machen? Sind es allein 
die Verfahren der Verfassung selbst, also die Pra-
xis der Demokratie, die als Mehrwert diese Ge-
meinwohlorientierung der Bürger hervorbringen? 
Das Konzept des Verfassungspatriotismus wäre 
unterkomplex, wenn mit ihm nicht auch in den 
Blick genommen werden könnte, dass es neben 
den demokratischen Verfahren selbst auch die 
vorpolitischen kollektive Identitäten sind, aus 
denen diese Orientierung erwachsen – also jene 
Identitäten, die in nationalen oder religiösen oder 
kulturell fundierten Gemeinschaften ihren Anker-
punkt finden und die dann in einem bürgerschaft-
lichen Akt der Erweiterung aus den fremden 
Menschen die »fellow citizen« machen, die fürei-
nander Verantwortung tragen.  

Verfassungspatriotismus heißt auch für Jürgen 
Habermas nicht, dass die Bürger sich die Verfas-
sung nur kognitiv zu eigen machen. Es muss viel-
mehr etwas hinzutreten, damit dieser abstrakte 
Gehalt auch zu einer bürgerlichen Haltung führt: 
Die Bürger sollen die abstrakten universalisti-
schen Gerechtigkeitsprinzipien mit dem partikula-
ren geschichtlichen Kontext ihrer jeweiligen poli-
tischen Gemeinschaft verbinden. Dazu gehört 
auch die Erfahrung eines friedlichen Konfliktaus-
trags auf der Basis der prozeduralen Regeln der 
Verfassung. Der Gedanke, dass Konflikte soziale 
Gemeinschaften nicht nur desintegrieren, sondern 
integrieren können, verweist gerade auf die poli-
tische Leistung der Verfassung: Indem sie die 
Regeln des Konfliktaustrags bereithält und die 
Grenze dessen festlegt, was nicht zur Disposition 
steht, schafft sie die Bedingung der Möglichkeit, 
dass Mehrheitsentscheidungen von der unterle-
genen Minderheit akzeptiert werden. Überhaupt 
kann der Verfassung mit dem durch sie initiierten 
gemeinschaftlichen Vollzug symbolischer Rituale, 
etwa bei feierlichen Verfassungsjubiläen oder den 
in der Verfassung festgelegter Eidesformeln bzw. 
einem öffentlichen Bekenntnis zur Verfassung, 
eine integrative Funktion zuerkannt werden. Die-
se integrative Funktion lässt sich auch mit der 
Wertschätzung belegen, die der Verfassung in 
Deutschland entgegengebracht wird, was sich am 

Vertrauen der Bürgerschaft gegenüber der die 
Verfassung schützende Institution, der Verfas-
sungsgerichtsbarkeit, ablesen lässt. In diesem 
Jubiläumsjahr haben viele Bürgerinnen und Bür-
ger in zahlreichen Veranstaltungen am 23. Mai 
der siebzig Jahre Grundgesetz gedacht. Es wäre 
der Verfassungsdemokratie der Bundesrepublik 
angemessen, diesen Tag als einen Feiertag zu 
begehen.  

Noch ein weiteres Argument ist bei Habermas 
gegen den Vorwurf zu finden, wonach das Kon-
zept des Verfassungspatriotismus nur abstrakt 
und prozedural zu verstehen sei. Er betont die 
Notwendigkeit, der Verfassungsstaat solle mit 
»allen kulturellen Quellen schonend um(..)gehen, 
aus denen sich das Normbewusstsein und die 
Solidarität von Bürgern speist«10. Konkret werden 
hier die Religionsgemeinschaften erwähnt, die 
einen wesentlichen Beitrag zur Wertebildung und 
Hervorbringung erwünschter Einstellungen leiste-
ten, was öffentlich anzuerkennen sei. Bemerkens-
werterweise spricht Habermas an dieser Stelle 
von einem »konservativ gewordenen Bewusst-
sein«, das sich in der Rede von der postsäkularen 
Gesellschaft widerspiegele. Der Staat sei gehalten, 
solche kulturellen Quellen zu denen neben der 
Religion selbstverständlich weitere zu zählen 
seien, pfleglich zu behandeln. Ernst-Wolfgang 
Böckenförde selbst hat neben dem religiösen 
Glauben ebenfalls immer auch weitere Faktoren 
angeführt, aus denen sich ein gemeinwohlorien-
tiertes Bürgerbewusstsein und ethische Urteils-
kraft speisen kann – insbesondere bedarf es guter 
Bildungsinstitutionen mit unabhängigen Lehrer-
persönlichkeiten. Er hat aber auch auf den wich-
tigen Vorbildcharakter von Inhabern öffentlicher 
Ämter hingewiesen. So hat Böckenförde aus An-
lass der Spendenaffäre in der CDU, das Ehrenwort 
Helmut Kohls gegenüber privaten Spendern als 
Ganovenehrenwort kritisiert.11 

Auch wenn es also verkürzt ist, den Verfassungs-
patriotismus nur als einen abstrakten Prozedura-
lismus zu verstehen, so bleibt aber die Frage, ob 
nicht doch eine Leerstelle verbleibt und inwiefern 
das Konzept der Leitkultur diese füllen kann.  

II.2 Leitkultur 

Um den politisch umstrittenen Begriff der »Leit-
kultur« analytisch nutzen zu können, müssen 
zwei Bedeutungsdimensionen unterschieden wer-
den: eine empirische und eine normative. Ein 
empirisch-deskriptives Verständnis von Leitkultur 
liegt dann vor, wenn unter Leitkultur alltagskul-
turelle Verhaltenskodizes und von bestimmten 
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Werten oder Normen geleitete Praktiken verstan-
den wird, die in der Gesellschaft vorherrschend 
sind – seien es soziokulturelle Normen wie die 
der Begrüßung, seien es Formen der symboli-
schen Repräsentation der Bürgerschaft wie das 
Singen der Nationalhymne oder seien es jeweils 
vorherrschende Interpretationen von Verfas-
sungsprinzipien. Aber so ist der Begriff nicht in 
die deutsche Diskussion eingeführt worden, son-
dern mit einer normativen Stoßrichtung. Der 
deutsche Politikwissenschaftler syrischer Her-
kunft Bassam Tibi (Emeritus an der Universität 
Göttingen) wollte in den neunziger Jahren in 
Anlehnung an Habermas’ Verständnis der kultu-
rellen Moderne die westlichen Wertvorstellungen 
von Demokratie, Menschenrechten, Zivilgesell-
schaft, Aufklärung und auch Laizismus unter dem 
Begriff einer erwünschten europäischen Leitkultur 
firmieren lassen und damit den Rahmen aufspan-
nen, in den hinein sich die neu Hinzukommen-
den begeben sollten und der fortan auch der ihre 
sein sollte.12 Tibis Aufruf für eine europäische 
Leitkultur richtete sich vor allem an die größte 
Einwanderungsgruppe in Europa, nämlich die aus 
verschiedenen Nationen stammenden Muslime, 
die sich den westlichen Wertvorstellungen öffnen 
sollten. Der Aufruf richtete sich zugleich auch an 
die aufnehmenden Gesellschaften, die die neu 
Hinzukommenden als Gleiche auf der Basis die-
ses Wertekonsenses respektieren sollten, unab-
hängig von ihrer gegenüber der Mehrheit ver-
schiedenen ethnischen, religiösen und kulturellen 
Herkunft.  

Mit einer ganz anderen normativen Stoßrichtung 
wurde Leitkultur dann als Schlagwort von kon-
servativen Politikern in Deutschland in die Debat-
te über die Änderungen des Zuwanderungsrechts 
eingeworfen, mit dem Adjektiv »deutsch« verse-
hen und als Kampfbegriff gegen das Multikultura-
lismusmodell eingesetzt. Deutsche Leitkultur be-
zeichnete nach den Vorstellungen des christde-
mokratischen Politikers Friedrich Merz die in 
Deutschland gewachsenen kulturellen Grundmus-
ter, die wohl über die politisch-universellen Wer-
te des Grundgesetzes hinausgehen. Thomas de 
Maizière hat dies in seiner Zeit als Bundesinnen-
minister aufgegriffen und die zehn Eigenschaften 
– zu verstehen als die Zehn Gebote? – der deut-
schen Leitkultur passenderweise im Zentralorgan 
des zweifelhaften common sense, der »Bild«-
Zeitung, vorgestellt. Dafür wurde die nicht min-
der eindeutige Überschrift »Wir sind nicht Burka« 
gewählt und es finden sich hier Normen der Kon-
vention wie Händeschütteln und den Anderen mit 
Namen zur Begrüßung anzusprechen, das Zeigen 
des Gesichts, bis hin zu bürgerlichen Haltungen 

wie Leistungsorientierung und schließlich auch 
das Gutbefinden von politischen Werten wie spe-
zifischen aus der deutschen Geschichte erwach-
senen Prinzipien, etwa das besondere Verhältnis 
zu Israel und auch universelle Prinzipien wie die 
Religionsfreiheit.  

Und schließlich sollte mit Blick auf die jüngere 
Leitkultur-Debatte auch noch daran erinnert wer-
den, dass dieses Konzept bereits in einer Landes-
gesetzgebung aufgenommen worden ist. Das 
bayerische Integrationsgesetz führt in Artikel 1 als 
Ziel aus, dass den neu Hinzugekommenen Hilfe 
zu vermitteln ist, »sie aber zugleich auf die im 
Rahmen ihres Gast- und Aufenthaltsstatus unab-
dingbare Achtung der Leitkultur zu verpflichten 
und dazu eigene Integrationsanstrengungen ab-
zuverlangen (Integrationspflicht).«13 Leitkultur 
wird zuvor in der Präambel des Gesetzes als täg-
lich gelebter identitätsbildender Grundkonsens 
definiert, der die kulturelle Grundordnung der 
Gesellschaft bildet. Solche Forderungen werden 
allerdings als Assimilationsforderung kritisiert, 
die den notwendigen Respekt vor Menschen 
nichtdeutscher Kultur-Herkunft vermissen lassen, 
insofern in diese Identität nicht nur universelle 
Werte, sondern auch partikular-kontingente Wer-
te einfließen. Die politische Problematik des Be-
griffs Leitkultur wird insbesondere darin gesehen, 
dass mit ihm ein Verhältnis von Über- und Unter-
ordnung, von Höher- und Niederrangigkeit einer 
kulturellen Herkunft verbunden wird.  

Dieser politischen Mehrdeutigkeit zum Trotz hat 
der Berliner Politikwissenschaftler Gerhard Göh-
ler den Begriff der Leitkultur in der politiktheore-
tischen Absicht aufgegriffen, ihn als einen Schlüs-
sel für das Verständnis einer normativen Integra-
tion zu nutzen, ohne die eine politische Gemein-
schaft nicht auskommen kann (Göhler 2005).14 Er 
sieht darin die Chance, zwei Engführungen des 
Verfassungspatriotismus zu vermeiden: Erstens 
kann normative Orientierung nach Göhler nicht 
nur an der abstrakten Verfassung ausgerichtet 
sein, sondern muss auch die Wertvorstellungen 
der konkreten Alltagskultur erfassen. Zweitens ist 
die Orientierung nicht nur kognitiv, sondern auch 
affektiv: Die Werte der Verfassung und der All-
tagskultur sollten auch gefühlsmäßig verankert 
sein. In diesem Verständnis von Leitkultur wird 
die empirische mit der normativen Dimension 
verschränkt: »Leitkultur ist das Ensemble kultu-
rell ausgedrückter, in einem Gemeinwesen gel-
tender und allgemein kommunizierbarer Werte, 
die auf die Normen der Verfassung hin ausgerich-
tet sind.«15 Empirisch ist dieses Verständnis, inso-
fern Göhler unter Leitkultur die tatsächlich in 
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einer Gesellschaft geltenden Werte versteht, nor-
mativ ist es, da diese Werte nicht einfach nur 
vorgefunden werden oder sich selbstläufig entwi-
ckeln, sondern inhaltlich auf die Verfassungs-
normen hin orientiert sind. 

Damit öffnet der Begriff der Leitkultur zudem das 
Spannungsfeld zwischen einer leitenden Orientie-
rung und einer der Kultur eigenen Diskursivität. 
Anders als Rechtsnormen sind kulturelle Normen 
nicht zwingend verbindlich, sondern sie erlauben 
nicht nur unterschiedliche Interpretationen, son-
dern auch Abweichungen. Die zunehmende Plu-
ralität einer Gesellschaft wird sich in ihrer Leit-
kultur dynamisch widerspiegeln. Allerdings wird 
auch in dieser politiktheoretischen Perspektive 
grundsätzlich davon ausgegangen, dass der auf-
nehmenden Kultur eine Definitionsmacht zu-
komme: nicht im Sinne einer gebotenen Verein-
heitlichung auf die Mehrheitsgesellschaft hin, 
wohl aber »aufgrund der symbolischen Vermitt-
lung durch kulturelle Praxen mit deutlichen Min-
desterfordernissen«.16 Dazu gehört neben der 
Forderung nach Rechtsbefolgung und den für 
eine freiheitliche Gesellschaft nicht verhandelba-
ren Werten der Toleranz und Gleichheit auch 
eine gemeinsame Sprache, die die Teilhabe an der 
Leitkultur – und damit auch ihre Pluralisierung 
im Sinne der hinzugekommenen Minderheiten – 
zuallererst ermöglicht.  

Das Problematische am Begriff der Leitkultur in 
einer politischen Auseinandersetzung bleibt aller-
dings, dass mit ihm ein Verhältnis von Über- und 
Unterordnung verbunden werden kann, von Vor- 
und Nachrangigkeit, was besonders brisant ist, 
gerade wenn es um unterschiedliche Religionen 
geht. Wenn von deutscher oder auch europäi-
scher Leitkultur als einem gewachsenen kulturel-
len Grundmuster die Rede ist, das sich aus den 
drei großen geistigen Quellen des Abendlandes 
speisten, nämlich der griechisch-römischen Anti-
ke, dem jüdisch-christlichen Denken und der Auf-
klärung, dann ist die Gefahr groß, dass dies als 
ein illegitimer Zwang zu einer geistigen Assimila-
tion verstanden wird und eine historische und 
religiöse Identität, die keinen abendländischen 
Ursprung hat, als unerwünscht erlebt wird. Auf 
der anderen Seite kann aber dieser gefühlten oder 
auch tatsächlich intendierten Abwertung, die mit 
dem Konzept der Leitkultur einhergeht, nicht da-
durch begegnet werden, dass die jeweiligen Min-
derheitenkulturen für sakrosankt erklärt werden 
und etwa religiös begründete Positionen, die zu 
einer gewollten Absonderung von der Mehrheits-
gesellschaft führen, aller Kritik enthoben sind.  

Am Ende sind die Positionen allerdings dann 
doch nicht so weit auseinander. Jürgen Habermas 
hat in seiner jüngsten Zurückweisung des Leitkul-
turverständnisses von Thomas de Maizière zwar 
betont, dass die liberale Auslegung des Grundge-
setzes mit der Propagierung einer Leitkultur un-
vereinbar sei, dass Minderheiten sogar kulturelle 
Rechte einklagen könnten und dass keine Musli-
ma genötigt werden dürfe, beispielsweise Herrn 
de Maizière die Hand zu geben.17 Zugleich hat er 
aber auch unterstrichen, dass die Zivilgesellschaft 
legitimerweise von den Eingewanderten erwarten 
können dürfe, dass diese sich einleben – einleben 
wohinein? Hier kommt die entscheidende Diffe-
renzierung zum Tragen: nicht in die im Land tra-
dierte Mehrheitskultur, sondern in eine allen Bür-
gern gleichermaßen zugängliche und zugemutete 
politische Kultur. Freilich lässt sich auch eine so 
spezifizierte Erwartung rechtlich nicht erzwingen 
und eine in dieser Hinsicht gelebte Praxis ist eine 
Voraussetzung für das Gelingen der freiheitlichen 
Demokratie. Dies betrifft die neu Hinzugekom-
menen wie die Alteingesessenen Bürger: Es ist die 
Haltung einer demokratischen Sittlichkeit als eine 
zentrale Anforderung einer politischen Kultur. 

III. Zur politischen Kultur demokratischer 
Sittlichkeit 

Die freiheitliche Demokratie lebt von geschriebe-
nen und ungeschriebenen Voraussetzungen. Die 
geschriebenen Voraussetzungen finden sich in 
dem klugen Arrangement der Institutionen wie-
der, das die Demokratie mit dem Rechtsstaat ver-
knüpft. Konstitutionelle Demokratie, demokrati-
scher Rechtsstaat oder auch demokratischer Ver-
fassungsstaat – in all diesen Bezeichnungen 
kommt zum Ausdruck, dass die Selbstregierung 
der Bürgerschaft als politische Ordnung der Frei-
heit mit dem Recht verbindet. Zur Verwirklichung 
von Freiheit und Gleichheit ist die Herrschaft des 
Volkes mit der Herrschaft des Rechts zu verbin-
den, das eine kann nicht gegen das andere ausge-
spielt werden. Das Volk steht nicht über dem 
Recht, sondern regiert sich im Rahmen des Rechts 
selbst und diese rechtlichen Grundlagen hat es 
sich in Gestalt der Verfassung selbst gegeben. Es 
ist ein begriffliches Missverständnis, Demokratie 
mit Mehrheitsherrschaft gleichzusetzen, wie es 
heute seitens autoritärer Politiker wie Victor 
Orban getan wird. Ernst-Wolfgang Böckenförde 
hat dies in wünschenswerter Klarheit bereits 1957 
herausgearbeitet. Auch hier ist die Botschaft vor 
allem an die Katholikinnen und Katholiken ge-
richtet, die die Legitimität der Demokratie nicht 
von der Geltung eines christlichen Naturrechts als 
abhängig ansehen sollen. Er führt darin aus: 
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»Demokratie bedeutet … nicht einfach Mehrheits-
herrschaft oder Mehrheitsabsolutismus, wie ihre 
Gegner oft behaupten. Wie Freiheit und Gleichheit 
das Mehrheitsprinzip begründen, so begrenzen sie 
es auch. Wenn jede politische Überzeugung als 
rechtlich gleichwertig anzusehen ist und allen 
Bürgern die gleiche demokratische Freiheit zu-
kommt, verbietet es sich aus der ›Natur der Sache‹, 
dass die Mehrheit, konkret gesprochen: die im 
Besitz der Macht befindlichen politischen Kräfte-
gruppen, sich absolut setzen. Gerade das innere 
Recht der Mehrheit, verbindliche Entscheidungen 
für das soziale Ganze zu treffen, über die Legalität 
zu verfügen, beruht darauf, dass sie mit der Min-
derheit in Konkurrenz um die politische Führer-
schaft steht und diese die absolut gleiche Chance 
hat, selbst zur Mehrheit zu werden. Alle politi-
schen Gruppen haben das gleiche Lebensrecht, 
und die jeweilige Minderheit ist immer potentielle 
Mehrheit ... Wahlgleichheit, Vereins- und Ver-
sammlungsfreiheit, persönliche und politische 
Meinungsfreiheit einschließlich der Pressefreiheit 
sind von der Demokratie nicht zu trennen und 
bilden als die ›demokratischen Grundrechte‹ die 
innere Grenze jeden Mehrheitswillens ...«18  

Wenn wie in Polen oder Ungarn die Rechte von 
Minderheiten eingeschränkt werden, der politi-
sche Gegner zum Feind des Volkes erklärt wird, 
die freie Presse eingeschränkt wird und die Un-
abhängigkeit der Justiz, die gerade die Einhaltung 
dieser Grundrechte überwachen soll, ausgehebelt 
wird und dies alles im Namen eines vermeintli-
chen Volkswillens geschieht, dann ist klar, dass 
hier die Wahl, auf die sich diese Regierungen be-
rufen, als plebiszitäre Ermächtigung zur Einrich-
tung einer in Wahrheit autoritären Herrschaft her-
halten muss. Schon die Berufung auf einen ver-
meintlich einheitlichen Volkswillen ist dabei ver-
räterisch, denn das Volk – die Bürgerschaft – ist 
keine homogene Einheit, sondern immer eine 
Vielheit, mit zahlreichen unterschiedlichen Sicht-
weisen, Interessen und Vorschlägen – aus diesem 
scheinbaren Durcheinander, aus diesem politi-
schen Pluralismus gewinnen freie Gesellschaft 
ihre kreative Fähigkeit zu Innovation und die 
Rechte der Minderheiten und der Opposition, die 
Gewaltenteilung, die checks and balances, die Un-
abhängigkeit der Justiz wie die Freiheit der Medi-
en schützen all dieses und erlauben damit auch 
die Korrektur von Fehlern – auch Regierungen 
machen bekanntlich Fehler und es gut, dass wir 
uns dann in der Demokratie als Bürgerschaft 
selbst korrigieren können.  

Zugleich muss dieses kluge Arrangement von 
Institutionen in der konstitutionellen Demokratie 

aber auch von den Bürgerinnen und Bürgern 
getragen werden. Damit ist von den ungeschrie-
benen Voraussetzungen zu sprechen – es sind 
eben diese berühmten Voraussetzungen, von 
denen der freiheitliche Staat lebt, die er aber 
selbst nicht garantieren kann. Um der Freiheit 
willen kann er sie mit den ihm eigenen Mitteln 
des Rechts und autoritativen Gebots nicht er-
zwingen. Denn dann verlöre der Staat nicht nur 
seine Freiheitlichkeit, sondern würde wieder in 
den alten Totalitätsanspruch zurückfallen. Wie 
sollte der Staat auch den Bürgern gesetzlich vor-
schreiben können, dass diese sich moralisch oder 
gemeinwohlorientiert zu verhalten haben. Ein 
solche gesetzliche Vorschrift wurde im Zuge der 
Verfassungsreformdebatte nach der Wiederverei-
nigung zur Diskussion. Es wurde der Vorschlag 
eingebracht, das Grundgesetz um einen neuen 
Artikel zu ergänzen: »Jeder ist zu Mitmenschlich-
keit und Gemeinsinn aufgerufen.« Aber eine sol-
che, nicht in einem bestimmten Verhalten er-
zwingbare Verfassungsnorm liefe praktisch leer 
und würde die Freiheitlichkeit, die die Grund-
rechte verbürgen, in Frage stellen.  

Böckenförde hat im Wesentlichen zwei dieser 
ungeschriebenen Voraussetzungen angespro-
chen.19 Zum einen ist ein Ethos bei den Einzelnen 
notwendig, er spricht von den inneren Regulie-
rungskräften der Freiheit, derer der Staat bedarf. 
Man geht wohl nicht zu weit in der Interpretati-
on, wenn man darunter die innere Regulierungs-
instanz bei den Bürgerinnen und Bürgern ver-
steht, die diese zu moralischen Urteilen befähigt 
und zu sittlichem Handeln veranlasst. Sich sittlich 
zu verhalten bedeutet, die eigene Freiheit nicht 
auf Kosten der Freiheit der anderen zu leben. 
Böckenförde sagt aber keinesfalls, dass über die-
ses Ethos nur jene verfügen, die als Quelle ihrer 
moralischen Urteilsbildung und sittlichen Haltung 
die Zwiesprache angeben, die sie in ihrem forum 
internum über die Einhaltung der göttlichen Ge-
bote gehalten haben. Denn die Religions- und Ge-
wissensfreiheit setzt dies ja genau frei: Worauf 
die Individuen sich in ihrem Gewissen stützen, ist 
ihre eigene Entscheidung, und darin gründet die 
Anerkennung der Würde des Menschen, was 
Böckenförde auch als das Um-Willen, also den 
Zweck des Verfassungsstaats, wie er im Grundge-
setz ausgedrückt ist, charakterisiert. Die zweite 
Voraussetzung des freiheitlichen Verfassungsstaa-
tes ist ein sense of belonging, das, was die Bürger 
sich zu einer Gemeinschaft als zugehörig fühlen 
lässt. Böckenförde drückt dies als »homogenitäts-
verbürgende Kraft« aus, was ihm viel Kritik be-
schert hat, da man dies in einer Linie stehend mit 
Carl Schmitts Verständnis von Homogenität gese-
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hen hat.20 Es wäre aber ein Missverständnis darin 
nun jene Homogenität zu sehen, die mit dem 
Konzept der Nation im Sinne eines Nationalismus 
verbunden ist, bei dem die Angehörigen der Nati-
on sich in exklusiver Weise als Mitglieder einer 
besonderen Volksgemeinschaft erachten. Dieses 
Konzept ist in Deutschland ein für alle Mal dis-
kreditiert und so versteht es Böckenförde auch 
nicht. Aber gerade, wenn der Staat die individuel-
le Freiheit der Bürger anerkennt, stellt sich die 
Frage, was ihn angesichts der Pluralität der Le-
bensentwürfe zusammenhält. Was, so fragt Bö-
ckenförde, ist das der Freiheit vorausliegende 
einigende Band? Seine Äußerungen sind hier 
nicht systematisch ausgearbeitet, ihm kam es vor 
allem darauf an, die Frage zu stellen. Aber wo-
rauf er hingewiesen hat, ist die Bedeutung der 
Einigkeit über das Unabstimmbare, die in einer 
Bürgerschaft gegeben sein soll, was er unter 
Rückgriff auf den sozialdemokratischen Rechtspo-
litiker Adolf Arndt – der ihm, dem wertkonserva-
tiven Katholiken, den Weg in die SPD gebahnt 
hat – ausgeführt hat. Damit ist nicht gemeint, die 
Interpretationen der grundlegenden Verfassungs-
prinzipien vollkommen vom demokratischen 
Streit abzuschotten, was ja weder möglich noch 
wünschenswert angesichts des vitalen Austauschs 
in der offenen Gesellschaft der Verfassungsinter-
preten wäre. Aber es soll doch ein Bewusstsein 
vorhanden sein, dass eben Rechte der Freiheit, 
Rechte von Minderheiten nicht zur Disposition 
stehen können.  

Damit sind die Überlegungen bei der Diskussion 
angelangt, was in dem neuen »Gemeinsamen 
Wort« der beiden Kirchen als Erfordernis demo-
kratischer Sittlichkeit gefasst wird.21 Darunter ist 
zunächst einmal die Bereitschaft zu verstehen, 
die öffentliche Angelegenheiten mitzugestalten – 
Demokratie braucht Bürgerinnen und Bürger, die 
bereit sind, für Ämter zu kandidieren, die sich 
einmischen, die ihre Stimme erheben, die sich 
verantwortlich fühlen. Wenn alle Bürgerinnen 
und Bürger sich darauf beschränken würden, nur 
die geschriebenen rechtlichen Pflichten zu erfül-
len, würde die Demokratie bald leer gelaufen 
sein, sie würde implodieren. Vielmehr sind auch 
die ungeschriebenen bürgerschaftlichen Pflichten 
zu erfüllen – wählen zu gehen und auch gewählt 
zu werden, ist daher nicht nur ein Recht, sondern 
auch eine Verpflichtung und die Tatsache, dass 
liberale Demokratien wie etwa Australien eine 
rechtlich fixierte Wahlpflicht kennen, zeigt, dass 
es ganz und gar nicht abwegig ist, Rechte auch 
als Pflichten zu denken. 

Die Ethosverpflichtung, der die Bürgerinnen und 
Bürger in der Demokratie unterliegen, lässt sich 
auch mit der Figur des Amtes deutlich machen. 
Allen Bürgerinnen und Bürgern kommt ein Amt 
zu, ein ideelles Amt: Sie sollen sich bei der 
Stimmabgabe und überhaupt bei ihrem politi-
schen Engagement fragen, ob das, was sie wollen 
und tun, nur für ihre eigenen Interessen gut ist 
oder auch im Lichte der Interessen anderer Be-
stand haben kann, ob es also für alle gut ist. In 
einer Zeit, in der das individuelle und kollektive 
Handeln auch jenseits der Grenzen des eigenen 
Staats Folgen für andere hat, ist zudem zu be-
denken, dass das, was für alle gut ist, nicht mehr 
nur im Horizont der eigenen Bürgerschaft über-
legt werden kann. Im Grunde sind mit der demo-
kratischen Sittlichkeit die sozio-moralischen Vo-
raussetzungen des Bürgers als allgemein-ethische 
und spezifisch-politische Tugenden aufgerufen. 
Die Tugenden korrespondieren den Rechten des 
Bürgers als ethische Pflichten, wie Claus Offe 
einmal herausgestellt hat.22 Da wäre einmal der 
Respekt vor Andersdenkenden und Toleranz. Das 
entspricht im Grunde den bürgerlichen Freiheiten 
mit ihrem Schutz der Privatautonomie: nämlich 
die von den eigenen Ansichten und Glaubensauf-
fassungen abweichenden Überzeugungen zu er-
dulden. Den politischen Rechten und den daraus 
folgenden kollektiv verbindlichen, im Wege der 
Mehrheitsregel zustande gekommenen Entschei-
dungen korrespondiert die Tugend des Vertrau-
ens, denn ohne Vertrauen in die grundsätzliche 
Vernünftigkeit und Redlichkeit der Mitbürger 
könnte derjenige, der in der Minderheit ist, die 
Mehrheitsentscheidung schlecht ertragen. Den 
sozialen Teilhaberechten korrespondiert schließ-
lich die Tugend der Solidarität: nämlich seitens 
der wirtschaftlich starken Bürger sich auch jen-
seits der Steuerpflicht sozial verantwortlich zu 
zeigen und seitens der wirtschaftlich schwäche-
ren Bürger die wohlfahrtsstaatlichen Leistungen 
nicht auszunutzen.  
 
Hinzukommen sollten zudem Fairness in der Aus-
einandersetzung, Anständigkeit im Umgang, 
Wahrhaftigkeit, eine Anerkennung von sachli-
chen Argumenten und wissenschaftlicher Über-
prüfbarkeit von Argumenten – Haltungen und 
Praktiken, die im Zeitalter von fake news, digita-
len Filterblasen und alternative facts nicht selbst-
verständlich sind – und schließlich gehören in 
diese Auflistung auch die für demokratische Wil-
lens- und Entscheidungsbildungsprozesse not-
wendige Kompromissfähigkeit wie auch der Mut 
zur Kontroverse. 
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IV. Fazit 

Die richtige Erkenntnis, dass Leitkultur auch als 
ein politischer Kampfbegriff genutzt wird, darf 
nicht den Blick darauf verstellen, dass gerade 
eine freiheitliche Gesellschaft auf bestimmte Hal-
tungen und Praktiken in der Bürgerschaft und der 
insgesamt auf dem Staatsgebiet lebenden Bevöl-
kerung angewiesen ist, die der Staat mit den Mit-
teln des Rechts nicht erzwingen kann. Allein auf 
den Universalismus der Menschenrechte, der sich 
mit dem Verfassungspatriotismus verbindet, auf 
das Grundgesetz und die geltenden Gesetze zu 
verweisen, reicht heute nicht aus. Es muss er-
klärt, beschrieben, begründet werden, dass sich 
mit einer auf die Menschenrechte gegründeten 
freiheitlichen und demokratischen Gesellschaft 
auch eine bestimmte Haltung verbindet, die sich 
in bestimmten sozialen Praktiken, in einem glei-
chen Respekt gegenüber jedem Menschen unab-
hängig von Geschlecht und sexueller Orientie-
rung, in Toleranz gegenüber Andersdenkenden, 
in der Wertschätzung ziviler politischer Konflikte 
als Mittel der Problemlösung und vielem mehr 
zeigt. Eine solche Gesellschaft kennt zwar den 
legitimen Raum für Andersheit und Abweichung, 
aber sie verlangt zugleich auch eine Loyalität 
gegenüber der Verfassungsordnung, die über 
bloßen Rechtsgehorsam hinausgeht. Gegenüber 
denen, die in der deutschen Gesellschaft als deut-
sche Staatsbürger geboren sind und die etwa als 
Anhänger von Pegida rassistisch denken, die die 
Demokratie verachten und die Gewalt als ein 
Instrument ansehen, um ihren Ansichten Geltung 
zu schaffen, muss man die Mittel des Rechtsstaats 
einsetzen und zugleich eine harte politische Aus-
einandersetzung führen. Unter den gesicherten 
Bedingungen von siebzig Jahren rechtsstaatlicher 
Demokratie in der Bundesrepublik, inklusive des 
Glücks einer friedlichen Revolution vor nun bald 
dreißig Jahren, konnte man sich bis vor gar nicht 
so langer Zeit kaum vorstellen, einmal in eine 
Situation zu kommen, das Grundgesetz in exis-
tentiell herausfordernder Weise verteidigen zu 
müssen. Aber nicht nur die derzeitige Entwick-
lung in der ältesten Demokratie der modernen 
Welt, in den USA, macht klar, dass es für keine 
politische Ordnung eine Bestandsgarantie gibt 
und ein freiheitlicher Verfassungsstaat sich eben 
nicht von alleine erhält. Es bedarf vielmehr der 
teilnehmenden Sorge um das politische Gemein-
wesen von allen Bürgerinnen und Bürgern. 
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Schlusswort  
Von Dr. h.c. Wolfgang Thierse, Bundestagspräsident a.D., Vorsitzender des Politischen 
Clubs der Evangelischen Akademie Tutzing 

Evangelische Akademie Tutzing, 23. Juni 2019 

Ich bin sehr einverstanden mit der Warnung vor 
Pauschalisierungen: die Politiker, die Jugend, die 
Alten. Die Politiker hören nicht zu, die Alten hö-
ren nicht zu, die Jugend hört nicht zu. Das ist 
immer gefährlich – wir sind in jeder Hinsicht ein 
bunter Haufen. Und ich will auch noch sagen, 
weil ich den Ärger, die Wut, die Empörung ver-
stehe: Die Demokratie ist unter anderem deshalb 
eine so furchtbar anstrengende Angelegenheit, 
weil sie keine Veranstaltung ist, die garantiert, 
dass man Recht bekommt. Sie ist nur eine Veran-
staltung, die ermöglicht, dass man für sein Recht 
streitet. Das allerdings – dazu lädt sie ausdrück-
lich ein. Aber Recht zu bekommen, das kann sie 
nicht versprechen, sondern das wird im Streit 
und in den Konflikten und nach Regeln des 
Rechts selber ausgetragen. Das will ich nun aus-
drücklich sagen und ermuntern, diesen Streit 
auszufechten. Und deswegen sage ich immer: Die 
wirkliche demokratische Politik ist klein, grau, 
hässlich, schweißtreibend und enttäuschungsbe-
haftet – aber sie ist großartig.  

Und das gilt für das Grundgesetz. Es ist in einer 
bestimmten Weise ein Wunder, ein großes Ge-
schenk, von dem man noch gar nicht wusste am 
Anfang, wie großartig das Geschenk ist. Aber es 
gilt für das Grundgesetz, was schon für die Wei-

marer Verfassung gilt: Sie bliebe abstrakt, leer, 
wenn sie nicht gefüllt wird vom demokratischen 
Engagement – von Leuten, um mit Frau Prof. 
Stein zu reden, die »demokratische Sittlichkeit« 
leben.  

Die Weimarer Verfassung war eine großartige 
Verfassung. Die Weimarer Republik ist nicht an 
der Verfassung zugrunde gegangen, sondern an 
den Demokraten, an der Zerstrittenheit der De-
mokraten oder am Schluss an ihrer Schwäche. 
Dieses Engagement, unser Grundgesetz zu leben, 
das bleibt nach wie vor entscheidend. Gerade 
auch angesichts der Gefährdung, der Erosion, der 
Erschütterung unserer Gesellschaft, der dramati-
schen Veränderungen, die gleichzeitig stattfinden 
und die ja verständlicherweise, erklärlicherweise 
bei vielen Menschen Ängste, Zukunftsängste  
oder, wie ich das gelegentlich nenne, Entheima-
tungsbefürchtungen auslösen und den Wunsch 
nach den schnellen, den radikalen Lösungen, ja 
nach der Erlösung provozieren. Das ist immer 
eine gefährliche Situation, das ist die Stunde der 
Populisten. Und in einer solchen Situation die 
Demokratie des Grundgesetzes zu verteidigen – in 
ihrer Enttäuschungsbehaftetheit, in ihrer Mühse-
ligkeit –, das verdient unsere gemeinsame An-
strengung.  
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Aus der epd-Berichterstattung

 Grundgesetz ist Grundpfeiler des Rechtsstaates 

Politischer Club der Evangelischen 
Akademie Tutzing zu neuen Her-
ausforderungen für die Verfas-
sung  
 
Von Achim Schmid 
 
Tutzing (epd). Das Grundgesetz 
ist in den letzten 70 Jahren ein 
Grundpfeiler für die Stabilität in 
Deutschland gewesen, steht jetzt 
aber vor neuen Herausforderun-
gen. Dieses Fazit zogen Juristen, 
Theologen und Politiker bei der 
Sommertagung des Politischen 
Clubs der Evangelischen Akade-
mie Tutzing zu 70 Jahren Grund-
gesetz.  
 
Wie der frühere Bundestagsprä-
sident Wolfgang Thierse als Lei-
ter des Politischen Clubs zur 
Eröffnung der Tagung am Abend 
des 21. Juni sagte, sei das Grund-
gesetz eine Erfolgsgeschichte und 
die Grundlage des demokrati-
schen Zusammenlebens. Nach 
der Wende hätten sich die dama-
ligen DDR-Bürger nicht nur we-
gen der florierenden Wirtschaft, 
sondern auch wegen des Grund-
gesetzes unter das Dach der BRD 
begeben.  
 
Das Grundgesetz sei vor 70 Jah-
ren zwar als Provisorium ge-
schaffen worden, habe sich dann 
jedoch schnell zu einem tragen-
den Fundament von Staat und 
Gesellschaft entwickelt, sagte 
Thierse. Allerdings müsse das 
Grundgesetz weitergeschrieben 
und beispielsweise um die Kapi-

tel Kinderrechte, Klimaschutz, 
Nachhaltigkeit und Generatio-
nengerechtigkeit erweitert wer-
den.  
 
Als konkrete Herausforderung für 
das Grundgesetz nannte der frü-
here Bundesverfassungsgerichts-
Präsident Hans-Jürgen Papier die 
Digitalisierung. Denn auch ange-
sichts der gewachsenen Möglich-
keiten von Unternehmen, Orga-
nisationen oder staatlichen 
Diensten, auch private Daten zu 
speichern, auszuwerten und zu 
verwenden, müsse durch das 
Grundgesetz der Schutz der Per-
sönlichkeit und des Telekommu-
nikationsgeheimnisses gewahrt 
bleiben. Das Bundesverfassungs-
gericht habe die Aufgabe, immer 
wieder neu Schutzfunktionen für 
die Grund- und Freiheitsrechte 
der Menschen zu entwickeln. Es 
sei die Voraussetzung für den 
freiheitlichen Rechtsstaat, dass 
alle staatliche Gewalt der Kon-
trolle durch eine unabhängige 
Verfassungsgerichtsbarkeit un-
terworfen sei.  
 
Der Kern des Grundgesetzes ist 
Papier zufolge die Balance zwi-
schen Freiheit und Sicherheit. 
Dazu gehöre auch der Schutz der 
privaten Lebensgestaltung der 
Menschen, die unantastbar sei, 
weshalb beispielsweise generelle 
Lauschangriffe oder Überwa-
chungen von Wohnungen nicht 
mit dem Grundgesetz vereinbar 
seien. Nicht alles, was politisch-
ökonomisch sinnvoll oder tech-

nisch möglich ist, sei auch ver-
fassungsrechtlich erlaubt.  
 
Den mühsamen Weg der evange-
lischen Kirche zu Grundgesetz 
und Rechtsstaat beschrieb der 
Ethiker und Theologe Hans-
Richard Reuter. Während es die 
Weimarer Republik noch mit 
einem »Nationalprotestantismus« 
zu tun hatte, der anfällig für 
völkische Parolen gewesen sei, 
gehöre die evangelische Kirche 
heute zu den »entschiedensten 
Verteidigern« der grundgesetzli-
chen Ordnung in Deutschland, 
betonte der ehemalige Direktor 
des Instituts für Ethik und an-
grenzende Sozialwissenschaften 
der Universität Münster am 22. 
Juni in seinem Redemanuskript. 
Denn die Kirche biete Raum für 
ehrenamtliches Engagement und 
Freiwilligen-Netzwerke, die für 
ein demokratisches Gemeinwe-
sen unverzichtbar seien, und 
trete im Schulterschluss mit der 
katholischen Kirche für sozialen 
Ausgleich in der Gesellschaft, 
menschenrechtskompatible Zu-
wanderungsregelungen und eine 
verantwortlich gestaltete digitale 
Kommunikation ein.  
 
Der Politische Club der Akade-
mie findet seit 1954 zweimal im 
Jahr statt und gilt als Seismo-
graph für die politische Debatte 
in Deutschland.  

(epd-Landesdienst Bayern, 
23.06.2019) 

 

 Ethiker: Protestantismus ist Verteidiger des Grundgesetzes 

Tutzing (epd). Der Protestantis-
mus gehört nach Auffassung von 
Professor Hans-Richard Reuter 
zu den »entschiedensten Vertei-
digern« der grundgesetzlichen 
Ordnung in Deutschland. Denn 
die Kirche biete Raum für ehren-
amtliches Engagement und Frei-

willigen-Netzwerke, die für ein 
demokratisches Gemeinwesen 
unverzichtbar seien, betonte der 
ehemalige Direktor des Instituts 
für Ethik und angrenzende Sozi-
alwissenschaften der Universität 
Münster, in seinem vorab zur 
Verfügung gestellten Redemanu-

skript am 22. Juni bei dem Politi-
schen Club der Evangelischen 
Akademie Tutzing zu 70 Jahren 
Grundgesetz. Zusammen mit der 
katholischen Kirche trete die 
evangelische Kirche für sozialen 
Ausgleich in der Gesellschaft, 
menschenrechtskompatible Zu-
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wanderungsregelungen und eine 
verantwortlich gestaltete digitale 
Kommunikation ein.  
 
Früher habe sich der deutsche 
Protestantismus mit der Demo-
kratie indes schwergetan, erläu-

terte Reuter. So habe etwa die 
Weimarer Republik einem »Nati-
onalprotestantismus« gegenüber 
gestanden, der für völkische 
Parolen anfällig gewesen sei. 
Und auch nach 1945 habe das 
Hauptinteresse der Kirche zuerst 

einer Rechristianisierung des 
Staates gegolten. Die Christlich-
keit des Staates sei damals der 
Maßstab für die Bewertung des 
Grundgesetzes gewesen.  

(epd-Landesdienst Bayern, 
23.06.2019)

 Papier: Digitalisierung ist Herausforderung für das Grundgesetz 

Tutzing (epd). Das Grundgesetz 
steht nach Auffassung des frühe-
ren Bundesverfassungsgerichts-
Präsidenten Hans-Jürgen Papier 
durch die Digitalisierung vor 
neuen Herausforderungen. Auch 
angesichts der gewachsenen 
Möglichkeiten von Unternehmen, 
Organisationen oder staatlichen 
Diensten, private Daten zu spei-
chern, auszuwerten und zu ver-
wenden, müsse durch das 
Grundgesetz der Schutz der Per-
sönlichkeit und des Telekommu-
nikationsgeheimnisses gewahrt 
bleiben, sagte Papier am Abend 
des 21. Juni bei der Eröffnung 
der Sommertagung des Politi-

schen Clubs der Evangelischen 
Akademie Tutzing zu 70 Jahren 
Grundgesetz. 
 
Der Kern des Grundgesetzes ist 
Papier zufolge die Balance zwi-
schen Freiheit und Sicherheit. 
Dazu gehöre auch der Schutz der 
privaten Lebensgestaltung der 
Menschen, die unantastbar sei, 
weshalb beispielsweise generelle 
Lauschangriffe oder Überwa-
chungen von Wohnungen nicht 
mit dem Grundgesetz vereinbar 
seien. Nicht alles, was politisch-
ökonomisch sinnvoll oder tech-
nisch möglich ist, sei auch ver-
fassungsrechtlich erlaubt.  

Ein besonderer Wert des Grund-
gesetzes sei es, dass durch diese 
Verfassung die Menschenrechte 
und die Grundrechte individuell 
einklagbar seien, sagte Papier. 
Außerdem könnten sich die Bür-
ger mit Verfassungsbeschwerden 
direkt an das Bundesverfassungs-
gericht in Karlsruhe wenden. 
Diese Verfassungsbeschwerden, 
von denen im Jahr rund 6.000 
eingehen, hätten immer wieder 
zu grundlegenden Entscheidun-
gen geführt.  

(epd-Basisdienst, 24.06.2019) 
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22/19 – Berichte vor der Synode: Landesbischof 
Gerhard Ulrich (Landessynode der Nordkirche, 
Rostock-Warnemünde, 28. Februar 2019), Landesbi-
schöfin Ilse Junkermann (Landessynode der Evangeli-
schen Kirche in Mitteldeutschland, Kloster Drübeck,  
9. Mai 2019) / Von blinder Wut, heiligem Zorn und 
politischer Empörung – Zum Umgang mit Emotionen 
in Politik und Religion (Akademiedirektor Dr. Thors-
ten Latzel – 24 Seiten / 3,60 € 

23/19 – Antisemitismus in gegenwärtigen gesell-
schaftlichen Debatten: Tendenzen – Erscheinungs-
formen – Gegenwirkung (Konferenz an der Goethe-
Universität Frankfurt am Main, 28. bis 29. November 
2018) – 68 Seiten / 5,60 €  

24/19 – Gerechtigkeit, Frieden, Bewahrung der 
Schöpfung – 30 Jahre Ökumenische Versammlung in 
der DDR (Tagung in der Katholischen Akademie in 
Berlin, 27. März 2019) – 28 Seiten / 3,60 €  

25/19 – Kirchentag und AfD (Dr. Julia Helmke/ 
Prof. Dr. Hans Michael Heinig/Prof. Dr. Thorsten 
Moos) – 32 Seiten / 4,30 € 

26/19 – »Evangelisches Profil im Kontext einer plu-
ralen Gesellschaft« Kirchliche und diakonische Orga-
nisationsentwicklung im Spiegel von pluraler Gesell-

schaft und Recht (Tagung an der Evangelischen Aka-
demie Hofgeismar) – 60 Seiten / 5,30 €  

27/19 – VELKD-Bischofskonferenz »Leitung in der 
Kirche« (Klausurtagung der Bischofskonferenz der 
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutsch-
lands (VELKD), 15. bis 18. März 2019, Straßburg/ 
Strasbourg, Frankreich/France) – 48 Seiten / 4,80 € 

28/19 – 37. Deutscher Evangelischer Kirchentag (1). 
Predigt im Eröffnungsgottesdienst und Bibelarbeiten. 
Dortmund, 19. bis 23. Juni 2019 – 32 Seiten / 4,30 € 

29/19 – Möglichkeiten und Herausforderungen ge-
waltfreier Konfliktbearbeitung (Heidelberger Ge-
spräch 2019, 8. und 9. März 2019) – 44 Seiten / 4,80 € 

30/19 – Der Pfarrberuf. Profil und Zukunft (Sympo-
sium der Akademie der Versicherer im Raum der Kir-
chen, 20. bis 22. März 2019, Evangelische Tagungs-
stätte Hofgeismar) – 88 Seiten / 6,80 € 

31-32/19 – Christliche Friedensarbeit hat Geschichte 
– Tagung zu 50 Jahre »Aktionsgemeinschaft Dienst 
für den Frieden« (AGDF) (Bonn, Friedrich-Ebert-
Stiftung, 28. bis 29. März 2019) – 92 Seiten / 7,50 € 

33/19 – Religion und Staat – Zwischen Kooption und 
Kooperation: Südafrikanische und deutsche Erfah-
rungen im Dialog (Tagung der Evangelischen Akade-
mie Tutzing in Kooperation mit der Ecumenical Foun-
dation of Southern Africa), 13. bis 15. Februar 2019 – 
84 Seiten / 6,80 € 

34/19 – »Zwei Völker – ein Land. Eine biblische 
Vision für Frieden zwischen Israel und Palästina« 
(Bischof Dr. Hans-Jürgen Abromeit vor der Jahreskon-
ferenz der Evangelischen Allianz, 1. August 2019) – 
Erklärung von Bischof Abromeit zu aktuellen Medi-
enberichten anlässlich seines Vortrags zum Israel-
Palästina-Friedensprozess (5. August 2019) – State-
ment der Nordkirche: Klare Haltung gegen jede 
Form von Antisemitismus – Reaktion auf Vortrag 
von Bischof Dr. Abromeit zum Israel-Palästina-
Friedensprozess (5. August 2019) – 20 Seiten / 2,80 € 

35/19 – 37. Deutscher Evangelischer Kirchentag (2). 
Hauptpodien, Dortmund, 19. bis 23. Juni 2019 
28 Seiten / 3, 60 € 

36/19 – Menschenrechte sind unteilbar – Flücht-
lingsschutz in Deutschland und Europa (19. Berliner 
Symposium zum Flüchtlingsschutz, 24. bis 25. Juni 
2019) – 40 Seiten / 4,30 €  

37/19 – Auf dem Weg des Gerechten Friedens –  
Kirche und Gesellschaft 100 Jahre nach dem Ende 
des 1. Weltkrieges (Beiträge einer Gedenktagung der 
Evangelischen Akademie Bad Boll, 23. bis 24.  
November 2018) – 64 Seiten / 5,60 €  

38-39/19 – Theologische Phantasie und soziologi-
sches Lernen (Texte zur Verabschiedung von Gerhard 
Wegner als Direktor des Sozialwissenschaftlichen Insti-
tuts (SI) der Evangelischen Kirche in Deutschland – 
100 Seiten / 8,20 €  

40/19 – Die Kurden – Ein Volk ohne Staat. Tagung 
der Evangelischen Akademie im Rheinland und des 
Vereins NAVEND – Zentrum für Kurdische Studien, 
Bonn, 4. Mai 2019 – 48 Seiten / 4,80 €  
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41/19 – medien║kontrolle – Wer kontrolliert die 
Kontrolleure? (Südwestdeutsche Medientage 2019 
Veranstaltung der Evangelischen Akademie der Pfalz 
und der Landeszentrale für politische Bildung Rhein-
land-Pfalz) – 36 Seiten / 4,30 €  

42/19 – 37. Deutscher Evangelischer Kirchentag (3). 
Dortmund, 19. bis 23. Juni 2019 – 36 Seiten / 4,30 €  

43/19 – Geschlecht – Gesellschaft – Gewalt (Tagung 
der Evangelischen Akademie Hofgeismar, 24. bis  
26. Mai 2019) – 64 Seiten / 5,60 €  

44/19 – ÜberWunden. Zweites Forum zum Bußwort 
des Landeskirchenrats der EKM vom Bußtag 2017, 
Erfurt, 25. Mai 2019 – 36 Seiten / 4,30 € 

45/19 – Nachhaltige Ernährung – Beiträge von Kir-
che und Diakonie zur Ernährungswende. 2. Nachhal-
tigkeitsforum der EKD, Evangelische Akademie Bad 
Boll, 9. bis 10. September 2019 – 56 Seiten / 5,30 € 

46/19 – Blumhardt-Gedenken: Damit die Schöpfung 
vollendet werde ... (Gedenktagung und  
-veranstaltungen der Evangelischen Akademie  
Bad Boll) – 56 Seiten / 5,30 € 

47/19 – Sommerempfang des Konfessionskundlichen 
Instituts Bensheim (3.9.2019) – Gemeinsam am Tisch 
des Herrn (Texte zum Votum des ÖAK, Frank-
furt/Main, 11.9.2019) – Ecumenism, is It Still On? 
(Landesbischof Manzke, Madrid, 16.9.2019) –  
10. Weltversammlung von »Religions for Peace« 
(Lindau, 20.-23.8.2019) – 32 Seiten / 4,30 € 

 

48/19 – Wort des Bischofs – Herbsttagung 2019 der 
4. Synode der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz (Von Bischof 
Dr. Markus Dröge, Berlin, 24. Oktober 2019) – Persön-
liches Wort an die 27. Landessynode der Evange-
lisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens (Von 
Landesbischof a.D. Dr. Carsten Rentzing, Dresden,  
15. November 2019) – 20 Seiten / 2,80 € 

49/19 – Ökumenischer Lagebericht 2019 des Konfes-
sionskundlichen Instituts (Kollegium des Konfessions-
kundlichen Instituts des Evangelischen Bundes, Ar-
beitswerk der EKD, Bensheim) – 40 Seiten / 4,30 € 

50/19 – Synodentagung 2019 in Dresden (1)  
6. verbundene Tagung der 12. Generalsynode der  
VELKD, der 3. Vollkonferenz der UEK und der  
12. Synode der EKD – 32 Seiten / 4,30 €  

51/19 – Geschichte, die dampft (kirchenhistorische 
Vorträge auf der Tagung »Bilder tauschen – Kirche in 
der DDR«, Evangelische Akademie Thüringen, 12. bis 
14. September 2019) – 36 Seiten / 4,30 € 
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1-2/20 – GKKE-Rüstungsexportbericht 2019   
72 Seiten / 5,90 €  

3/20 – Synodentagung 2019 in Dresden (2)  
6. verbundene Tagung der 12. Generalsynode der  
VELKD, der 3. Vollkonferenz der UEK und der  
12. Synode der EKD – 32 Seiten / 4,30 € 

4/20 – In Stein gemeißelt – zum Umgang mit einge-
furchten antisemitischen Bildern (Tagung der Evan-
gelischen Akademie zu Berlin, Lutherstadt Wittenberg) 
60 Seiten / 5,30 €  

5/20 – Synodentagung 2019 in Dresden (3)  
6. verbundene Tagung der 12. Generalsynode der  
VELKD, der 3. Vollkonferenz der UEK und der  
12. Synode der EKD – 52 Seiten / 5,30 € 

6/20 – Organspende (Diskussion und Entscheidung im 
Deutschen Bundestag, 16. Januar 2020) 
60 Seiten / 5,30 € 

7/20 – 70 Jahre Grundgesetz – »Was ist unsere Ver-
fassung wert?« (Beiträge der Sommertagung des Politi-
schen Clubs der Evangelischen Akademie Tutzing, 21. 
bis 23. Juni 2019) – 52 Seiten / 5,30 € 

 

 



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.3
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize false
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts false
  /TransferFunctionInfo /Remove
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 250
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 350
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.14000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 250
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 350
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.14000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1000
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError false
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice




